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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Einen schönen guten Morgen, meine Damen und Herren! 

Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen.

Die 19. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt sind die Abgen Mag Chorherr, Frau Abg Kato, Frau Abg Korosec, Herr Abg Dipl Ing Margulies, Frau Abg Mag Ringler und Herr Abg Woller.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/00333/2004/0002-KFP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Herbert Madejski gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Durch die EU-Ostöffnung ergibt sich ein erhöhter Bedarf an Überprüfungen von LKW´s und PKW´s aus dem Ausland lt § 58 KFG. Wie können Sie als verantwortlicher Stadtrat in einer solchen Situation verantworten, dass im Jahr 2004 bei der Landesprüfanstalt das Nachtarbeitsstundenkontingent gegenüber dem Vorjahr um 3% gekürzt statt erhöht wurde?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zu Ihrer Anfrage, Herr Abg Madejski, darf ich Ihnen Folgendes mitteilen: Die Landes- Kraftfahrzeugprüfstelle führt gemeinsam mit der zuständigen Behörde, und das ist die Bundespolizeidirektion Wien, Fahrzeugprüfungen gemäß § 58 durch. Bei diesen Überprüfungen hat sich der im Verhältnis zu den eher älteren, im lokalen Ziel- und Quellverkehr eingesetzten heimischen LKWs, durchaus gute Zustand der modernen Transit-LKW-Flotte herausgestellt. Dazu hat sich sogar ein geringeres Durchschnittsalter der LKW-Flotte der neuen Beitrittsländer, bedingt durch einen offensichtlichen Totalersatz der veralteten und schon wegen des hohen Treibstoffverbrauchs nicht wirtschaftlich zu betreibenden Ostblock-LKW, beobachten lassen. Ein unmittelbarer Bedarf an zusätzlichen § 58-Überprüfungen von Fahrzeugen der neuen Beitrittsländer aus dem Titel der Verkehrs- und Betriebssicherheit erscheint daher nicht gegeben.

In Wien fällt die Zuständigkeit für die Überprüfung der § 58-Kontrollen in den Bereich der Bundespolizeidirektion Wien und es ist Aufgabe der zuständigen Behörde, sich um die Mitwirkung von Sachverständigen zu bemühen. Da es sich bei der Bundespolizeidirektion Wien um eine Bundesbehörde handelt, wäre die Bundesprüfanstalt aus dem Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie eigentlich die richtige Stelle für Sachverständige. Dort gab es in den letzten Jahren dramatische Personalrückgänge, und diese Personalreduktionen haben dazu geführt, dass die Landesprüfstelle seit Anfang 2003 auf Ersuchen der Bundespolizeidirektion Wien 12 bereits vereinbarte Tage und 12 ebenso vereinbarte Nachtschwerpunkte von der Bundesprüfanstalt übernehmen musste. 

Wir haben das sehr gerne getan, nicht weil wir uns als Landesprüfstelle vordrängen wollen, sondern weil wir der Ansicht sind, dass es die Verkehrssicherheit wert ist, Überprüfungen gemeinsam mit der Bundespolizei durchzuführen. 

Diese Verlagerung von 12 Tages- und 12 Nacht-prüfungen hat zur Erhöhung der Überstundenleistungen in der Landesprüfstelle von 1 200 auf 1 900 Stunden geführt. (Abg Kurt-Bodo Blind: Das wird zu wenig sein!)

Das heißt, die für heuer veranschlagten 1 840 Stun-den stellen gegenüber den veranschlagten Überstunden vom Vorjahr noch immer eine über 50-prozentige Steigerung dar. Und Ihr Informant hat offensichtlich nicht die ausreichende Information, denn die fehlenden 60 Stun-den auf das gesamte im Vorjahr geleistete Kontingent stehen ebenfalls zur Verfügung, werden aber zurückgehalten, um für Notfälle, wenn wiederum einmal die Bundesprüfanstalt ausfällt, noch Kontingente zur Verfügung zu haben. 

Lassen Sie mich daher zusammenfassend zu Ihrer Frage sagen: Wir sorgen dafür, dass es ausreichend Prüfmöglichkeiten gibt, wir sorgen dafür, dass wir auch dort einspringen können, wo der Bund aus unreflektierten Einsparungsmaßnahmen einfach nicht die ausreichende Qualität hat, und wir haben uns auch bei den Landesverkehrsreferententreffen mit dem Bundesminister dazu bekannt, dass wir dort aushelfen, wo der Bund ganz offensichtlich versagt hat, nämlich ein ordentliches Transitabkommen zu Stande zu bringen. Wir haben uns dort bereit erklärt, unseren Prüfzug für solche § 58-Überprüfungen auch außerhalb der Stadtgrenzen einzusetzen und auf den Ausfahrtsplätzen, die von der Bundespolizeidirektion oder vom Landesgendarmeriekommando Niederösterreich festgelegt werden, auch mitzuhelfen, dass die Überprüfungen der Transit-LKWs verstärkt und intensiver stattfinden können. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke für die Beantwortung. 

Die erste Zusatzfrage, Herr Abg Dr Madejski.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Wenn man Ihnen so zuhört, hat man ja direkt den Eindruck, dass die Landesprüfstelle nur mehr die Ergänzung der Bundesprüfstelle ist. So ist es aber rechtlich ja überhaupt nicht.

Im Übrigen habe ich keinen geheimen Informanten, sondern ich habe mich vor Ort erkundigt und habe vor Ort mit verantwortlichen Beamten der MA 46 gesprochen. Und ich möchte Sie daher fragen, wenn ich Ihre Antwort jetzt höre, die wahrscheinlich ja auch aus dem Ressort kommt, denn die haben Sie ja heruntergelesen - es ist auch ein sehr kompliziertes Thema, gebe ich auch zu -, und so hat man es Ihnen eben gesagt, dann möchte ich Sie schon fragen, wieso wurde dann, wenn ohnedies nur 1 200 Stunden notwendig waren und der Rest für den Bund sozusagen zur Verfügung gestellt wurde, was in Wirklichkeit gar nicht so stimmt, wieso wurde dann seitens der Landesprüfstelle insgesamt um 2 000 Stun-den angesucht? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Kollege Madejski, Sie haben ganz offensichtlich einen Punkt gefunden, der nicht ganz so aufgeht, wie Sie sich das bei der Frageformulierung wahrscheinlich gedacht haben. Ich möchte Sie darauf hinweisen: Es gibt unterschiedliche Zuständigkeiten. § 58-Überprüfungen sind solche, die die Polizei, die Verkehrspolizei durchführt und sich dabei Sachverständiger bedient. Diese Sachverständigen werden von der Bundesprüfanstalt dafür gestellt.

Zu den Aufgaben der Landesprüfstelle: Auch hier gibt es eine klare Definition, wo hier die Schwerpunkte zu liegen haben. Und diese Schwerpunkte beziehen sich eben nicht auf die § 58-Überprüfungen, sondern auf § 56 und § 57a, wo es um die Fahrzeugüberprüfung auf Vorladung geht, beziehungsweise die § 57a-Überprüfungen der LKW in der Landesprüfstelle selbst, und haben nichts mit den ad hoc-Prüfungen auf Grund vermuteter Verkehrsuntauglichkeit von LKWs, PKWs oder Motorrädern zu tun, die die Verkehrspolizei veranlasst, wie das gemäß § 58 erfolgt. Sie können aber daraus ersehen, dass die Stadt Wien massiv daran interessiert ist, die Überprüfungen zu forcieren schon alleine dadurch, dass

1. die Landesprüfstelle neu errichtet wurde, dass

2. ein Prüfzug angeschafft wurde, und dass zusätzlich zum mobilen Prüfzug Einmietungen bei mehreren KFZ-Werkstätten stattfinden, - eine sehr kostengünstige Methode, viel kostengünstiger als eine zweite Prüfstelle zu errichten - und

3. wir in diesem Bereich die Aufstockung der Überstunden während des Jahres sehr bedarfsorientiert durchgeführt haben, sehr zum Leidwesen so mancher anderer Bediensteter in der MA 46.

Aber mir ist bewusst, dass das Thema "Roadrunner", das Thema Überprüfung von LKWs, Kontrolle der Überladungen bei LKWs, Kontrolle der Fahrtauglichkeit, ein ganz entscheidender Punkt ist für die Verkehrssicherheit in dieser Stadt. Und wenn wir erreichen wollen, dass es in dieser Stadt verkehrssicherer wird, die Unfallzahlen zurückgehen und natürlich die Zahl der Verletzten und Toten reduziert wird, dann geht es darum, dass auch wir als Stadt Wien unseren Beitrag dazu leisten und überprüfen, wie die Fahrzeuge funktionieren und ob sie noch fahrtauglich sind und daraus auch die Konsequenzen bis hin zur Abnahme der Nummerntafeln ziehen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage. Herr Abg Mag Maresch, bitte.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist durchaus bezeichnend nach dem Transitdesaster in Brüssel, dass die FPÖ oder vielleicht auch später noch einmal die ÖVP versucht, das Problem so zu lösen, dass man mit Kontrollen die LKWs verschreckt. 

Ich hätte aber ganz gerne gewusst - jetzt nicht von der Bundesregierung sondern von der Wiener Landesregierung -, wie sie sich eine effektive Reduktion des LKW-Verkehrs auf den kommenden und schon bestehenden Transitrouten vorstellt. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Abgeordneter! 

Ich gebe Ihnen zweifellos Recht dabei, dass das Transitdesaster keine Angelegenheit der Stadt Wien ist in ihrer Entstehung, dass hier halt der Dilettantismus von drei FPÖ-Ministern in kürzerster Abfolge dem vierten, der jetzt im Amt ist, keine andere Möglichkeit mehr lässt 
als Placebo-Kontrollen durchzuführen. Ich gebe Ihnen durchaus Recht, dass auch der Herr Bundeskanzler geglaubt hat, er kann sich hier herausbewegen und sich als großer Europapolitiker präsentieren, indem er schon einen Kompromiss der Dänischen Präsidentschaft abgelehnt hat, über den wir alle heilfroh wären, wenn wir ihn bekommen hätten. Was die Stadt Wien und das Land Wien tun, um den Güterverkehr auf der Straße zu reduzieren, welche Maßnahmen wir hier setzen, steht nicht nur im Masterplan Verkehr, sondern äußert sich auch in ganz konkreten, bereits bis zur Umsetzungsreife gediehenen Maßnahmen. 

Ich erinnere hier an den Container-Terminal Freudenau, wo ein trimodaler Knoten entstehen wird, wo die Umladung vom Schiff - dem umweltfreundlichsten Verkehrsmittel - zur Straße und zur Schiene erfolgen kann. Dieser Containerterminal ist das einzige Projekt, das auch im Generalverkehrsplan Österreich als ein Realisierungsprojekt mit Finanzierung vorgesehen war, und wir werden alles daran setzen, dass dieser Terminal zeitgerecht bis zum Jahr 2007 zur Verfügung steht. Die Stadt Wien wird dort mit ihrer Tochter sozusagen, mit dem Wiener Hafen, entsprechend auch in Vorlage treten und die Organisation dort machen. 

Wir haben weiters die Sicherung der Flächen für den Güterterminal für das neue Güterlogistikzentrum der Bahn in Inzersdorf vor. Wir sind in intensiven Verhandlungen mit der Bahn und können auch jetzt schon feststellen, dass nach langem Hin und Her auch bei den neuen verschiedenen Gesellschaften, die jetzt im Entstehen sind bei der Bundesbahn, offensichtlich die Meinung vorherrscht, dass es notwendig ist, dieses Zentrum zu bauen. 

Wir haben weiters - und das halte ich für einen ganz wesentlichen Schritt – im Masterplan Verkehr und schon im Positionspapier dazu, im Februar 2002 unter anderem mit den Stimmen der Freiheitlichen auch, hier in diesem Gemeinderat - im Gemeinderat, nicht im Landtag - beschlossen, dass die LKW-Maut im Durchschnitt auf 29 Cent pro Kilometer angehoben werden soll, um damit eine Querfinanzierung von der Straße auf die Schiene zu ermöglichen. Dieses ist etwas, was in dieser Wegekostenrichtlinie - die vermutlich noch im Frühjahr die europäischen Gremien passieren wird - zu verankern ist. Nicht der Centbetrag, aber die Möglichkeit. Und hier geht es seitens der österreichischen Seite darum, nicht nur Lippenbekenntnisse abzulegen, sondern da geht es um zwei Dinge: Ein ordentliches Lobbying, ein gemeinsames Auftreten und nicht Kammerfunktionäre oder einzelne Landesfunktionäre, die dann am Minister vorbeipreschen und wiederum alles in Frage stellen, was vorher innerösterreichisch zum Konsens geführt hätte. Hier geht es auch darum, dabei europäisch zu denken und nicht kleinkariert österreichisch und nicht kleinkariert bezirksweise oder dorfweise, sondern hier geht es darum, eine Lösung zu finden, die den Mitgliedsstaaten dieser Europäischen Union auch entspricht. 

Und hier gibt es eine klare Möglichkeit: Europa hat die Verkehrskorridore, die TEN-Korridore festgelegt. Diese sind erweitert worden und endlich auch die Korridore, die Wien betreffen, miteinbezogen worden. Und wir müssen mit der Wegekostenrichtlinie erreichen, dass die Quersubventionierung von einem zum anderen Los innerhalb eines Korridors möglich ist. Dann kann man von der Straßenbemautung die Schiene ausbauen und die Wasserstraße, um beim Donaukorridor zu bleiben. Und daraus ergibt sich auch, dass wir mit dieser Quersubventionierung sehr wohl den Verkehr auf einem europäischen Korridor deutlich verbessern, aber nicht nur innerhalb eines Slots sondern in allen drei Slots, die zur Verfügung stehen, was den Vorteil hat, dass wir den ökologisch verträglicheren Verkehr deutlich besser fördern können als den, der ökologisch weniger verträglich ist. Das sollten wir alle gemeinsam und allen voran der Verkehrsminister, versuchen durchzusetzen. 

Wir sind als Wiener gerne bereit, hier hilfreich zu sein, unsere Lobbykontakte auszunützen, aber nur wenn wir in einer gemeinsamen Straße vorgehen können. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Herr Abg Mag Gerstl, bitte.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich bin durchaus Ihrer Meinung, dass viele Fehler in der Vergangenheit gemacht wurden, die nicht zu dem Ziel geführt haben, das wir uns alle gewünscht haben. Es ist klar, dass bereits unter Minister Streicher und unter Minister Klima die Grundlagen für den Vertrag über den Güterverkehr auf Österreichs Straßen abgeschlossen worden sind und dass sich daraus viele Unzulänglichkeiten ergeben haben, mit denen wir bis heute zu kämpfen haben. Aber ich glaube, heute geht es darum, Lösungen für die Zukunft zu finden, sie gemeinsam zu finden, und da bin ich auch Ihrer Meinung, dass es notwendig ist, über die Bezirke, über Stadtgrenzen, auch über Österreichgrenzen hinaus zu denken und hier gemeinsam zu versuchen, das Beste zusammenzubringen. 

In diesem Sinne möchte ich Sie gerne fragen: Mit 1. Jänner ist die Maut für LKWs auf Österreichs Autobahnen eingeführt worden. Wien hat befürchtet, dass zahlreiche LKWs vielleicht auf innerstädtisches Gebiet ausweichen könnten. Liegen Ihnen hier diesbezüglich bereits erste Untersuchungen vor, haben Sie schon solche Untersuchungen beauftragt, und was haben diese Untersuchungen ergeben? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! Wir haben diese Untersuchungen bereits im vergangenen Herbst begonnen, denn es macht wenig Sinn zu überprüfen, wenn wir keine Referenzperiode haben. Wir haben im vergangenen Herbst auf den am meisten gefährdeten Umgehungsstrecken Handelskai, Grüner Berg und Hadikgasse versucht, die Messungen vorzunehmen. Die Daten liegen vor und die zuständige MA 46 hat mir mitgeteilt, dass die Überprüfungen jetzt erfreulicherweise ergeben, dass offensichtlich die Umgehungsfahrten sehr gering sind und unter einem Prozent liegen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. 

Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Herr Abgeordneter Dr Madejski, bitte.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Wir werden ja heute in der Aktuellen Stunde noch Gelegenheit genug haben, über diese Problematik zu reden. Ich möchte nur kurz replizieren auf das, was Sie schon einige Male gesagt haben: Es ist ja die politische Linie der SPÖ, alles auf die Bundesregierung zu schieben. Ich möchte nur daran erinnern, dass ja alle Verträge, die wir jetzt haben, ob es der Transitvertrag war, der ausgelaufen ist, unter der Regentschaft von SPÖ-Ministern hier, vertraglich unterzeichnet wurde in Brüssel und das volle Wissen und die volle Verantwortung für alles Desaster, was wir jetzt haben, an sich die vorhergehenden Verkehrsminister von der SPÖ hatten, beziehungsweise die Stadträte, die auch der gleichen Fraktion in diesem Hause angehört haben. Das werden wir aber sicher heute noch diskutieren. 

Ich komme aber noch einmal zurück zur Landesprüfstelle. Die Landesprüfstelle wird, wie Sie wissen, umgebaut. Ich habe mich selbst davon überzeugen können, dass dieser Umbau sicherlich notwendig ist - ich habe mir auch die Pläne anschauen können, das ist überhaupt keine Frage - schon für die Mitarbeiter und vor allem für die Kundenfreundlichkeit. Trotzdem frage ich Sie, Herr Stadtrat: Wie kann es sein, dass vor drei Jahren die neue Landesprüfanstalt gebaut wurde und man jetzt nach drei Jahren einen Eingangbereich komplett neu planen muss, und obwohl die Kosten jetzt reduziert sind auf ein Minimum, drunter geht es gar nicht mehr, auf ca. 260 000 EUR? Wer ist Ihrer Meinung nach für diesen Skandal verantwortlich? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! 

Ich habe schon den Pressemeldungen entnommen, dass Sie sich mit diesem Thema beschäftigen. Es freut mich, dass Sie sich die Unterlagen, die Informationen, die ich Ihnen jetzt geben wollte, offensichtlich schon beschafft haben. Damit kann ich mir das ersparen, die Zahlen stimmen, die Sie genannt haben. Sie werden von Ihren Informanten auch gehört haben, dass die Landesprüfstelle zu Beginn meiner Tätigkeit eine, nun ja, nicht wohlgeregelte Einrichtung war und ich mich in mehreren unangekündigten Lokalaugenscheinen überzeugen konnte, dass dort einiges auch im Neubau so ist, dass man die Anmeldestelle nicht finden konnte, und Ähnliches. 

Sie wissen auch, dass dort, vom Leiter bis zum Leiterstellvertreter und vielen Referenten, das Personal, seit ich diese Funktion als Stadtrat innehabe, nicht mehr dasselbe ist. 

Wir haben dort auch in der Betreuung der Kunden Veränderungen vorgenommen. Es gibt einen sehr engagierten Mitarbeiter, der im persönlichen Einsatz den Kunden die Informationen gibt, die sie benötigen - wofür ich diesem Mitarbeiter sehr dankbar bin, weil das nicht zu seinem Aufgabengebiet gehören würde - wir haben dort aber natürlich eine bauliche Änderung vorzunehmen, die es auch für Kunden schlicht und einfach überschaubar macht, wo man hin muss, bei wem man sich anmeldet, und welche Informationen man letztendlich benötigt. 

Nun ja, Sie wissen, der Plan für das Gebäude ist älter als drei Jahre, es ist vor drei Jahren bezogen worden, noch bevor ich Stadtrat wurde. Wir versuchen jetzt eine Lösung zu finden, die kundenfreundlich ist, und sie wird auch zustande kommen. Und ich bin zuversichtlich, dass die hervorragende Arbeit, die die Prüfstelle jetzt schon leistet, noch viel besser und kundenfreundlicher durchgeführt werden kann. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die erste Anfrage erledigt. 

Die 2. Anfrage (FSP/00336/2004/0001-KSP/LM) wurde von der Frau Abg Hedwig Petrides gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet ist: Am 22. Juli 2002 wurde vom Europäischen Parlament und dem Rat ein Beschluss über das bis 2010 gültige 6. Umweltaktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaft verabschiedet. Welche Auswirkungen haben die darin enthaltenen relevanten Schwerpunkte auf das Land Wien?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das 6. Umweltaktionsprogramm wurde im Juli 2002 erlassen. Dieses 6. Umweltaktionsprogramm gibt Ziele und Strategien im Bereich des Umweltschutzes für die nächsten zehn Jahre vor. Insgesamt zielt dieses 6. Um-weltaktionsprogramm auf ein hohes Schutzniveau für die Umwelt ab und hier gibt es nun auch die Aufforderung an die Gesetzgebung, laufend die Umweltqualität, laufend die Lebensqualität zu verbessern. 

Dieser Auftrag ist natürlich auch an die Umweltmusterstadt Wien gerichtet. Hier möchte ich nur über die letzte WIFES-Befragung berichten, die am Dienstag publiziert wurde. 95 Prozent der Wiener leben gerne in Wien, und darauf können wir ganz besonders stolz sein. Zwei von drei Wienern schätzen die Umweltqualität in Wien als gut ein. 94 Prozent der Wienerinnen und Wiener stellen der Wasserversorgung das beste Zeugnis aus, 80 Prozent der Müllabfuhr. 

Für uns ist das selbstverständlich ein hohes Niveau, auf dem wir aufbauen können. Aber, wie es auch das 6. Umweltaktionsprogramm der EU vorsieht, sind hier weiterhin laufend Verbesserungen für die Umweltqualität, für die Lebensqualität erforderlich. 

Die Umweltmusterstadt Wien ist für die Umsetzung dieses 6. Umweltaktionsprogrammes bestens gerüstet und ich möchte hier kurz erläutern, auf welchen Säulen dieses Umweltaktionsprogramm der EU aufgebaut ist: Klimaschutz, Natur und biologische Vielfalt, Umwelt, Gesundheit und Lebensqualität, natürliche Ressourcen und Abfälle. 

Insgesamt ist ja selbstverständlich, dass die EU auf Grundlage dieses Umweltaktionsprogramms nunmehr aus seinem legistischen Rahmen heraustritt, nunmehr nicht nur Gesetze, Verordnungen und Richtlinien erlassen will, sondern vielmehr Strategien und Konzepte vorlegen will, um entsprechend hier auch die Vorgaben, auch zur Kontrolle, zu erlassen. 

Es geht also im Wesentlichen hier um die Einhaltung von vielen Bereichen, es geht um die Kontrolle, um die Kontrolle der entsprechenden gesetzlichen Vorgaben, aber selbstverständlich auch um Förderung, um Förderung von umweltfreundlichen Technologien und umweltfreundlichen Strategien. 

Ganz besonders möchte ich hier die einzelnen Strategien im Bereich der Klimaänderungen hervorheben. Ein wesentlicher Punkt ist hier, dass das Ziel lautet: 12 Prozent der erneuerbaren Energie am gesamten Energieverbrauch bis zum Jahr 2010. 

Hier ist auch Wien bereits gerüstet. Der AWG-Bescheid für die Biogasanlage liegt nunmehr vor, die Arbeiten für das Biomassekraftwerk sind in Vorbereitung und wenn hier die entsprechenden Ökostromtarife auch festgesetzt sein werden, wird auch dieses Biomassekraftwerk in Wien Realität werden. 

Wesentlicher Punkt auch in diesem 6. Umweltakti-onsprogramm ist, die bessere Ressourcenbewirtschaftung und Abfallwirtschaft für eine nachhaltige Produktion und Konsummuster zu erreichen. 

Hier - und da hat Wien bereits hier konkrete Vorgaben gemacht - wird die Notwendigkeit des Einsatzes von Stoff- und Materialkurzanalysen hervorgehoben. Diese Arbeiten wurden in Wien schon beispielhaft vorgelegt. Bereits seit 10 Jahren werden entsprechende Stoffflussanalysen und Materialflussanalysen für das Land Wien erarbeitet. Wie gesagt, in dieser neuen Strategie "Umwelt 2010, unsere Zukunft liegt in unserer Hand" wird auch von der EU vorgegeben, dass ein strategischer und nicht ein rein gesetzgeberischer Ansatz erforderlich ist und hier werden sieben Strategien für die verschiedenen Bereiche vorgegeben, wie beispielsweise Pestizideinsatz unter Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit, Luftverschmutzung, Abfallvermeidung und Recycling, nachhaltige Nutzung und Management von Ressourcen, Schutz der Böden, städtische Umwelt. 

Also, alles das sind Themen, die vom Land Wien, von der Umweltmusterstadt Wien, im höchsten Ausmaß berücksichtigt werden und immer bei allen Projekten Beachtung finden.

Ich bin sehr stolz darauf, dass die MA 22 als Mitglied des Eurocity-Netzwerkes mitgearbeitet hat, damit die Probleme, damit die Anforderungen der städtischen Umwelt ebenfalls in diese Strategien Eingang finden konnten. Und hier konnten wir erreichen, dass als ein wesentliches Ziel die Verbesserung der städtischen Umweltqualität aufgestellt wurde. 

Wir arbeiten auch bei der Thematik der Strategie für Abfallvermeidung und Recycling und, wie gesagt, eben an dieser thematischen Strategie für die städtische Umwelt, mit. 

Hier werden unsere Projekte, wie ÖkoKauf, wie Ökobusinessplan, wie das Altwaren-Börseprojekt, wie Reparaturbörse, sicherlich immer im Bereich der EU Eingang finden und hier beispielgebend sein, um hier wesentliche Grundlagen für die Gesetzgebung auf EU-Ebene vorzubereiten. Ein wesentlicher Punkt im Bereich der Strategie für die städtische Umwelt ist, dass jede Hauptstadt Europas über 100 000 Einwohner einen Umweltplan mit kurzfristigen und langfristigen Zielen zu erstellen hat. 

Auch hier ist Wien auf einem guten Weg in der Vorbereitung eines derartigen Umweltplanes. 

Welche konkreten Maßnahmen, welche gesetzlichen Maßnahmen sind nunmehr im Land Wien geplant? Im Wesentlichen geht es darum, die auf EU-Ebene erlassenen Richtlinien dann auch auf Bundesebene umzusetzen. Das heißt, in erster Linie ist hier die Bundesgesetzgebung gefragt und in zweiter Linie, dann nur mehr aufbauend, die landesgesetzliche Ebene. 

Im Bereich der Luftreinhaltung ist zu erwarten - und davon gehe ich aus -, dass hier im Bereich der Heizungsanlagen das Wiener Feuerpolizei- und Luftreinhaltegesetz zu novellieren sein wird, um hier die Emissionen noch besser an den Stand der Technik anzupassen. 

Im Bereich Naturschutz, da sind wir, da ist das Land Wien, bereits Musterschüler auch innerhalb Österreichs, denn die Fauna-Flora-HABITAT-Richtlinie, die Vogelschutzrichtlinie, Natura 2000, das wurde bereits im Naturschutzgesetz und im Wiener Nationalparkgesetz vollständig umgesetzt, und hier haben wir alle unsere Aufgaben ausreichend erfüllt. 

Ein wesentlicher Punkt, der in den nächsten Monaten sehr große Anstrengung erfordern wird, ist die Umsetzung der EU-Bodenschutzpolitik. Hier übernimmt auch Wien wieder eine Vorreiterrolle innerhalb von Österreich. 

Auf Grundlage der Mitteilung hin zu einer spezi-fischen Bodenschutzstrategie, erarbeitet derzeit die MA 22 einen Entwurf für ein umfassendes Bodenschutzgesetz, das den gesamten Regelungsbereich dieser EU-Bodenschutzrichtlinie umfasst. Das ist einzigartig, denn auf Bundesebene gibt es derartige Bestrebungen bis jetzt noch nicht. 

Ein wesentlicher Punkt: Selbstverständlich für die Umweltmusterstadt Wien ist die nachhaltige Nutzung und Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und des Abfalls. Hier ist ein wesentliches Ziel im 6. Umweltakti-onsprogramm, eine Verringerung, eine Reduzierung des Abfallaufkommens zu erzielen und auch hier zeigt Wien sehr viele Projekte vor, die dann wiederum in den Bereich der EU-Gesetzgebung einfließen können. 

Ja, und die Transparenz der Umweltinformation: Das liegt auch mir besonders am Herzen. Auch das nächste Umweltaktionsprogramm sieht hier entsprechende Strategien und Ziele vor. Hier wird verstärkter Zugang zu Umweltinformationen, zu den Gerichten und zu den Öffentlichkeitsbeteiligungen an Entscheidungsverfahren gefordert. Hier wird es notwendig sein - und die entsprechende Novelle ist in Vorbereitung -, das Wiener Umweltinformationsgesetz zur Umsetzung dieser Umweltinformationsrichtlinie der EU auszuarbeiten, und auch auf Bundesebene wird hier eine entsprechende Anpassung erforderlich sein.

Im Bereich der Öffentlichkeitsbeteiligung ist hier vorgesehen, dass das Wiener IPPC‑Anlagengesetz novelliert wird, um hier eine entsprechende Transparenz bei allen Behördenverfahren sicherzustellen. Ein wesentlicher Punkt im 6. Umweltaktionsprogramm ist auch die Integration von Umweltaspekten in andere Politikbereiche. Auch hier kann sich Wien mit seinen Projekten sehen lassen: Klimaschutzprogramm, ÖkoKauf, Mitarbeit bei verschiedenen Projekten des Ludwig Boltzmann-Institutes, um hier die Aspekte der Umwelt und Landwirtschaft zusammenzuführen. 

Insgesamt ist also hier festzustellen, dass sich das Land Wien auf Grund der Umsetzung seiner Maßnahmenstrategien auf Grundlage des Vorsorgeprinzips, auf Grundlage des Nachhaltigkeitsprinzips, sehen lassen kann. Wir sind auf einem guten Weg, weitere Verbesserungen sind notwendig, entsprechende gesetzliche Maßnahmen sind in Vorbereitung. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Dankeschön. Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Herr Mag Maresch, bitte.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Es hat mich bei der Fragestellung ein bisschen verwundert - weil letztendlich die Veröffentlichung des Aktionsprogramms schon einige Zeit her ist -, dass es so lange dauert, bis Sie gefragt werden, was da passieren soll. Aber gut Ding braucht Weile, warum nicht.

Dazu hätte ich gerne eine Frage gestellt, weil eine der Grundprinzipien des Umweltaktionsprogrammes ja die Integration ist, wenn man so will, aber vor allem die Beteiligung der betroffenen Bürger und Bürgerinnen, das anzuschauen, hervorzuheben, einzuarbeiten. 

Deswegen meine Frage, Frau Stadträtin: Wie wollen Sie die BürgerInnen an diesem Umweltaktionsprogramm beteiligen? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Wie gesagt, es steht Ihnen jederzeit frei, Anfragen an mich zu richten. Wir haben jetzt dieses Umweltaktionsprogramm behandelt, weil hier tatsächlich Maßnahmen, gesetzliche, legistische Maßnahmen auf einem guten Weg sind und ich berichte meistens immer erst dann, wenn etwas schon auf dem guten Weg zum Abschluss ist.

Bei der Bürgerbeteiligung selbst geht es um die Öffentlichkeitsbeteiligung am Entscheidungsverfahren. Hier geht es darum, dass das Land Wien das IPPC‑Anla-gengesetz novellieren wird, um auch hier öffentliche Transparenz zu gewährleisten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Dankeschön. Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage. Herr Abg Klucsarits bitte.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Sie haben jetzt in Ihrer Anfragebeantwortung das Wiener Luftreinhaltegesetz angesprochen. Das Wiener Luftreinhaltegesetz wurde noch unter Ihrem Vorgänger beschlossen und bis heute gibt es noch keine Durchführungsverordnung dafür, um es richtig anwenden zu können. Wann ist endlich mit einer Durchführungsverordnung zu rechnen? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Zur Durchführungsverordnung kann ich Ihnen berichten, dass die Vorbereitungen laufen und ich kann Ihnen gerne den Terminplan nachreichen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Dankeschön. Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Herr Abg Blind, bitte.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadtrat! 

Sie haben gerade den Naturschutz gelobt oder überhaupt das Naturparkgesetz, das Nationalparkgesetz, und es ist so, dass der Nationalpark Donauauen derzeit schon von mehr als 600 000 Besuchern pro Jahr besucht wird. Das heißt, es gibt von Ihnen Einrichtungen wie Besucherzentrum, Bootfahrten und dergleichen, die noch mehr Besucher anziehen. Es ist zu befürchten, dass dieser Nationalpark Donauauen zu einem behübschten Disneyland verkommt und sicher dort keine unberührte Natur mehr übrig bleibt, denn 600 000 Besucher und Natur, das verträgt sich einfach nicht. 

Und daher meine Frage: Warum werden von Ihnen beziehungsweise der Stadt Wien weiterhin Maßnahmen gesetzt, die weitere Besucherströme anziehen und so die unberührte Natur vernichten? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Der Naturschutz, das ist klar, muss vom Herzen kommen und das funktioniert nur, wenn man den Naturschutz dem Menschen auch näher bringt. Das heißt, Naturschutz und Umweltschutz muss begriffen werden. Mein Anliegen ist es daher, in erster Linie die Umweltbildung in Wien zu forcieren. Was liegt da näher, als die Umweltbildung im Nationalpark zu forcieren, mit einem Nationalpark‑Haus, mit Besucherzentren, mit Spaziergängen mit Förstern, um mit den Schülern hier gemeinsam zu lernen was es heißt, die Umwelt zu schützen, die Umwelt nachhaltig zu schützen. Denn es hat keinen Sinn, diese Thematik aus dem Lehrbuch zu erfahren, die Thematik muss tatsächlich begriffen werden, denn unsere Kinder, das wissen wir, sitzen sehr oft vor dem Computer und sehen dort, dass man mit einem Mausklick eine bedrohte Tierart wieder zum Leben erwecken kann. Das ist eben nicht der Fall, und nur so, mit der Umweltbildung vor Ort, kann erreicht werden, dass genau über den effektiven Umweltschutz, Umweltschutz tatsächlich gelebt werden kann. Daher freue ich mich ganz besonders, dass dieser Nationalpark Donauauen für alle öffentlich zugänglich ist und sich großer Beliebtheit erfreut. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Dankeschön. Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Frau Abg Petrides, bitte. 

Abg Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Danke schön. Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Nochmals vielen Dank für die Beantwortung der Frage, und ich möchte noch eine Zusatzfrage stellen: Im Umweltaktionsprogramm werden erhebliche Probleme bei der Umsetzung in innerstaatliches Recht erwähnt. Woraus können diese resultieren?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Wie bereits in meiner Anfragebeantwortung angesprochen, richten sich das 6. Umweltaktionsprogramm und generell die EU-Richtlinien meistens an die Bundesgesetzgebung. Probleme könnten sich daher im Wesentlichen dadurch ergeben, dass hier nicht rechtzeitig auf Bundesebene gesetzliche Vorschriften auf Grundlage des EU‑Programms erlassen werden.

Beispielsweise wurde hier sehr lange die Umsetzung des Europäischen Abfallkataloges verzögert. Hier wurde ein langwieriges Vertragsverletzungsverfahren seitens der EU durchgeführt. Erst jetzt konnte dieser Europäische Abfallkatalog in Kraft treten und erst jetzt kann daher auch das Wiener Landes‑AWG angepasst werden. Probleme gibt es natürlich auch für manche im Bereich des Ökostrom, da hier womöglich die entsprechenden Zertifikate für Kraft-Wärme-Kopplung nicht ausgegeben werden können und somit nochmals hier den KWK‑An-lagen ein Kostenrisiko zugeschrieben wird, obwohl hier zusätzliche Reduktionen durch die KWK‑Anlagen sicherlich erreicht werden können. Generell ist zu sagen, dass es wichtig ist, auf Bundesebene rasch zu reagieren, damit wir hier auf Landesebene auch gesetzliche Vorschriften vorbereiten können. 

Zahlreiche Vertragsverletzungsverfahren sind ja nun-mehr im Laufen. Ich hoffe, dass diese Vertragsverletzungsverfahren rascher dazu führen, dass zum Beispiel auch die Umgebungslärm‑Richtlinie endlich zur Umsetzung in Österreich gelangt. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Dankeschön. Damit ist auch die 2. Anfrage erledigt.

Ich würde bitten, die Gespräche hinter den Bankreihen etwas gedämpfter zu führen, sonst kann man die Fragebeantwortung nicht verstehen.

Die 3. Anfrage (FSP/00339/2004/0001-KGR/LM) wur-de von Herrn Abg Mag Rüdiger Maresch gestellt und ist auch an die Frau amtsf StRin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: In einer Stellungnahme der Magistratsabteilung 22 vom November des Vorjahrs zur vorliegenden Machbarkeitsstudie für die S1-Wiener Nordostumfahrung, Abschnitt 6, Donaubrücke auf Höhe der Lobau heißt es: "Die S1 beansprucht in Form einer Brücke und anschließend als Rampe den Nationalpark in einer Gesamtlänge von 160 m und 7 m Breite. Derartige Maßnahmen in der Naturzone stellen eine wesentliche Beeinträchtigung dar, sodass eine Bewilligung nicht möglich erscheint." Worin besteht für Sie der Sinn des Nationalparks Donauauen, des einzigen Nationalparks auf Wiener Stadtgebiet, wenn Sie einen derart massiven Eingriff in seinen Bestand befürworten und dabei Umweltschutzinteressen hinter Interessen der Transitlobby stellen?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie haben mich gefragt betreffend die S1 und Fortsetzung.

Generell, und ich glaube, es gilt jetzt hier im Konkreten sehr genau festzustellen - vielleicht ist es noch nicht ausreichend bekannt -, welche gesetzlichen Bestimmungen für eine Bewilligung überhaupt erforderlich sind. Das möchte ich hiermit tun und hier Klarheit schaffen.

Die Trasse zur Weiterführung der S1, in welcher Form auch immer, und das wissen Sie, muss auf ihre Umweltverträglichkeit geprüft werden, und dies nach 
den strengen Bestimmungen des Umweltverträglich-keitsprüfgesetzes 2000. Im Falle von Straßenprojekten ist eine sogenannte Trassen‑Umweltverträglichkeitsprü-fung durchzuführen. Das heißt, die Umweltprüfung erfolgt im Verfahren zur Erlassung der Trassenverordnung, und diese Trassenverordnung wird vom Verkehrsminister, vom Verkehrsministerium erlassen. Das heißt, die Umweltauswirkungen der S1 auf Menschen, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume, auf Boden, Wasser, Luft, Klima und auf die Landschaft müssen hier geprüft werden. 

Außerdem, und das ist mir besonders wichtig, müssen auch die Vor- und Nachteile der geprüften Alternativen genau auf ihre Umweltrelevanz geprüft werden.

Hier ist die MA 22 als mitwirkende Behörde eingebunden und wird hier rechtzeitig ihre naturschutzrechtlichen Argumente einbringen, denn es ist auch notwendig, bereits in diesem Verfahren alle naturschutzrechtlichen Belange festzustellen. In weiterer Folge - und daran liegt mir ganz besonders viel - ist auf Grundlage des UVP‑Gesetzes hier eben keine Verfahrenskonzentration für Straßenprojekte vorzusehen. 

Das heißt in weiterer Folge, dass nach Vorliegen dieser Trassenverordnung ein nationalparkrechtliches und naturschutzrechtliches Verfahren als Behördenverfahren durchzuführen sein wird. Dieses Behördenverfahren wird durch die MA 22 als federführende Behörde erfolgen. Das heißt, es ist ein eigenes Verfahren, ein eigenes Bewilligungsverfahren, abzuführen. Das gilt auch in weiterer Folge selbstverständlich für das Wasserrecht und auch für das Forstgesetz. 

Wesentlich dabei ist - und darauf habe ich meine MA 22 ganz besonders auch hingewiesen -, dass es für diese nationalparkrechtliche und naturschutzrechtliche Beurteilung völlig unerheblich ist, ob sich dieses Projekt innerhalb des Nationalparks befindet oder außerhalb des Nationalparks, denn nach den strengen Bestimmungen des Wiener Nationalparkgesetzes - es ist das strengste Nationalparkgesetz Österreichs - unterliegen einwirkende Außenanlagen denselben Genehmigungsverpflichtungen wie ähnliche Anlagen im Nationalpark selbst. Also, auch hier sind die strengsten Vorschriften einzuhalten, die strengsten Vorschriften im Bereich Naturschutz, im Bereich Umweltschutz.

Generell ist hier - wie bei jedem Bewilligungsverfahren - festzustellen, dass durch das Vorhaben, jeglichen Vorhabens, die Zielsetzungen des Nationalparks nicht wesentlich beeinträchtigt werden dürfen. 

Welche Zielsetzungen des Nationalparks gilt es hier zu schützen? Die natürliche Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten, eine ausreichende Vielfalt und Flächengröße von Lebensräumen zu garantieren, den Wasserhaushalt des Ökosystems zu schützen und den Besuchern ein unmittelbares Naturerlebnis als Bildungs- und Erholungswert zu ermöglichen. 

Das sind also zahlreiche Ziele gemäß dem Nationalparkgesetz, die nicht wesentlich beeinträchtigt werden dürfen.

Weiters ist auch bei jeglichem Beurteilungsverfahren besonders wichtig, dass keine Interessensabwägung nach dem Wiener Nationalparkgesetz möglich ist. Hier sind auch Vorhaben im öffentlichen Interesse nicht höher zu stellen als Umweltschutzinteressen. Ein weiterer Schutz - und das ist auch ein besonders wichtiger Punkt für Wien - ist, dass der Nationalpark Donauauen nicht als Natura 2000-Gebiet genannt ist, und hier gibt es ein sogenanntes Verschlechterungsgebot. Das heißt, die Mitgliedstaaten haben alle Maßnahmen zu treffen, um eine Verschlechterung oder Störung des Natura 2000-Gebietes zu verhindern. Das bedeutet, der Nationalpark Donauauen ist auf höchster Ebene innerstaatlich und auf EU-Ebene geschützt, und hier ist es gar nicht zulässig, eine Bewilligung zu erteilen, weil hier eine unzulässige Beeinträchtigung zu erwarten ist.

Und ich möchte hier auch schon fast besonders betonen, dass es auch mein Anliegen und auch mein Wunsch war, den ich an die Prater-Sachverständigen für Umweltfragen herangetragen habe, genau diese einzelnen Argumente im Bereich des Nationalparkgesetzes, im Bereich des Naturschutzgesetzes, genau zu prüfen, um feststellen zu können, welche Anforderungen hier für diese Trassenplanung zu beachten sind. 

Dieser Rat der Sachverständigen untersucht genau diese Problematik. Morgen - Sie sind ja höchstwahrscheinlich dabei - wird eine Befahrung durchgeführt werden und hier werden Empfehlungen auszuarbeiten sein. Diese Empfehlungen des Rates der Sachverständigen sowie die Stellungnahmen der MA 22, die Sie angeführt haben, sind Grundlage für die Planungen der Straßenplanungsgesellschaft. 

Und ich gehe davon aus - und dafür werde ich mich ganz besonders einsetzen -, dass diese Straßenplanungsgesellschaft, falls sie dieses verfolgte Bauvorhaben tatsächlich umsetzen will, diese Vorgaben ganz genau beachten muss, um eine negative Entscheidung der MA 22 als Nationalparkbehörde zu verhindern, denn es geht mir im Wesentlichen - und da bin ich dem Herrn Bürgermeister im Wort -, hier um den höchsten Schutz des Nationalparks. Ich habe versprochen, ich passe auf den Nationalpark auf. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Herr Abg Maresch bitte.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Zunächst einmal, es kann schon sein, dass ich mich verhört habe zuerst. Aber bei Ihren Ausführungen ist es darum gegangen, ob Projekte im Nationalpark oder außerhalb. Ein Autobahnprojekt, Straßenprojekt im Nationalpark ist nicht möglich, weil sonst würde es dem Verschlechterungsverbot (Redner betont den letzten Wortteil.) widersprechen. Ich möchte aber gerne noch einmal diesen Satz zitieren, der sozusagen vorgelegt wurde, und zwar im Anhang. Es ist die Stellungnahme der MA 22 zur vorliegenden Machbarkeitsstudie einer Brückenvariante. Noch einmal: Die Betreiber, das heißt ASFINAG, ÖSAG, haben von vornherein ausgeschlossen, dass es eine Tunnelvariante gibt, sondern nur eine Brückenvariante möglich ist. Das wurde uns dort gesagt und zwar beim Rat der Sachverständigen, aber auch in den Pressemeldungen. Und da steht wörtlich noch einmal: Die S1 beansprucht in Form einer Brücke - also S1-Lobauautobahn - beansprucht in Form einer Brücke und anschließend als Rampe den Nationalpark in einer Gesamtlänge von 160 Meter Länge und 7 Meter Breite, und so weiter und so weiter. Das heißt, wenn das so ist, kann diese Brücke nicht genehmigt werden. Und zwar ganz egal, was dann im UVP-Gesetz steht, sondern es ist jetzt davon auszugehen, dass eine Donauquerung in Form einer Brücke an dieser Stelle nicht möglich ist. Das ist die Aussage der MA 22. Sie haben sich da ein bisschen bedeckt gehalten. Aber die Frage, die dazu passt, ist: Es ist ja natürlich auch eine zweite Autobahn geplant in diesem Gebiet, und zwar die Raffineriestraße, das heißt, eine Verlängerung der A 22. Was ich von Ihnen jetzt gerne hören würde, ist: Welche Gefahren drohen dem Nationalpark durch den Bau, oder eigentlich den Ausbau der jetzigen Raffineriestraße zu einer vierspurigen Autobahn plus Pannenstreifen oder sechsspurigen Autobahn plus Pannenstreifen während der Bauphase und in der Betriebsphase? Das hätte ich gerne gewusst, und was Sie dagegen unternehmen werden. (Abg Dr Herbert Madejski: Sie wird gar nichts machen!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin bitte!

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wie bereits in meinen Ausführungen sehr ausführlich behandelt: Es gibt noch keine Trassenvariante, die zur Prüfung vorgelegt wurde. Die Arbeiten, die die MA 22 durchführt, die Arbeiten, die der Rat der Sachverständigen durchführt, sind als Vorbereitung zu sehen, um hier rechtzeitig alle Argumente einfließen zu lassen. Es gibt also noch keine Trassenvariante. Fest steht, jedenfalls nach den strengen Bestimmungen des Nationalparkgesetzes, dass durch kein Vorhaben, wie auch immer, die Zielsetzungen des Nationalparks wesentlich beeinträchtigt werden dürfen. Das heißt, durch kein Vorhaben darf der Nationalpark beschädigt werden. Und ich gehe davon aus, dass hier die MA 22 sicherlich sehr streng darauf achten wird, und ich werde mich dann besonders bei der Trassenvariante dafür einsetzen, dass hier der Schutz des Nationalparks an oberste Stelle gereiht wird. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke, wir kommen zur zweiten Zusatzfrage. Herr Abg Parzer bitte.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, danke einmal Frau Stadträtin für die längere Ausführung. 

Dass die Trasse noch nicht fixiert ist, wissen wir alle und auch, dass es heute vergebliche Mühe wäre, darüber zu reden, weil wir noch nicht wissen, um was es wirklich geht. Ob die Trasse jetzt mit Brücke oder mit Tunnelvariante kommt, das wird sich alles noch ganz genau entscheiden. 

Meine Frage geht überhaupt dahin, wir brauchen eine Autobahn, wir wissen das, wir sind für diese Autobahn. Es gibt einen wahnsinnigen Verkehr, oder Verkehrsaufkommen in der Donaustadt. Ich sehe nicht ein, dass wir in der Donaustadt den Kopf hinhalten müssen, weil viele, viele andere, die nicht dort wohnen, das gar nicht wissen, was sich da abspielt. Das ist das eine. 

Aber das Zweite ist, ich möchte von Ihnen gerne wissen, welche Lärmschutzmaßnahmen will man bauen, um den Verkehrslärm, der durch diese sechste Donau-querung entstehen könnte, möglichst gering zu halten, wo immer die Trasse dann kommt. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Genau darum geht es bei diesen Bewilligungsverfahren. Bei diesen Bewilligungsverfahren geht es nämlich darum, Vorgaben festzulegen, hier entsprechende Bestimmungen zu erlassen, die den Schutz des Nationalparks sicherstellen. Das heißt, der Nationalpark, die Zielsetzungen des Nationalparkgesetzes, dürfen nicht wesentlich beeinträchtigt werden. Dazu gehören natürlich auch technische Maßnahmen und solche technische Maßnahmen sind sicherlich auch entsprechende Lärmschutzmaßnahmen, die hier vorgeschrieben werden müssen, um den Zielsetzungen des Nationalparks auch zu entsprechen. Aber wie gesagt, die Planungen liegen noch nicht vor. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Dankeschön. Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Frau Abg Reinberger, bitte.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben gesagt, Sie seien dem Herrn Bürgermeister im Wort. An sich sollten wir Stadtpolitiker der Bevölkerung im Wort sein. Und wie Kollege Parzer gesagt hat, gibt es weite Teile der Bevölkerung in Wien, die jetzt schon durch den Transitverkehr, durch den Schwerverkehr quer durch die Stadt, in ihrer Lebensqualität, in der Umweltqualität, massiv belastet sind, und das wird sicher in Zukunft mit der EU-Osterweiterung noch massiv zunehmen. 

Bei aller Wertschätzung für den Nationalpark und selbstverständlich sind auch wir dafür, dass alles getan wird, die Schutzziele des Nationalparks so weit wie möglich einzuhalten - in diese Richtung ist auch die Zusatzfrage meines Kollegen Blind in der vorherigen Anfrage gegangen - geht meine Frage dahin: Werden Sie offensiv tätig werden und werden Sie nicht erst sozusagen auf Pläne von Antragstellern reagieren, und können Sie sich vorstellen, auch unabhängig davon, Varianten prüfen zu lassen, beziehungsweise wurden jetzt schon andere Varianten untersucht, beispielsweise eine Untertunnelung, und gibt es zu anderen Varianten irgendwelche Expertisen? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Als Umweltstadträtin geht es mir selbstverständlich um eine laufende Verbesserung der Lebens- und Umweltqualität für die Bevölkerung, für die Wienerinnen und Wiener, das ist ja selbstverständlich. Im Wesentlichen geht es hier eben darum, dass diese Trasse, diese Straße, welches Vorhaben auch immer, entsprechend den Bestimmungen des Nationalparkgesetzes bewilligungsfähig ist. Und es ist nun einmal Aufgabe im Zuge dieser Trassen-UVP vom Verkehrsminister entsprechende Vor- und Nachteile der einzelnen Trassenvarianten zu prüfen und dann zur Bewilligung auch vorzulegen. Das heißt, es ist Aufgabe des Verkehrsministers, entsprechende Trassen-UVP durchzuführen und es ist in weiterer Folge Aufgabe der MA 22, der Umweltschutzabteilung der Stadt Wien, hier eine naturschutzrechtliche Bewilligung und eine nationalparkrechtliche Bewilligung zu erteilen. Das heißt, hier geht es darum - und das ist auch meine Initiative, schon bevor hier entsprechende konkrete Trassenvarianten vorliegen -, alle Forderungen, alle Argumente rechtzeitig einzubringen. 

Da habe ich mich eben schon rechtzeitig und jetzt schon darum gekümmert, dass die Rathaussachverständigen Stellungnahmen hierzu erarbeiten und selbstverständlich auch die MA 22 aufgefordert, bei allen Arbeitssitzungen hier teilzunehmen. Die MA 22 ist bei jeglichen Besprechungen hiermit einbezogen, um mir rechtzeitig alle Forderungen bekannt zu geben, um keinerlei Schwierigkeiten dann bei den Bewilligungen zu erwarten. Denn mir geht es darum, ein Projekt nicht zu verhindern, mir geht es darum, ein Projekt umweltverträglich zu genehmigen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Dankeschön. Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Herr Abg Mag Maresch, bitte. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich war sehr dankbar darüber, dass in der strategischen Umweltprüfung Nordosten Wiens auch Klimaschutz eine Rolle gespielt hat, und inwiefern die Relevanz von Autobahnen, Straßen, Ausbauplänen, Planungssituationen da überprüft worden ist. Ich habe es sehr, sehr gut gefunden, dass dort nicht nur diese von der Stadtregierung, sondern auch von anderen Personen präferierte Varianten, wie zum Beispiel eine Nullvariante oder der vom Öko-Büro favorisierte Zug, dass man nur eine Donauquerung überlegt, beziehungsweise Umfahrungsstraßen und Öffi-Ausbaus. Das wurde dort untersucht und angeschaut und auf die Klimarelevanz, sprich in Richtung Kyoto-Ziele-erreichen, überprüft. Wenn ich mir aber anhöre, was sozusagen dem Rat der Sachverständigen, sozusagen diesen Professoren und eine Professorin, die dort anwesend war, welche Entscheidung oder welche Unterlagen zu einer Entscheidung ihnen übergeben wurden, dann muss ich durchaus sagen, wurden zwei Varianten vergessen und zwar die eine Variante, die Nullvariante. Und die zweite Variante war die Variante des Öko-Büros. Es wurden nur die Varianten präsentiert, die entweder von der Stadt Wien präferiert wurden oder von der ÖSAG/ASFINAG in Form des Herrn Stadtbaudirektors Weber. 

Deswegen meine Frage: Wie ist es möglich, dass zwei Varianten, die keine Lobauquerung vorsehen, dem Rat der Sachverständigen nicht präsentiert werden? Das kommt ja einer gewissen Form von Zensur nahe. Also würde ich Sie bitten, durchaus diese beiden Varianten in der nächsten Zukunft diesem Forum auch zugänglich zu machen, sodass bis Ende März - und solange soll ja die Entscheidungsfrist ja nur dauern - auch diese beiden Varianten in Erwägung gezogen werden können. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie wissen, der Rathaussachverständige ist ein objektives, weisungsfreies Gremium und die entsprechenden Forderungen des Rates der Sachverständigen wurden erfüllt. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wo denn, wo sind die Unterlagen!) Es geht hier darum, dass hier die Argumente rechtzeitig eingebracht werden, um hier eine nationalparkrechtliche Bewilligung überhaupt möglich zu machen, und das ist Aufgabe der Rathaussachverständigen. Es geht hier nicht um eine konkrete Trassenführung. Es geht darum, welche Punkte gemäß Nationalparkgesetz auch zu erfüllen sind und diese Punkte sind hier einzubringen an die Straßenplanungsgesellschaft, und es ist Aufgabe des Rates der Sachverständigen, hier objektiv mit höchster wissenschaftlicher Leistung zu befinden und es geht hier nicht darum, hier eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch den Rathaussachverständigen vorweg zu nehmen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das ist ja nicht wahr!) Es geht hier darum, als Hilfestellung für die MA 22 alle Argumente rechtzeitig, bevor die Trasse eingereicht wird, einfließen zu lassen. (Abg Günter Kenesei: Das stimmt überhaupt nicht!) Das ist Aufgabe des Rates der Sachverständigen. Es geht hier um ein Verfahren der Umweltschutzbehörde der Stadt Wien. (Abge Günter Kenesei und Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt ja garnicht!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die vierte Zusatzfrage erledigt. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/00338/2004/0002-KVP/LM). Sie wurde vom Herrn Abg Mag Alexander Neuhuber gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Es gibt in der Praxis der Wiener Stadtplanung immer wieder scharfe Kritik an der oftmalig extensiven Auslegung des § 69 der Wiener Bauordnung "geringfügige Abweichungen". Diese Bestimmung wird nicht selten zur Umgehung der volums- und höhenmäßigen Grenzen, die von Flächenwidmungsplänen vorgegeben werden, herangezogen. Erachten Sie es in diesem Zusammenhang für notwendig, diese Bestimmung entsprechend neu zu definieren und einzugrenzen?

Ich bitte um Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich sehe Sie und freue mich darüber, Herr Abgeordneter. Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Wie Sie sicherlich sehr viel besser noch wissen als ich, kommt es durchaus vor, dass sich Bauherren aus naheliegenden Gründen für Bauvorhaben eine extensive Auslegung des § 69 der Wiener Bauordnung wünschen und dabei in ihrer Argumentation und Begründung durchaus einfallsreich sind. Der § 69 der Wiener Bauordnung sieht vor, dass die Behörde für einzelne Bauvorhaben unter bestimmten Voraussetzungen mit Bescheid die Bewilligung für unwesentliche Abweichungen von der Bebauungsvorschrift erteilen kann. Unwesentlich ist eine Abweichung nur dann, wenn sie der Zielrichtung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans nicht widerspricht. So prüft der Verwaltungsgerichtshof die Unwesentlichkeit danach, “... ob der Abweichung eine dem Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes unterlaufende Tendenz innewohnt.“ Das war ein Zitat. 

Eine allgemein gültige Definition, wie zum Beispiel eine bestimmte prozentmäßige Festlegung der Unwesentlichkeit ist aber nicht denkbar. Sie würde jedenfalls zu verfassungswidrigen Ergebnissen führen, da diese Bestimmung eben nur auf Einzelfälle abzielt und in jedem Einzelfall eine Abwägung aller Gründe, die für und gegen die Ausnahme sprechen, zu erfolgen hat. Insbesondere ist dabei auch auf den konsensgemäßen Baubestand und das im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan beabsichtigte örtliche Stadtbild Bedacht zu nehmen. Ins Kalkül ist ebenso zu ziehen, ob die Abweichung einer zeitgemäßen Ausstattung des konsensmäßigen Baubestandes oder des geplanten Baus ähnlich ist. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs wurden beispielsweise Abweichungen bezüglich der Trakttiefe um 37 Prozent sowie eine Überschreitung der bebaubaren Fläche um 28 Prozent als wesentlich angesehen. Man wird daher davon auszugehen haben - sofern eine prozentmäßige Sichtweise nach der Art der Abweichung überhaupt in Betracht kommt -, dass das Ausmaß jedenfalls in einem weit geringeren Verhältnis zum Umfang der zulässigen Bebaubarkeit stehen muss und dass hingegen Abweichungen im einstelligen Prozentbereich tendenziell eher als unwesentlich erscheinen werden. Als Ausnahmebestimmungen sind die Vorschriften des § 69 der Wiener Bauordnung jedenfalls stets restriktiv zu interpretieren. Im Allgemeinen wird in der gegenwärtigen Praxis von der Baubehörde mit den zulässigen Ausnahmemöglichkeiten und Ermessensspielräumen sehr sensibel und umsichtig umgegangen und es werden Stellungnahmen anderer Dienststellen des Magistrats, zum Beispiel der Magistratsabteilung 19, bei stadtbildrelevanten Ausnahmen, im Ermittlungsverfahren berücksichtigt. Die Entscheidung über Anträge auf Bewilligung unwesentlicher Abweichungen von Bebauungsvorschriften gemäß § 69 der Wiener Bauordnung obliegt aber dem Bauausschuss der örtlich zuständigen Bezirksvertretung, welche bei der Abwägung der Gründe, die für oder gegen die Abweichung sprechen, nicht der Rechtsmeinung der Baubehörde folgen muss. Die Berufungsmöglichkeit der Anrainer an die Bauoberbehörde für Wien ist aber ein gewisser Garant dafür, dass der Begriff der unwesentlichen Abweichung nicht unzulässig weit ausgelegt wird, weil die Bauoberbehörde bei ihrer Entscheidung nicht an die erstinstanzliche Rechtsauffassung gebunden ist. Auf Grund der derzeit gegebenen Regelung und der dazu bereits ergangenen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs ist jedenfalls klargestellt, dass nur jene Abweichungen von den Bebauungsvorschriften unwesentlich und damit gemäß § 69 der Wiener Bauordnung genehmigungsfähig sind, die der Zielrichtung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans nicht widersprechen beziehungsweise diesen nicht unterlaufen. Ob diese Voraussetzungen gegeben sind, ist je nach der Art des einzelnen Bauvorhabens zu prüfen. Eine Änderung, beziehungsweise Neudefinition des § 69 der Wiener Bauordnung in Form einer prozentmäßigen Beschränkung ist hingegen nicht nur nicht erforderlich, sondern aus verfassungsrechtlichen Erwägungen heraus gar nicht möglich, da jede Prozentzahl zwingend zu unsachlichen und damit verfassungswidrigen Ergebnissen führen würde. 

Zusammenfassend kann ich Ihnen daher sagen: Ich sehe keinen Änderungsbedarf und keine Änderungshandlungsnotwendigkeiten, weder aus sachlichen Gründen noch auch aus Gründen der praktizierten Dezentralisierung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Herr Mag Neuhuber.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

In weiten Teilen war Ihre Anfragebeantwortung durchaus erwartungsgemäß. Wir reden ja heute nicht das erste Mal darüber, und es gibt sowohl von uns als auch von anderen Oppositionsparteien zahlreiche Anfragen an diverse Stadträte zu diesem Thema. Im Großen und Ganzen wird immer ähnlich argumentiert, wobei mir in Ihrer heutigen Beantwortung zwei Wörter aufgefallen sind. Nämlich "restriktiv" zum einen – bisher war immer nur von "sensibel" die Rede, davon, dass das sensibel gehandhabt wird, das ist jetzt um "restriktiv" zu ergänzen – und dass Abweichungen im einstelligen Bereich im Allgemeinen durchaus zulässig wären oder als geringfügig anzusehen sind. Was darüber liegt, wäre offensichtlich diskussionswürdig.

Wir haben schon verschiedenste Arten des 69er gesehen. Wir haben Turmbau-69er gesehen, wir haben Hoteldachausbauten-69er gesehen, wir haben vorauseilende 69er gesehen im 5. und im 9. Bezirk, und jetzt haben wir einen ganz neuen Fall, und auf den zielt meine Frage ab, wir haben jetzt im 3. Bezirk einen völligen Neubau-69er. Sie wissen, dort soll in einem durchaus sensiblen historischen Ensemble ein kompletter Neubau über den § 69 errichtet werden. Es ist von 2 000 bis 6 000 Quadratmetern die Rede; da gibt es verschiedene Versionen.

Meine Frage also, Herr Bürgermeister: Würden Sie einen derartigen Neubau auch noch immer als sowohl gerechtfertigt als auch geringfügig ansehen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Zunächst einmal gebe ich Ihnen in einem Punkt schon Recht: Unabhängig vom politischen Couleur haben Planungsstadträte und Baustadträte immer den § 69 als ein Werkzeug, ein Tool gesehen, um bestimmte eventuell außerhalb der Norm befindliche Bauformen zu ermöglichen, und ich halte das, nachdem die Zustimmung des Bauausschusses als eines demokratischen Gremiums auch erforderlich ist, nicht nur für zulässig, sondern auch für wirklich sinnvoll, in der Sache selbst sinnvoll. Denn nicht alles lässt sich über einen Kamm scheren, und gelegentlich ist es schon notwendig, eine solche Ausnahmebestimmung auch in Anspruch zu nehmen. Im Übrigen wissen Sie, dass diese Ausnahmegenehmigungen maximal 4 Prozent aller Baugenehmigungen in der Stadt Wien ausmachen, also in der Tat auch als Ausnahmegenehmigungen in der Praxis zu sehen sind.

Was nun dieses konkrete Projekt betrifft, so habe ich nicht die Absicht, Behördenentscheidungen oder Entscheidungen des Bauausschusses der zuständigen Bezirksvertretung vorab zu präjudizieren. Das steht mir nicht zu, und auch meine demokratische Grundgesinnung würde das nicht zulassen, aber ich darf Ihnen versichern, dass Flächeninanspruchnahmen und Kubaturinanspruchnahmen, die es ermöglichen würden, etwa das Schloss Schönbrunn nach § 69 zu genehmigen, mir doch etwas übertrieben erscheinen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage: Herr Abg Dr Madejski, bitte.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Sie wissen selbst, wir haben vor über einem Jahr die Untersuchungskommission zur Flächenwidmungspraxis in Wien abgeschlossen – mit mehr oder weniger Erfolg, es kommt darauf an, aus welcher Sichtweise man das betrachtet –, und ein Ergebnis wurde damals von allen, auch vom Stadtrat, hervorgehoben, nämlich dass man bei Neubauten in Zukunft sehr restriktiv – Sie haben das heute gesagt – mit dem 69er umgehen wird. Wenn man einen Plan einreicht, muss man eigentlich wissen, was man will. Es ist nicht einzusehen, dass man dann mit Tricks in die Bezirksbauausschüsse geht, wo meistens nicht die Fachleute sitzen – das will ich nicht abwertend sagen –, und wenn dort etwas beschlossen wird, dann ist es einfach beschlossen. Aber man wählt hier diesen neuen Weg.

Im letzten Jahr sind allein in unserem Bezirk von ungefähr 25 neuen Bauten über die Hälfte schon wieder mit § 69 eingereicht worden. Das zeigt mir, dass offensichtlich die Baubranche, die Architekten und alle, die damit befasst sind, das nicht sehr ernst nehmen, was Sie und der Herr StR Schicker in dieser Richtung sagen. 

Im Zuge von Wien Mitte Neu – und das liegt mir wirklich am Herzen; ich höre ja allgemein die Euphorie, dass es jetzt nicht höher wird, es waren zwar vorgestern um 2 Uhr noch 60 Meter, um 3 Uhr 65 Meter, und um 4 Uhr waren es dann 70 Meter, soll sein – möchte ich Sie fragen, Herr Bürgermeister: Können Sie garantieren, dass bei diesem Neubau Wien Mitte kein § 69 zur Anwendung kommt, oder glauben Sie, dass das nicht möglich ist, trotz Ihrer demutsvollen Haltung heute und Ihrem demokratiepolitischen Verständnis den Bauausschüssen der Bezirke gegenüber.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Das kann ich Ihnen natürlich nicht garantieren, das ist ja absurd, denn da handelt es sich um einen Anspruch, den Bauherren, den Architekten und sonstige haben, die selbstverständlich einen Antrag nach § 69 stellen können. Eine andere Frage ist, ob er genehmigt wird. Das ist eine ganz andere Frage, und da kann ich mich nur auf das beziehen, was ich vorhin zu einem anderen Projekt, das zwar auch im gleichen Bezirk ist, aber nichtsdestotrotz vergleichbar ist, beziehen: Wenn man meint, dass man ein eingereichtes Projekt, das nunmehr von nahezu allen – hundertprozentige Wirkungsgrade sind in der Politik noch schwerer zu erreichen als in der Technik – gutgeheißen wird, nachher mit § 69 abändern kann. Ich würde meinen, sowohl der Bauherr als auch der Architekt wären nicht gut beraten, wenn sie das wollten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Bitte die nächste Zusatzfrage: Herr Abg Kenesei.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Sie haben eine interessante Prozentzahl genannt, als Sie gesagt haben, nur 4 Prozent der Bauaufträge, die in Wien erteilt werden, betreffen den § 69. Ich habe aus einer Anfragebeantwortung des Herrn Stadtrates eine ebenso imposante Zahl, die aber leider in die andere Richtung geht, nämlich 35 Prozent der Neubauten – und das sind die wesentlichen in dieser Stadt – werden mit § 69 errichtet. Das heißt, weit mehr als ein Drittel der eingereichten Projekte in dieser Stadt sind offensichtlich beim Einreichen des Projektes schon so weit "falsch" – unter Anführungszeichen -, dass man dann den § 69 dazu braucht.

Eine neue Qualität hat das Projekt im Arsenal, das Kollege Neuhuber schon angesprochen hat. Dort gibt es nämlich überhaupt kein Einreichprojekt, da gibt es gleich den 69er. Dort gibt es ein Grundstück, das als "G" gewidmet ist, das grundsätzlich einmal nicht Bauland ist, und dann gibt es – ich weiß nicht wo, offensichtlich irgendwo – ein ganz ein kleines Bauwerk, ein unsichtbares, unscheinbares, und dort wird jetzt mit dem § 69 dazugebaut.

Jetzt wissen wir schon, wir haben auch Tiefgaragen, die gar nicht in der Flächenwidmung drinnen waren, mit dem 69er gebaut, wir haben Türme, die sich um lächerliche 60 Meter erhöht haben, mit dem § 69 gebaut. Jetzt sind es keine Türme, jetzt ist es flach und lang. Im Prinzip ist es egal, denn das Wesentliche ist – Sie haben schon gesagt, Sie wollen den Beschlüssen des Bauausschusses nicht vorgreifen –, dass es dort, so wie es jetzt ausschaut, eine, sagen wir einmal, Pattsituation geben wird, und der Vorsitzende des Bezirksbauausschusses wird dann entscheiden müssen, ob das eine unwesentliche Abweichung ist oder nicht. 

Jetzt will ich die Qualität des Vorsitzenden des Bezirksbauausschusses …

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie dann zur Frage.

Abg Günter Kenesei (fortsetzend): … in keinster Weise in Zweifel ziehen, aber halten Sie eine Entscheidung, die dann ausschließlich mit der Stimme des Vorsitzenden im Bauausschuss getroffen wird, für eine sinnvolle, für eine stadtplanerisch nachvollziehbar und für eine demokratiepolitisch richtige Entscheidung?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Auch diese Zusatzfrage hat wirklich eine neue Qualität, weil Sie mich nach etwas fragen, was ich nur mit absolut hellseherischen Fähigkeiten überhaupt erkennen könnte. Ich verstehe zwei Dinge an dieser Frage nicht: erstens die hellseherische Qualität, die mir abverlangt wird – ich habe keine Ahnung, ob dort eine Pattsituation ist, ich habe keine Ahnung, ob dort der Vorsitzende mit Dirimierungsrecht entscheiden wird über etwas, wofür es bis zur Stunde nicht einmal einen Einreichplan gibt –, und das Zweite, was ich nicht verstehe, ist der vorwurfsvolle Ton, der an mich gerichtet ist, dafür, dass jemand seinen Rechtsanspruch wahrnimmt und einen § 69-Antrag stellt, als ob ich etwas dafür könnte, dass da jemand einen Antrag – und sei er noch so absurd – nach § 69 stellt.

Herr Abgeordneter, es tut mir Leid, ich kann diese Frage, ob ich es demokratiepolitisch für sinnvoll halte, dass jemand sein Dirimierungsrecht nützt, nicht beantworten, ich kann aber eine dahinterstehende Frage, die Sie vielleicht auch so gemeint haben, beantworten – das wäre dann genau dasselbe wie vorhin: Wenn jemand glaubt, dass er eine Fläche beanspruchen kann, wo beim besten Willen niemand – einschließlich des Verwaltungsgerichtshofes aus seiner bisherigen Judikatur heraus – sagen kann, dass dies eine geringfügige Abweichung ist, dann denke ich, ist er nicht gut beraten 

Ich habe meine Wortwahl in der Erstbeantwortung auch deswegen so bedenkensvoll getroffen, wie ich sie gewählt habe, denn eines steht mit Sicherheit fest: Wenn jemand glaubt, er muss übertreiben, dann wird er natürlich sowohl bei der Verwaltung als auch bei den Gerichtshöfen sein Problem haben. Im gegenständlichen Fall – um auch meine hellseherischen Fähigkeiten unter Beweis zu stellen – erahne ich, dass er Probleme bekommen wird.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. – Herr Abg Neuhuber, die vierte Zusatzfrage, bitte.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Zuerst einmal, um der Legendenbildung in diesem Haus entgegenzuwirken. Unsere Anfrage und Kritik hat sich natürlich nicht um die Errichtung des Schlosses Schönbrunn gerichtet, sondern es ging hier um ein anderes Projekt. Ich bin voll der Hochachtung vor Ihrer Demut, den autonomen Bauausschüssen nicht vorgreifen zu wollen, freue mich aber, dass ich jetzt doch einen Kommentar eines Wiener Bürgers – auch wenn es Erdberg und nicht Ottakring betrifft –, heraushören konnte –, nämlich dass man vielleicht besser beraten sei, derartige wesentliche Eingriffe in das Stadtbild über die Flächenwidmung und nicht über den 69er zu machen. 

Ist diese meine Auslegung auch für das Arsenal und dieses Bauwerk zutreffend?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also ich würde Ihnen niemals unterstellen, dass Sie auch nur einen Funken von Bösartigkeiten gegen Schönbrunn sagen. Das ist gar keine Frage. Auf die Idee wäre ich gar nicht gekommen, und ich darf Ihnen versichern, eine derartige Legende wäre so unglaubwürdig, dass sie schon gestorben wäre, bevor sie geboren wurde. Also was das betrifft, brauchen Sie sich wirklich keine Sorgen zu machen. 

Was die Interpretation des Wiener Bürgers betrifft, die er hier in privilegierter Weise vom Rednerpult des Wiener Gemeinderates respektive Landtages machen darf, so ist Ihrer Interpretation, wenn man sie abstrahiert und allgemein gültig stellt, durchaus so zuzustimmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. – Damit ist die 4. Anfrage erledigt. 

Die 5. Anfrage (FSP/00333/2004/0001-KFP/LM) wurde von Herr Abg Günther Barnet gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Welche Auswirkung wird das Zuweisungsgesetz für die Bediensteten der Stadt Wien haben?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Die Frage, welche Auswirkungen das Zuweisungsgesetz für die Bediensteten der Stadt Wien hat, interpretiere ich in die Richtung, dass wir von dem Zuweisungsgesetz zum Fonds Soziales Wien sprechen. Das ist der Formulierung der Anfrage nicht zu entnehmen, aber nachdem wir gerade über hellseherische Fähigkeiten gesprochen haben, stelle ich sie unter Beweis und gehe davon aus, wir reden von dem Fonds Soziales Wien. 

Die Frage lässt sich sehr kurz und prägnant beantworten. Es hat in dienst- und besoldungsrechtlicher Form keinerlei Auswirkungen – das wird in diesem Gesetz auch explizit drinnen stehen –, es hat auch pensionsrechtlich keinerlei Auswirkungen für die Bediensteten. Was neu sein wird, ist, dass die zugewiesenen Bediensteten beim Fonds dann in Zukunft in gewissen Fragen von einem Betriebsrat vertreten werden – wobei es da auch schon gute Erfahrungen bei anderen Zuweisungsgesetzen gibt –, und es wird so sein, dass das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz und nicht mehr das Bedienstetenschutzgesetz gilt. Ansonsten gilt für Beamte und Beamtinnen weiterhin die Dienstordnung, die Besoldungsordnung, die Pensionsordnung, für Vertragsbe-dienstete die Vertragsbedienstetenordnung und alle wei-teren für diese Bediensteten jeweils geltenden Dienst-rechtsgesetze.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die erste Zusatzfrage: Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. – Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! 

Ich freue mich, dass Sie so weit gedacht haben, weil ich diesen Halbsatz unterlassen habe. Das ist ein sehr nettes Entgegenkommen und spricht für Sie, daher werde ich mich heute auch freundschaftlich gestalten. (Heiterkeit.) Wer hat etwas dagegen?

Ein Punkt, der mir jetzt im vorliegenden Entwurf des Gesetzes noch aufgefallen ist, ist die Frage des Weisungsrechtes. Das scheint mir zu wenig spezifiziert zu sein, und ich würde Sie ersuchen, mir das zu erläutern, wie Sie glauben, dass diese Bestimmung jetzt zu interpretieren ist. Ich meine das Weisungsrecht auf die Bediensteten durch den Magistrat im Wege der Geschäftsführer des Fonds, denn das ist im Gesetz besonders angesprochen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Es ist selbstverständlich so, dass es das Hauptziel dieses Zuweisungsgesetzes ist, dass der Fonds funktioniert. Das heißt, es müssen selbstverständlich Möglichkeiten für die jeweils Vorgesetzten gegeben sein, dass sie den jeweils Untergebenen auch entsprechende Anweisungen geben können. Diese Übertragung wird erfolgen, denn der Sinn des Ganzen ist ja nicht, dass wir ein Wirrwarr an Kompetenzen oder ein Wirrwarr an Hierarchien haben. Ganz im Gegenteil! Es geht darum, dass da eine funktionstüchtige Einheit für einen für uns alle unglaublich wichtigen Bereich geschaffen wird. Deswegen ist es so vorgesehen und, ich denke, in dem Gesetz auch ausreichend festgelegt und definiert, dass die jeweils zuständigen Vorgesetzten auch das entsprechende Weisungsrecht haben, dass natürlich der Geschäftsführer, die Geschäftsführerin – sage ich jetzt einmal theoretisch – auch entsprechende Weisungsmöglichkeiten und Kompetenzen bekommt – im Sinne der Eindeutigkeit der Hierarchie, im Sinne der Eindeutigkeit der Weisungszusammenhänge und primär im Sinne des Funktionierens der Organisation.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Die zweite Zusatzfrage stellt Frau Abg Dr Vana. – Bitte.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Einer der Kritikpunkte der Grünen an den Ausgliederungen prinzipiell ist die Bildung einer so genannten Mehrklassengesellschaft von Bediensteten. Wie Sie jetzt selbst angesprochen haben, wird es dann zugewiesene Bedienstete geben, und es wird neu aufgenommene Bedienstete im Sinne der Privatwirtschaft geben. 

Eine Ausgliederung hat insbesondere für weibliche Bedienstete starke Auswirkungen. Sie wissen, das Gleichbehandlungsgesetz des öffentlichen Dienstes und speziell das Wiener Gleichbehandlungsgesetz ist ein sehr gutes, das Gleichbehandlungsgesetz der Privatwirtschaft ein weniger gutes. Frau Stadträtin, wie wollen Sie sicherstellen, dass nach der Ausgliederung für weibliche Bedienstete dieselben Gleichbehandlungsstandards gel-ten, wie sie jetzt für die öffentlich Bediensteten gelten?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Auch dieses Thema haben wir im Ausschuss schon einmal diskutiert, und ich wiederhole noch einmal für die, die die Diskussion nicht so intensiv verfolgt haben, dass selbstverständlich für die MitarbeiterInnen, die weiter Bedienstete der Stadt bleiben, nach der Zuweisung weiterhin das Wiener Gleichbehandlungsgesetz gilt. Ich freue mich über das Lob der Qualität des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes und werde mir dieses Argument für andere Diskussionen, die wir ja von Zeit zu Zeit haben, auch gut merken. Dieses Wiener Gleichbehandlungsgesetz gilt für die Bediensteten der Stadt Wien weiterhin. Für eventuell zusätzlich Neuaufgenommene gilt dieses Gesetz – nachdem dies ja keine Bediensteten sind – selbstverständlich nicht.

Ich habe mich als Frauenstadträtin immer dafür eingesetzt, dass zum einen das Bundesgesetz verbessert wird. Wir wollen ja auch keine Dreiklassengesellschaft haben – da gibt es die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Magistrats, dann gibt es die, die irgendwo zugewiesen sind, und die, die neu dazukommen, und für die gibt es Verbesserungen, und dann gibt es die große Masse der Mehrheit –, wir wollen ja in Wirklichkeit für alle einen gleich guten Standard. Das heißt, einerseits werde ich mich dafür einsetzen, dass insgesamt das Gleichbehandlungsgesetz verbessert wird –aber da ist der Bundesgesetzgeber gefordert, da haben ich und meine Fraktion im Moment leider wenig Einflussmöglichkeiten –, in dem Bereich, wo die Stadt Wien weiter Einflussmöglichkeit hat, haben wir bisher immer Lösungen gefunden, dafür zu sorgen, dass alle Bediensten eine entsprechende Gleichbehandlungschance haben. 

Ich darf darauf verweisen, dass wir bei den Wiener Stadtwerken eine sehr gute Betriebsvereinbarung abgeschlossen haben, die sich gerade mit der Frage Gleichbehandlung befasst, und ich glaube, dass das ein sehr guter Weg ist, dass auch diejenigen, die auf Grund von Neuaufnahmen in einer ausgegliederten Gesellschaft sind – sage ich jetzt so allgemein, denn das gilt ja für andere Bereiche auch –, auf Grund einer Betriebsvereinbarung auch bessere Chancen bekommen. Ich glaube, dass das ein guter Weg ist und dass man den auch in anderen Bereichen gehen kann.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur dritten Zusatzfrage: Herr Abg Dr Ulm

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr verehrte Frau Stadträtin! 

Im Personalressort gibt es manchen Reformbedarf. Das reicht vom Nebengebührenkatalog, wo Sie weniger einer Meinung mit mir sind, bis zur Pensionsharmonisierung, wo ich aus mehrfachen Äußerungen von Ihnen weiß, dass Sie für eine solche in der Tat eintreten. 

Wie weit sind nun die Vorarbeiten zu einer Pensionsharmonisierung gediehen? Nach wie vor ist es un-verständlich, warum Gemeindebeamte mit 60 Jahren in den Ruhestand gehen, Bundesbedienstete das erst mit 61 ½ Jahren bis mittelfristig 65 Jahren können, ebenso wie Arbeitnehmer und Arbeitsnehmerinnen in Wien, die das auch nicht mit 60, sondern frühestens mit 61 ½ Jah-ren können. Haben Sie die Absicht, in diese Gespräche auch Fraktionen einzubinden? Wann wird es diesbezüglich einen Gesetzesentwurf von Ihnen geben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Renate Brauner: Ich weiß zwar nicht, was die Pensionsharmonisierung mit dem Zuweisungsgesetz zu tun hat. Wir sind heute nicht nur hellseherisch, sondern auch weit interpretativ, aber es soll mir recht sein. 

Auch diese Sache lässt sich sehr kurz beantworten. Im Gegensatz zum Bund lege ich Wert darauf, Bestimmungen gemeinsam mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen zu diskutieren, respektive mit deren Interessenvertretung, der Personalvertretung und der Gewerkschaft. Diese Gespräche sind im Laufen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur vierten Zusatzfrage: Herr Abg Barnet. 

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin, da Sie die Bediensteten angesprochen haben: Nach dem, was wir auch im letzten Sonderlandtag diskutiert haben, gehe ich einmal davon aus, dass nicht jeder Bedienstete der MA 12 oder 47, der jetzt in die MA 15°A übergeführt wird und dann in den Fonds Soziales Wien, wirklich begeistert sein wird. Da wird es den einen oder anderen geben, der das nicht will, auch wenn Sie ihn mit diesem Gesetz dazu zwingen könnten. 

Wie wird das – da ich nach Ihrer letzten Wortmeldung davon ausgehe, dass Sie auf die Bediensteten Rücksicht nehmen – in diesem Fall gehandhabt werden, wenn jemand sagt, ich möchte nicht in den Fonds Soziales Wien gehen, ich möchte in der Hoheitsverwaltung, in der öffentlichen Verwaltung des Magistrats bleiben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Da möchte ich zuerst grundsätzlich bemerken, dass ich das, was ich vorher in der Theorie gesagt habe, natürlich auch in der Praxis umgesetzt habe. Dieses Zuweisungsgesetz ist mit Zustimmung und nach Gesprächen mit Gewerkschaft und Personalvertretung beschlossen worden. Es wurde also nicht gegen den Willen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen durchgedrückt, sondern gemeinsam mit der Interessenvertretung. Natürlich kann es sein, dass es von dem einen oder anderen Versetzungswünsche gibt, und da kann ich Ihnen sagen, Herr Abgeordneter, ändert sich auch in der Praxis überhaupt nichts gegenüber der jetzigen Situation. Wie ich schon sagte, ändert sich dienstrechtlich gar nichts. Das heißt, es gibt grundsätzlich für niemanden in unserem Haus einen Rechtsanspruch auf Versetzung, auch wenn weiter die MA 12, um ein Bespiel zu nennen, existieren würde, hätte niemand einen Rechtsanspruch zu sagen, ich will jetzt woanders hin, aber die Möglichkeit des Wechsels besteht selbstverständlich weiter. Das heißt, es ist jedem Mitarbeiter, jeder Mitarbeiterin, auch wenn er/sie nach diesem Zuweisungsgesetz im Fonds Soziales Wien arbeiten wird – wir sprechen ja noch von der Zukunft –, unbenommen, einen Versetzungswunsch zu äußern, sich um eine Versetzung zu bemühen. Und ganz besonders ist es ihnen unbenommen, sich um höhere Dienstposten, die ja auch entsprechend ausgeschrieben werden, zu bewerben, und sie haben genau dieselbe Chance, diesen höheren Dienstposten zu bekommen oder auch nicht, wenn die Qualifikation entspricht, wie vorher. Also auch in diesem Fall ändert sich für den Einzelnen gar nichts. Versetzungsmöglichkeiten gibt es, Rechtsanspruch gibt es keinen, Bewerbungsmöglichkeiten für höhere Dienstposten gibt es, Rechtsanspruch gibt es da natürlich auch genauso wie vorher keinen.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Damit ist auch die Fragestunde erledigt. 

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die Transitlawine rollt – Wo bleiben Wiens Gegenkonzepte" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstunterzeichner, Herrn Abg Dr Madejski, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. – Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es steht unzweifelhaft fest, es ist bewiesen – ich glaube, da werden Sie mir nicht widersprechen können –, dass die Sozialdemokratie in der Zweiten Republik bis auf wenige Ausnahmen immer in der Bundesregierung gesessen ist. Es ist unzweifelhaft und es ist bewiesen – und da werden Sie mir auch nicht dagegen sprechen –, dass gerade Ihre Partei in der Zweiten Republik bis Februar 2000 das Verkehrsministerium besetzt hatte (ironische Heiterkeit bei der SPÖ) beziehungsweise hier gearbeitet hat. Es steht unzweifelhaft fest, dass Sie in Wien in der Zweiten Republik bis auf wenige Ausnahmen, bis auf wenige Jahre den zuständigen Stadtrat für Planung gestellt haben. Es steht unzweifelhaft fest, dass seit 1996 Verhandlungen betreffend die EU-Osterweiterung seitens der EU im Gange sind, und es steht unzweifelhaft fest, dass alle gewusst haben, dass in wenigen Monaten diese EU-Osterweiterung heuer auch formal auf uns zukommt.

Es steht aber auch unzweifelhaft fest, dass Wien keine Südumfahrung hat, obwohl Sie 50 Jahre an der Macht waren. Es steht unzweifelhaft fest, dass es keine Nordostumfahrung gibt. Es steht unzweifelhaft fest, dass es keine geordnete, keine ordentliche Verkehrsverbindung, weder Bahn noch Straße, Richtung Preßburg gibt. Und wenn Sie die Berichte im Fernsehen hören und in den Medien lesen, wissen Sie, dass das ein aufstrebender Markt ist, und wir werden noch große Schwierigkeiten haben, diesem aufstrebenden Wirtschaftsmarkt zu folgen. 

Es steht unzweifelhaft fest, dass es keine Anbindung nach Norden, sei es Bahn, sei es Straße, gibt. Es steht genauso fest, dass Wien noch immer keinen Zentralbahnhof hat. Und das alles, obwohl sie 50 Jahre in Wien und auf Bundesebene für all das, was ich jetzt gesagt habe, verantwortlich waren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und da wollen Sie, wenn wir bemüht sind, Ihre Scherben aufzuräumen, uns in der Bundesregierung und unserem Verkehrsminister sagen, dass zu wenig getan wird? Nein, das können wir uns nicht gefallen lassen. Daher muss man dagegen ankämpfen und die Bevölkerung informieren, dass Sie dafür verantwortlich sind. (Beifall bei der FPÖ.)
Es steht unzweifelhaft fest, dass es Ihre Verkehrsminister waren, Ihre Verkehrsminister Streicher, Klima (Abg Christian Oxonitsch: Jetzt sind es aber Ihre auch!), die die Verhandlungen betreffend das Transitabkommen unterzeichnet haben, Herr Oxonitsch. Da waren Sie noch ein bisschen zu jung, vielleicht haben Sie es damals nicht verfolgt, haben andere Interessen gehabt. (Abg Christian Oxonitsch: Ihr wisst ja gar nicht mehr, wie viele Verkehrsminister ihr gehabt habt!) Unzweifelhaft steht fest, dass diese zwei Minister es in der Hand gehabt hätten, einen ordentlichen Transitvertrag zustande zu bekommen und nicht einen, der befristet war und wo wir die Lackierten sind. (Abg Christian Oxonitsch: Wenn bei Ihnen ein Minister gekommen ist, war er schon wieder weg!) Aber Sie haben die Verhandlungen geführt, Sie haben in die EU gedrängt, Sie haben alles unterschrieben, alles zum Schaden der Bevölkerung, insbesondere zum Schaden der Wiener, denn die haben die Transitprobleme jetzt am Hals. (Beifall bei der FPÖ.) Wenn man das alles zusammenaddiert, Ihr Wissen von all dem, Ihre Untätigkeiten, Ihre Politik, dann haben Sie in verkehrspolitischen Dingen fahrlässig gehandelt, sowohl was Verkehrspolitik als auch was Sicherheitspolitik für die Straßen und für die Bahn betrifft.

Meine Damen und Herren! Es gibt Schätzungen der EU, aber auch Österreichs, dass bis 2015 der Straßen- und Güterverkehr um 70 Prozent zunehmen wird, und zwar insbesondere in der Brennerregion und in der Ostregion Wien. 

Meine Damen und Herren! Das haben Sie gewusst, und wenn man all das, was ich jetzt aufgezählt habe, weiß, dann kann man nur stückweise beginnen, die Scherben zusammenzuklauben, und wir sind, so wie es heute schon angeklungen ist, bereit, hier gemeinsam mit Wien in der Zukunft zu arbeiten. 

Das Mindeste, was Sie aber kurzfristig machen könnten, ist, die Überprüfungen dieser Verkehrslawine, dieser Autos, die auf uns zukommen, auf ihre Sicherheit voranzutreiben. Sie wissen ganz genau, jetzt bei der Schwerpunktaktion im Jänner – aber auch in Wien gibt es eine solche, ich habe alle Zahlen, der Herr StR Schicker weiß, dass ich die Zahlen genauso habe wie er, da brauche ich keinen Informanten, ich brauche nur anzurufen und mir wird die Information korrekt gegeben – gibt es bei einer Überprüfung aller Autos16 Prozent – in Wien sind es ungefähr 18 Prozent –, denen man sofort das Kennzeichen wegnimmt, wobei der Schaden hauptsächlich im Bremsbereich liegt. Das ist eine horrend hohe Anzahl, und in Wien liegt sie, wie gesagt, noch um zwei Prozentpunkte höher. 

Wenn man sich die Zahlen anschaut, wie viel seitens der Landesprüfstelle, aber auch der Bundesprüfstelle in den letzten Jahren überprüft worden ist, so sind das zirka zehn Autos pro Tag, und das Ganze bitte bei zirka 40 000 LKW; wenn man die Kleintransporter dazunimmt, sind es 60 000. 

Meine Damen und Herren! Hier muss was passieren. Hier fordern wir erstens eine personelle Aufstockung, zweitens eine finanzielle Sonderfinanzierung in diesem Rahmen. Wenn Herr StR Schicker heute in der Früh gesagt hat, wir agieren nur, wenn die Bundespolizei kommt und uns sagt, wir machen eine Schwerpunktaktion, dann hat er etwas vergessen. Herr Stadtrat, Sie haben es in der Hand, nach § 97 Straßenverkehrsordnung. Das könnten Sie einmal nachkontrollieren und sich vielleicht aufschreiben und aktiv werden. Da gibt es Straßenverkehrsorgane, das sind die vom Magistrat mit dem weißen Kapperl, das sind jene, die zwar formal der Polizei unterstehen, aber genauso selbstständig agieren können. 

Warum gibt es also keine Zusammenarbeit im Magistrat zwischen Ihren Beamten, Technikern, Mechanikern mit den Weißkapplern. Das wäre durchaus möglich – lesen Sie die Paragraphen, ich habe es mir ausdrucken lassen –, und wir könnten täglich wesentlich mehr Kontrollen bei den LKWs und bei den PKWs durchführen – zur Sicherheit der Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Sie wollen das nicht hören, dass Sie zuständig sind für die Versäumnisse. Es ist aber so. Sie gaukeln uns dafür vor, dass hier in Wien mit der Verlängerung des Radwegenetzes – jedes Jahr kommen 20 oder 25 Kilometer dazu, meistens eher sinnlos in die Wüste führend, gegen die Einbahn, bergab, wie auch immer –, Sie gaukeln uns vor – und da sind Sie sicherlich mit den Grünen einer Meinung, wobei ich glaube, dass die Grünen sogar federführend sind beim Ausbau der Radwege; wir haben das schon lange diskutiert –, Sie gaukeln uns vor, dass dadurch die Verkehrsproblematik in Wien gelöst wird. Entschuldigen Sie, meine Damen und Herren, das ist Schwachsinn – das Wort darf ich sagen, denn da hat es einmal keinen Ordnungsruf geben, da war schon einmal vor vielen Jahren so etwas Ähnliches –, das ist Schwachsinn, noch dazu, wenn man weiß, dass die Radbenutzung, die reine Radbenutzung, vor allem in den Außenbezirken abnimmt. 

Sie schikanieren den Individualverkehr, Sie schikanieren den gewerblichen Verkehr, Sie haben Schikanen bei Poller, bei Vorbauten. Es gibt ganze SPÖ‑Bezirke, die durch die Verkehrspolitik – siehe 9. Bezirk – überhaupt lahmgelegt werden. Solche Bezirksvorsteher haben Sie. Denken Sie an den 9. Bezirk.

Meine Damen und Herren! Sie haben versagt in der Verkehrspolitik! (Beifall bei der FPÖ.) Sie haben überhaupt nicht das Recht, hier herauszugehen und die Bundesregierung und den Verkehrsminister anzugreifen. Die haben einen Elan, Sie hinken nach. Ich würde mir wünschen, dass Sie endlich das gleiche Tempo einschlagen wie unser Verkehrsminister. Sie sind ja lahm! Lahm sind Sie! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Wo sind Ihre Konzepte, den Individualverkehr flüssig zu halten? Haben Sie gelesen, dass Österreich neben Finnland das einzige Land in der EU ist, in dem die PKW-Anmeldungen und ‑Käufe wesentlich zugenommen haben im letzten Jahr? In Finnland um 22 Prozent und in Österreich um 7,3 Prozent. Im EU‑Durchschnitt sind es minus 1,3 Prozent. Leben Sie am Mond, meine Damen und Herren? Lesen Sie das alles nicht? 

Sie bauen Radwege, das mag irgendwo sinnvoll sein, aber wo sind die Möglichkeiten für jene Leute, die auf Grund Ihrer Politik, auf Grund Ihrer Siedlungspolitik am Stadtrand wohnen und durch ganz Wien von Nord nach Süd fahren müssen, weil wir dort die Gewerbebetriebe haben, die ein Auto benötigen, wo sind die Konzepte, um diesen Verkehr flüssig zu halten? Sie reden uns immer ein: Wir wollen den Individualverkehr absenken. Natürlich wollen wir das alles, aber das spielt es im Augenblick nicht. Sie bieten hier überhaupt nichts an. Wo ist Ihr Konzept betreffend die LKWs und die Kleintransporter, die auf Grund der Liberalisierung in der EU‑Ost-erweiterung auf uns zukommen? Wo ist Ihr Konzept, dass man die am Stadtrand aufhält? Nirgends! Und warum? Weil wir keine Umfahrung haben. Wir können die gar nirgends aufhalten.

Daher ist es ganz, ganz wichtig, meine Damen und Herren – das ist das Einzige, was positiv ist, wo ihr heute den Herrn Stadtrat unterstützen müsst –: Der Kollege Maresch hat gesagt, es fehlt eine zweite Variante, nämlich die Nullvariante. Mit Recht. Das ist nämlich eine Null, diese Nullvariante. Die braucht man nicht zu untersuchen, denn Sie wissen genau, in der SUPer-NOW steht drinnen, da explodiert in Wien über der Donau überhaupt alles. Also seien wir froh, dass wir die Nullvariante nicht untersucht haben, weil sie wirklich eine Null ist. Nicht Sie sind eine Null, aber die Nullvariante ist wirklich eine Null. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Unser Verkehrsminister, der Hubert Gorbach, hat seine Hausaufgaben erledigt, der ist dabei, die Scherben, die Sie hinterlassen haben, wegzuräumen. Sie haben Ihre Hausaufgaben noch lange nicht erfüllt, meine Damen und Herren! Sie hinken verkehrspolitisch dem neuen Elan des Verkehrsministers hinten nach. Ich hoffe, Sie holen ihn endlich ein und haben das gleiche Tempo – im Sinne der Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redzeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Maresch gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Nach dem Kollegen Madejski – er hat wirklich Farbe ins Leben gebracht, ganz bunt, er ist sogar noch vor der Zeit fertig geworden; ich habe leider nur 5 Minuten –muss man schon einiges korrigieren.

Punkt 1. Es hat mir der Satz gefallen, die Sozialdemokraten haben das Ministerium besetzt gehalten. Ich muss sagen, seit dem Jahr 2000 haben vier Ministerinnen und Minister von der FPÖ das Ministerium festgehalten. Man könnte das auch als Transitministerkarussell bezeichnen (Heiterkeit bei den Grünen), vielleicht hat ihnen aber auch das Konzept gefehlt. Jetzt treten Sie heute auf und sagen, die Transitlawine rollt. Da frage ich mich schon: Wer hat denn das verursacht? (Rufe bei der FPÖ: Na wer? Na wer? – Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Genau das ist die Frage!) Und da muss ich sagen: Blau-schwarze Minister. (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Desaster in Brüssel. Die sind schuld. Und der Kollege Gorbach hat das Kraut nicht wirklich fett gemacht. Aber wir kommen schon dazu.

Sie könnten ja noch nachbessern, denn es gibt eine Wegekostenrichtlinie, da könnten Sie sich noch einiges herausreißen. Da geht es darum, dass man mit der LKW-Maut vielleicht doch querfinanzieren kann. Die LKW-Maut ist doch um einiges niedriger als in der Schweiz, und wenn ich mich nicht irre, waren das schon Ihre Minister oder auch die von der ÖVP, die im Grunde genommen nicht das Schweizer Vorbild genommen haben, sondern eine etwas piepelige LKW-Maut eingeführt haben und keine wirklichen Steuerungsinstrumente in der Hand haben. 

Schauen wir uns also das eine an: Wer beschert uns in Wien die Transitlawine? Stimmt schon, der GVP. Wer hat uns den Generalverkehrsplan aufs Auge gedrückt? Blau-schwarze Minister. Wer bringt uns die A5 nach Wien, obwohl die A5 1999 vom Verkehrsministerium und von den Planerinnen und Planern noch abgelehnt wurde? Jetzt haben wir sie, jetzt wird gebaut. Danke, Herr Pröll. Sie bringen uns die LKW nach Wien. 

Und nicht nur die A5 wird gebaut, sondern auch die Marchfeld-Schnellstraße. Es gibt eine Schnellstraße nach Znaim, offensichtlich, damit man dort besser billigere Zigaretten einkaufen kann, und es gibt noch eine Donaubrücke mit zugehöriger Autobahn. Das heißt, wir kriegen es ganz dick als Transitverkehr. Das nennt sich alles TEN‑Netze, und man ist ganz froh, wenn man das noch von der EU bezahlt bekommt.

Jetzt ein bisserl zum Kollegen Madejski und seinem fulminanten Auftritt. Es gibt immer wieder Dinge, die man vorantreiben muss, und vielleicht möchte er auch FPÖ‑Chef von Wien werden, da muss man schon ein bisserl etwas herzeigen. Aber noch einmal zurück zu Ihrem Ablenkungsmanöver. Was haben Sie denn mit der Alternative angestellt, meine Damen und Herren von den sogenannten Regierungsfraktionen im Bund? Sie haben die ÖBB in den Abgrund getrieben. Da gibt es in Wirklichkeit jetzt keine Alternativen mehr, denn schauen Sie sich einmal an, wo soll der Transport herkommen? Auf der ÖBB? Auf den wenigen Linien, die es da in den Osten gibt? Na, ganz sicher nicht! 

Jetzt kommen Sie, Herr Madejski, heraus und sagen, die Kontrollen müssen effektiviert werden. Der Herr Kralovec mit diesem Sozialdumping und all seinen Dingen damals, das war ein niederösterreichischer Unternehmer, und da frage ich mich die ganze Zeit, wo war da die Bundesregierung? In Österreich hätte er eine Verwaltungsstrafe bekommen, aber nach Luxemburger Recht ist er strafrechtlich verfolgt worden, genauso wie in der Bundesrepublik. Wo waren denn da die Kontrolleure der Bundesregierung? Jetzt geht es ums Kontrollieren und ums Schikanieren, aber war denn da etwas vorher? Einfach nicht vorhanden. 

Jetzt zur Lobau-Autobahn und zu der ewigen Behauptung, jede Stadt braucht eine Autobahnumfahrung. Das stimmt erstens einmal überhaupt nicht und zweitens wissen Sie ganz genau, Ihr Projekt der 7. Donauquerung in Fischamend braucht genau niemand. Das ist zum Krenreiben gewesen. Jetzt sind Sie draufgekommen, und weil der Kollege Gorbach von Ihnen die Außenvariante einfach besser findet, präferieren Sie die. Das heißt die WienerInnen in der Donaustadt können sich aussuchen entweder Transit vom Westen oder vom Osten, vom Norden oder vom Süden und mitten drinnen ist die Donaustadt. Das ist überhaupt kein Konzept, das ist einfach ein Unsinn, was Sie da heute erzählt haben. 

Das Nächste ist: Wer soll das alles bezahlen? (Abg Franz Ekkamp: Der Finanzminister soll das bezahlen!) Die Lobau-Autobahnen kosten 2 Milliarden EUR. Das ist ja ein Wahnsinn! Haben Sie den Goldesel erfunden? Jetzt wollen Sie noch eine 7. Donauquerung in Fischamend. Das haben Sie uns in Wirklichkeit die ganze Zeit erzählt. 

Das heißt für mich – noch einmal ganz kurz, ich möchte mich da wirklich kurz halten –: Ich brauche keinen Transit in Wien, ich brauche keine Lobau-Autobahn, ich brauche keinen Gorbach, und ich brauche keine FPÖ. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile es ihr.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem wir uns jetzt ausführlich mit der gegenseitigen Schuldzuweisung beschäftigt haben, komme ich wieder auf das Thema zurück, nämlich auf die Frage, die sich mir stellt: Wo bleiben die Wiener Gegenkonzepte?

Ich würde aus meiner Sicht sagen: Konzepte sind da, aber es geht nichts weiter, es geschieht nichts. Wir haben in den letzten zehn Jahren kein einziges wichtiges Infrastrukturprojekt fertiggestellt bekommen. Da unterscheide ich mich schon wesentlich von meinem Vorredner, der meint, wir brauchen das alles nicht, weil sich der Verkehr von selber auflöst. Der Verkehr entsteht nur, wenn man ihn auf Straßen Richtung Wien herführt, und dann haben wir ihn in Wien. Wenn man ihn gar nicht herführt, das stimmt schon, dann haben wir ihn nicht. Aber wo bleibt er denn, wo wollen Sie ihn denn lassen? Wollen Sie ein Auffangnetz an den Grenzen errichten? Da gibt es eine witzige Zeichnung von Loriot oder jemand anderem. Da gibt es ein Netz, in das fallen alle Autos hinein, und man ist sie los. 

Ich bleibe dabei, wir brauchen die Infrastrukturprojekte, sie sind wichtig, und ich bleibe dabei, wir brauchen sie zur Realisierung und nicht nur, um Konzepte zu erstellen. Es fehlt das Tempo, meine sehr geehrten Damen und Herren. Absichtserklärungen, Absichtsäußerungen sind hier einfach zu wenig. Wir haben sie zum Teil leider auch wieder in dem Masterplan Verkehr, und ich werde gleich darauf zurückkommen.

Auch die Planungsvorgänge kommen in Wien ins Stocken, wenn man berücksichtigt, wie weit schon manche Planungen rund um Wien vorangeschritten sind. Ich fange bei einem Beispiel an, das vielleicht nicht so kontroversiell ist, weil es nicht den Autoverkehr betrifft, sondern die Güterterminals. Es ist ja Gott sei Dank im Osten Österreichs im Gegensatz zum Westen Österreichs so, dass wir einen sehr erheblichen Anteil des Transitverkehrs bei der Güterbeförderung noch auf der Schiene abwickeln. Das soll nicht nur so bleiben, das muss man festigen, das bleibt nicht von selber so, und da soll man auch noch daran arbeiten, dass es besser wird. Da stelle ich schon die Versäumnisse in den Vordergrund, die rund um die Güterterminals geschehen sind. 

Ich kenne dieses Thema seit vielen, vielen Jahren. Es gibt Konzepte sonder Zahl. Es gab sogar ein sehr konkretes Konzept, und nun lese ich im Masterplan Verkehr 2003 wieder, dass das notwendig wäre, nämlich kurzfristig der Terminal Inzersdorf und Hafen Wien und mittelfristig einer im Nordosten Wiens. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das wissen wir ja alle, aber das kommt ja nicht von selber daher. Da muss man sich bemühen, da muss man nicht nur planen, sondern da muss man auch an der Realisierung arbeiten. Warum das so wichtig ist, habe ich gerade gesagt. Es muss unser Ehrgeiz sein, dass wir den Gütertransitverkehr im Osten Österreichs weiterhin in einem hohen Maß auf der Schiene behalten. 

Nun wissen wir, dass dieser echte Transitgüterverkehr nur etwa 5 Prozent des Gesamtverkehrs ausmacht, wir wissen aber auch, dass die Zunahme der Verkehrsleistung nach den Prognosen bis 2015 ungefähr 10 Prozent des hausgemachten Verkehrs ausmachen wird, und das wird sich auf der Straße abspielen. Aber egal ob hausgemachter Verkehr oder Transitverkehr, zum Abwickeln des Straßenverkehrs brauchen wir nun einmal den Straßenbau. Ich appelliere auch an Wien, sich für die Nordumfahrung nicht mehr weiter Zeit zu lassen, denn die Planung für die A5 im Norden auf niederösterreichischem Gebiet hat einen erheblichen Vorsprung, und wenn das so weiter geht, dann passiert wirklich das, was ich zu Beginn eigentlich mehr zynisch gemeint habe, nämlich dass die Autos auf der Nordautobahn Richtung Wien kommen, und dann stehen sie an der Wiener Stadtgrenze und wir müssten ein Netz aufspannen, damit wir sie alle einfangen können, weil wir sie nicht auf unseren Stadtstraßen weiterführen können.

Ich appelliere auch, an die Zukunft zu denken, in die weitere Ferne zu blicken, nicht nur auf die Versäumnisse, die jetzt dringend aufgeholt werden müssen. Es gilt weiter zu denken, und ich erwähne als Notwendigkeit – auch wenn der Kollege Maresch das jetzt als absolut abschreckendes Beispiel genannt hat – eine Marchfeld-Schnellstraße, weil wir Infrastrukturprojekte nicht nur zur Verkehrsbewältigung brauchen, sondern auch für die Qualität des Wirtschaftsstandortes, des Wirtschaftsraumes Wien, der insbesondere mit Preßburg eine neue Dimension erhalten wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Reiter. Ich erteile es ihm.

Abg Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Werter Landtag!

Als wir an dieser Stelle im November die Debatte zum Masterplan Verkehr geführt haben, da wurde von mir gesagt, dass er eine kommunalpolitische Herausforderung für das nächste Jahrzehnt ist. Nach einer wirklich effizienten Bürgerbeteiligung hat die Zukunft Wiens nunmehr konkrete Formen angenommen. Es gibt also diese Konzepte, Frau Kollegin Rothauer, von denen Sie gesprochen haben. Es sind Projekte erarbeitet worden, und letztlich hat auch amtsf StR Dipl Ing Schicker ganz klare Prioritäten und Ziele gesetzt, und die heißen eben Vorrang für den öffentlichen Verkehr. Im Umweltverbund Rad und Fußgänger soll dieser Modal split bis 2020 hinsichtlich des öffentlichen Verkehrs 75 Prozent betragen, und das ist ja wirklich ein ehrgeiziges Ziel. 

Wenn vorgestern der Herr Bürgermeister hier eine aktuelle Studie vorgestellt hat – 8 300 Personen wurden befragt –, die ganz klar beweist, dass die Wiener die Lebensqualität in ihrer Stadt schätzen, dass die Wiener zu 82 Prozent – zu 82 Prozent, liebe Freunde – mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zufrieden sind, dann ist das wirklich ein hervorragendes Zeugnis, das uns hier ausgestellt wurde. 

Damit Wien in diesem Europa bestehen kann, muss eben, keine Frage, die Infrastruktur verbessert werden: Straße, Schiene, Luft, Wasser. Diesbezüglich sind in diesem Masterplan Verkehr auch ganz wichtige Projekte angedacht: der Durchgangsbahnhof Wien – Europa, das Arbeiten an der Westbahn, der Hafen Freudenau, Containerterminal 2007 – dieser wurde vom Stadtrat heute schon erwähnt –, Güterterminal Inzersdorf und natürlich leistungsfähige Verbindungen zum Flughafen Wien, aber auch nach Bratislava. 

In Wien schlafen wir auch nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren des Landtages. Da wird eben in der vierten Prioritätenreihung die U1 Süd gebaut, die U2 Nord, die U6 Nord. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ja, ja, da werden wir noch reden über die U6!) Da gibt es neue S-Bahnen, da gibt es Tangentialstraßenbahnen, also Vorrang für den öffentlichen Verkehr. Schieneninfrastrukturprojekte müssen in diesem Bundesgeneralverkehrsplan vorgezogen werden. 

Meine Damen und Herren des Wiener Landtages! Es ist ja wirklich eine eigenartige Situation heute. Da verlangen gerade die Freiheitlichen diese Aktuelle Stunde mit dem Titel "Die Transitlawine rollt". Also man muss eines sagen: Mut nach vorne haben Sie ja, um nicht zu sagen, schon ein bisschen Übermut. Deshalb möchte ich in Erinnerung rufen – man kann es nur immer wieder wiederholen, es gerät ja sonst in Vergessenheit –, dass gerade diese schwarz-blaue Bundesregierung die Transitverhandlungen – Sie lachen, Herr Stadtrat, das ist für uns ein ernstes Thema – vermurkst hat. Da wurde vom Herrn Kollegen Madejski davon gesprochen – wie hat er so schön gesagt –, das Verkehrsministerium zu besetzen. Mein grüner Vorredner hat es ja schon erwähnt. Ich meine, das ist bei den Freiheitlichen nicht der Fall, denn die hatten jetzt etwa vier Verkehrsminister in zirka vier Jahren, von denen drei ja wirklich überfordert waren. Es war also kein effizientes Lobbying für Österreich in diesem Zusammenhang möglich. Das ist, um es kurz zu sagen, ein Bild des Jammers, ein Waterloo für die Bundesverkehrspolitik. Das, meine Damen und Herren, ist eine Tatsache. 

Wien kann auf wichtige Straßen und Schienenprojekte nicht verzichten, zum Beispiel den Lainzer Tunnel. Da wurden von ja zwei Verkehrsministern die Tunnelportale sozusagen feierlich eröffnet, aber die Tunnel sollen sich dann die Eisenbahner, wie ich annehme, selber graben, und über die Verfahrensstreitereien des Ministeriums mit dem Verwaltungsgerichtshof möchte ich mich jetzt gar nicht mehr äußern. 

Es wird auch ein sinnvoller Vorschlag des Masterplans negiert, nämlich 7 Cent für die Quersubvention von der Straße auf die Schiene zu präliminieren. Das geht auch nicht, aber dafür gibt es absurde Vorschläge wie zum Beispiel diese Doppelstocktangente gegen den Verkehrsstau. Wie das beim Laaerberg-Tunnel funktionieren soll, meine Damen und Herren, weiß ich nicht, aber vielleicht kann mir das dieser ÖVP-Nationalrat und Obmann im 21. Bezirk erklären. 

Wir in der Donaustadt – der Kollege Parzer sieht das anders, er hat Realitätssinn, das hat er auch heute wieder gesagt – stehen selbstverständlich zu diesem Umfahrungsring, keine Frage, und die Asfinag prüft das jetzt auch. Klarheit darüber soll im Sommer da sein. Es gibt diesen Rat der Sachverständigen, Wien wird hier eine Hilfestellung geben, und für Wien kommt nur eine Lösung in Frage, die sowohl der Umwelt wie auch den Menschen den bestmöglichen Belastungsschutz gibt. 

Ich komme schon zum Schluss, denn das Licht weist mich darauf hin. Die Wiener Stadtregierung ist bereit, die notwendigen im Masterplan festgelegten Maßnahmen zu setzen. Meine sehr geehrten Damen und Herren von der blau-schwarzen Opposition, wirken Sie bitte auf Ihre Gesinnungsfreunde im Bund ein, auch dasselbe zu tun. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Abg Kenesei. Ich erteile es ihm.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eine etwas eigenartig anmutende Diskussion: Auf der einen Seite der Kollege Reiter, der einige Dinge gesagt hat, die auch wir beim Masterplan Verkehr durchaus mitgetragen haben, dann waren wieder ein paar Sachen dabei – aber die kennt er und die weiß er –, wo wir durchaus unterschiedlicher Auffassung sind, wie man die Verkehrsströme zu bewältigen hat, auf der anderen Seite die Tatsache, dass gerade die FPÖ dieses Thema heute auf die Tagesordnung setzt, was doch etwas verwunderlich und skurril ist, noch dazu, wenn ich mir anschaue, welche Maßnahmen von Seiten des Bundes und da von den Regierungsmitgliedern der FPÖ gekommen sind. 

Ich meine, die Grünen waren ja immer Anhänger des Rotationsprinzips. Wir haben jetzt auch schon unsere Überlegungen angestellt und sind aus guten Gründen davon abgekommen. Ich würde den Kolleginnen und Kollegen der FPÖ vielleicht empfehlen, durchaus einmal bei uns nachzufragen, wie wir damit umgegangen sind. Bei den FPÖ-Ministern wird zwar rotiert, aber es funktioniert nicht. Also den Schritt haben wir uns schon erspart. 

Es sind natürlich schon einige Fragen offen bezüglich des Transits insgesamt, und da ist Wien schon eine Stadt, die natürlich die Auswirkungen des Transitverkehrs zu spüren bekommt, aber in einem sehr geringen Ausmaß. Kollegin Rothauer hat auch erwähnt, dass 5 Prozent des Gesamtverkehrsaufkommens tatsächlich durch den Transit verursacht sind. Aber da muss man schon die Frage stellen: Was ist zum Beispiel mit der Rollenden Landstraße passiert, mit der ÖKombi? Wer hat denn seine Verpflichtungen hier nicht eingehalten? Wer hat denn auf der Bundesseite die Verhandlungen nicht fortgeführt? Die ÖKombi ist kurz vor dem Kollabieren. Und wenn ich mir in Rothneusiedl unten die Züge anschaue, die da vorbeifahren, so sind die leer. Tonnen von Stahl werden bewegt, ohne dass auch nur ein einziger LKW oben stehen würde. 

Oder wie schaut es aus mit dem Bahnausbau Richtung Osten und Richtung Norden? Sollte es sich noch nicht herumgesprochen haben bei der Bundesregierung: Ein Großteil der Beitrittsländer, die jetzt zur EU kommen, ist im Norden und im Osten von Wien. (Abg Dr Herbert Madejski: Das hat der Klima auch schon gewusst!) Da sollten wir eigentlich zumindest einmal ansatzweise den Schein wahren – aber nicht einmal das schaffen Sie offensichtlich – und Initiativen starten, um den Bahnausbau voranzutreiben. Ich höre zwar immer, die Nordautobahn ist eigentlich schon durchgeplant und fertig, aber welche Alternativen auf der Bahn gibt es in diese Richtungen? Was soll dort passieren? 

Ich sage Ihnen ein paar Zahlen zu den Beitrittsländern. Die haben derzeit ihren Gütertransport wie folgt organisiert – Stand 2002, also es wird sich vielleicht unwesentlich geändert haben –: 60 Prozent auf der Bahn, 40 Prozent mit dem LKW. Die Prognose für die nächsten fünf Jahre ist eine Umkehrung dieses Prozentsatzes, also 40 Prozent auf der Bahn und 60 Prozent mit dem LKW. Und das, was mich besonders erschreckt, ist die Prognose, wie es in zehn Jahren sein wird, nämlich 25 Prozent mit der Bahn und 75 Prozent mit dem LKW. 

Aber Hauptsache, wir kommen auf die einzige Idee, die wir haben, nämlich Straßen zu bauen. Wir bauen die Nordautobahn, wir bauen noch eine Autobahn, und wir bauen einen Umfahrungsring. Ich würde allen, die jetzt mit dem Umfahrungsring zu tun haben, empfehlen, gleich den nächsten Umfahrungsring mitzudenken. Ich erinnere nur an die vielen Umbauten, Verbreitungen und Verbesserungen auf der Südosttangente, wo es jedes Mal geheißen hat: Wenn wir die eine Spur dazubauen in dieser Kurve, dann ist es super, kein Stau mehr. Nur noch eine Spur links und noch eine rechts müssen wir dranpicken, und es gibt keinen Stau mehr. Alle wurden Lügen gestraft. Schauen Sie sich die Südosttangente an! Es ist einfach so: Man kann keine Autobahnen für die Spitzenstunde bauen. Das ist einer der Punkte, die Ihnen Knoflacher immer wieder sagt: Würde man Straßen bauen für die Spitzenstunde, müsste jede Straße 24 Spuren haben, und das wäre noch zu wenig. 

Also versuchen Sie, endlich Konzepte umzusetzen, die langfristig und nachhaltig wirken. Und langfristig und nachhaltig im Güterverkehr sind einfach Konzepte, bei denen man auf die Bahn setzt und nicht auf eine Zerschlagung der Bahn, auf eine Zerstörung der Bahninfrastruktur. Also investieren Sie einfach dort und versuchen Sie das zu tun, was richtig und wichtig ist. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Abg Mag Gerstl. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Kollege Reiter hat die Ziele des Masterplanes vollkommen korrekt angesprochen. Viele Ziele wurden dort fair festgelegt, etwa die Verbesserung des Modal split. Nur er hat nicht dazugesagt, dass wir uns vor zehn Jahren die Verbesserung des Modal split bereits für das Jahr 2010 vorgenommen gehabt haben und dass wir sie nun auf das Jahr 2020 verschieben. Das ist nicht wirklich unmittelbar nahe. 

Er sprach von einer Wien-Studie, die nun vor zwei oder drei Tagen veröffentlicht worden ist, wonach alle Wiener so zufrieden sind, er hat aber vergessen dazuzusagen, dass gerade in dieser Studie herausgekommen ist, was die Wienerinnen und Wiener am meisten ärgert, nämlich der Verkehrslärm, die Verkehrserreger und dass das genau das Kapitel ist, wo wir eigentlich ansetzen müssen. 

Er sprach davon, dass man in Wien nicht schläft und dass man hier Prioritäten setzt im U-Bahn-Bau. Wir wollen eine U1-Verlängerung an den Stadtrand und eine U6-Verlängerung bauen, aber, sehr geehrter Herr Kollege Reiter, in den letzten Tagen ist Ihnen sicherlich aufgefallen, dass wir beim Ausbau der U2 ein ganz immenses Defizit haben. Wenn Sie vielleicht zufälligerweise die neue Messe besucht haben, dann ist Ihnen dabei aufgefallen, dass es dort ein Riesenproblem gibt und dass dort wieder eine Situation hervorgerufen worden ist, wie wir sie nicht wollen, nämlich ein Gebäude hinzustellen ohne eine entsprechenden Verkehrsinfrastruktur. 

Das darf es in Zukunft nicht mehr geben, denn damit schaden Sie den Unternehmen der Messe AG in jeder Hinsicht. Es gibt heute schon Unternehmer, die sagen: Ich werde meine Ausstellung unter diesen Verkehrsbedingungen, die dort sind, in Zukunft nicht in der Messe machen, sondern ich gehe ins Austria Center oder sonst wohin, oder ich gehe außerhalb von Wien. – Und dafür haben wir eigentlich kein Verständnis. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrter Herr Kollege Reiter! Wenn Sie davon gesprochen haben, dass es in den vergangenen Jahren mehrere Verkehrsminister an der Zahl waren, die sich der Probleme des Verkehrs angenommen haben, dann möchte ich Sie insbesondere daran erinnern, dass zu Beginn der neunziger Jahre ein Verkehrsminister der österreichischen Republik hergegangen ist und gesagt hat, TEN – Transeuropäische Netze – sind für uns als Österreich nicht wichtig, sondern wir wollen eigentlich, dass der Verkehr an der Stadt vorbeigeführt wird. Er soll von Berlin über Prag, über Brünn und dann weiter nach Bratislava geführt werden, das sind die besseren Netze, da hat Wien eine höhere Lebensqualität. 

Ich freue mich, dass Sie heute zu einer anderen Ansicht gekommen sind, und vor allem freue ich mich, dass es die jetzige Bundesregierung war, der es gelungen ist, die Transeuropäischen Netze wieder verstärkt nach Wien zu bringen und sie zusätzlich zu finanzieren, auch im Ausbau des Schienennetzes und auch im Ausbau des Straßennetzes, was den grenzüberschreitenden Verkehr rund um Wien betrifft. Und das haben wir der österreichischen Bundesregierung zu verdanken, die jetzt an der Regierung ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn Sie, Herr Kollege Reiter, von der 6. Do-nauquerung sprechen, dann muss ich Ihnen schon vorwerfen, dass in den vergangenen zweieinhalb Jahren, seitdem nun diese SPÖ-Alleinregierung hier tätig ist, sie zwar mit ihren Beamten sehr intensiv an den Konzepten gearbeitet hat, dass sie auch sehr intensiv versucht hat, eine Prüfung durchzuführen, damit eine 6. Donauquerung zustande kommt, doch Tatsache ist, dass das eigentlich nur zur Verzögerung geführt hat. 

So wichtig und notwendig eine strategische Umweltprüfung ist, so falsch war es, sie zu diesem Zeitpunkt anzusetzen. Das müssen wir heute feststellen. Im Nachhinein können wir das eindeutig feststellen. Denn für die Varianten, auf die es hinauslaufen wird, wird die Strategische Umweltprüfung im Grunde wahrscheinlich keinen Nutzen haben. Sie haben eine intensive Prüfung durch die Beamten gemacht, haben aber die politischen Relationen außer Acht gelassen. Sie haben nicht darauf geachtet, was machbar ist, was finanziell möglich ist und was technisch möglich ist, und damit sind Sie eigentlich schuld daran, dass die 6. Donauquerung mindestens zwei bis drei Jahre später kommt, als wir es uns alle gewünscht hätten. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ich hab sie mir nicht gewünscht!) Außer den Grünen. Sie haben es sich nicht gewünscht, Sie wollen es nicht, Sie wollen einen Glassturz über Wien, Sie wollen, dass Wien im Verkehr erstickt. Sie wollen das auch in Zukunft verhindern. So ist es. Das stellen wir leidenschaftslos fest, und alle Wienerinnen und Wiener wissen das auch, dass Sie eigentlich keine Verbesserung für Wien wollen. Ganz im Unterschied zu uns! (Beifall bei der ÖVP.) 

In diesem Sinne gebe ich Ihnen zuletzt für den Ausbau des Ostens Folgendes mit: Denken Sie daran, dass wir Sie bereits im Juli des vergangenen Jahres ersucht haben, sich für den Ausbau Wien – Bratislava einzusetzen, eine Magnetschwebebahn dorthin einzurichten und zu fördern. Sie haben damals gesagt, Sie haben keine Konzepte. In der Zwischenzeit gibt es dazu ein Konzept der Industriellenvereinigung, der Wirtschaftskammer und vieler, vieler Vereine und NGOs. Kümmern Sie sich darum, dass dieser Verkehr entsprechend ausgebaut wird, und setzen Sie sich dafür ein! – Ich bedanke mich. (Beifall) 

Präsident Johann Römer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Trammer. Ich erteile es ihr. 

Abg Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Stadtrat! Hoher Landtag!

Die Transitverkehrslawine rollt durch Österreich. Wo bleiben Wiens Gegenkonzepte? Ja, wo bleiben sie denn? Der Masterplan Verkehr kann ja wohl nicht alles gewesen sein. Eine Durchfahrungsvariante durch Donaustadt und ein Ausbau des Radwegenetzes sind wohl nicht die geeignete Antwort auf den bevorstehenden grenzüberschreitenden Straßengüterverkehr. Österreich ist eines der am stärksten von der EU-Erweiterung betroffenen Länder.

Tatsache ist, meine Damen und Herren: Der von der SPÖ vermurkste Transitvertrag ist ausgelaufen, und das Ökopunkte-System wurde vor zehn Jahren ohne Nachfolgeregelung von der EU beschlossen. Und die österreichische Bevölkerung muss nun die Suppe auslöffeln, die uns sozialistische Verkehrsminister eingebrockt haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

So heißt es für Minister Gorbach, an allen Ecken und Enden nachzubessern, wo die Sozialisten durch jahrzehntelanges Blinde-Kuh-Spielen versagt haben. Es ist ein ständiger Kampf gegen die EU-Windmühlen. Österreich bekam ja nicht einmal die Unterstützung der anderen europäischen Umweltminister in der für uns so wichtigen Transitfrage.

Die Haltung der GRÜNEN ist ja auch hinlänglich bekannt. Alles, was vier Räder hat, nach Auto aussieht oder asphaltiert ist, ist pfui gack. 

Aber gerade in der Frage des Ost-West-Transits besteht für Wien dringender Handlungsbedarf. Die von der SPÖ favorisierte Nordost-Durchfahrungsvariante mitten durch Donaustadt ist nicht mehr als ein geistiges Schnellschussprojekt, das den grenzüberschreitenden Straßengüterverkehr direkt ins Stadtgebiet führt. 

Wenn es nach den Wiener GRÜNEN ginge, hätten wir gar keine Nordost-Umfahrungsvariante, weder eine Tunnellösung unter der Lobau noch eine Brückenlösung, maximal vielleicht einen Trampelpfad. Nur sage ich Ihnen: Mit dem Fahrradl wird man die internationale wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit nicht im Auge behalten können. (Beifall bei der FPÖ.) 
LKW-Outsourcing heißt ein neues Zauberwort. Da gibt es bereits einige interessante Modelle zur faktischen Planung von Sachtransporten, denn Logistikpartnerschaften reduzieren den LKW-Verkehr und Leerfahrten werden vermieden. Die oberösterreichische Wirtschaftskammer unterstützt bereits diese Projekte. Vielleicht kann sich Wien auch hier ein Beispiel nehmen.

Das war eine kleine Nachhilfestunde für die GRÜNEN; denn die sind über einen Fahrradverleih ja noch nicht hinausgekommen.

Schieneninfrastrukturprojekte müssen eine besonders große Priorität haben, und da hat Minister Gorbach ja bereits angesetzt. Von 45 Millionen EUR geplanter Investitionen im Verkehrsbereich gehen zwei Drittel zugunsten der Schiene, und die Aufwendungen für den Lärmschutz werden von 34 Millionen EUR 2003 auf 52 Millionen EUR bis 2005 aufgestockt. 

Der Ausbau der Schiene, meine Damen und Herren, kann aber erst zur Zufriedenheit aller erfolgen, wenn durch die ÖBB-Reform ein wirtschaftsorientiertes, wettbewerbsfähiges Unternehmen geworden ist und nicht länger als Zweigstelle der Gewerkschaft zur Wählermaximierung der SPÖ herhalten muss. (Beifall bei der FPÖ.) 
Bahnhof Wien – Ausbau der Westbahnverbindung nach Preßburg – Hafen Freudenau – Güterverkehrsterminal Inzersdorf – Güterverkehrsumfahrung von St. Pöl-ten – alles Ausbauwünsche von StR Schicker.

Ich sagte Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ: Jahrzehntelang gab es sozialistische Verkehrsminister und Wiener SPÖ-Bürgermeister. Warum wurde das nicht alles realisiert? Ich sage es Ihnen: Weil Sie mit Ihren sozialistischen Scheuklappen dem EU-Beitritt ohne Wenn und Aber zugestimmt haben und die letzten zehn Jahre im Dornröschenschlaf dahingedämmert sind. (Beifall bei der FPÖ.) Und jetzt kritisieren Sie jegliche Maßnahmen der Bundesregierung, um von Ihrer eigenen jahrzehntelangen Unfähigkeit abzulenken. Und Sie werden immer ein Haar in der Suppe finden, was immer diese Bundesregierung auch an Infrastrukturmaßnahmen setzen wird, und es wird Ihnen immer zu wenig sein. Aber es ist immerhin mehr, als Sie jemals in Ihrer langjährigen Regierungszeit zusammengebracht haben. (Bei-fall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Abg Dipl Ing Al-Rawi. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Sehr geehrte Stadträtin! Herr Stadtrat! Werte Damen und Herren im Landtag!

Reden wir einmal über den Ist-Zustand, den wir im Moment haben, nämlich jenen Ist-Zustand, dass wir keinen gültigen Transitvertrag oder keine gültige und glückliche Nachfolgeregelung haben, die alles andere als zufriedenstellend ist für uns, und vergessen wir nicht, wer daran auch schuld war. Einerseits Bundeskanzler Schüssel, der in seiner Rolle als Obertaktierer, als jemand, der gamblet, in Kopenhagen so lange gepokert hat, bis wir dann eine Nachfolgeregelung, über die wir uns heute wahrscheinlich alle zehn Finger abschlecken würden, nicht mehr hatten. 

Und auch Ihre Rolle, meine Damen und Herren von der freiheitlichen Fraktion. Wenn Sie heute, Kollege Madejski, den Minister Gorbach zitieren: Der kann wirklich nichts dafür: Aber vergessen wir nicht, dass vorher drei freiheitliche Minister im Verkehrsressort gesessen sind. Und da müssen Sie sich schon die Frage stellen, ob Sie in diesen Jahren nicht auf falsche Prioritäten gesetzt haben. Denn Sie haben es wirklich verschlafen, im Zuge der EU-Erweiterung auf Themen zu setzen, wie Transitvertrag, wie Förderung von Zielgebieten, wie Ausbau der Schiene, wo wir wahrscheinlich sehr viele Verbündete gewonnen hätten. Nein, Sie haben gesetzt auf Benes-Dekrete, Sie haben gesetzt auf den Stopp des Baus des Kraftwerks Temelin. Und diese Frage müssen Sie sich schon zu Recht stellen lassen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Nun, wenn wir den Ist-Zustand beschrieben haben, gehen wir vielleicht einmal zum Soll. Was sollte Wien machen, was sollten unsere Konzepte sein? Hier würden wir uns auf drei große Bereiche konzentrieren.

Der eine Bereich ist, wie wir den Verkehr eindämmen, dass er nicht zunimmt. Der zweite Bereich ist: Nachdem wir den Verkehr von der einen Grenze zu der anderen nicht beamen können, müssen wir Alternativen schaffen, wie wir ihn verlagern von der Straße auf die Schiene oder auf den Wasserweg. Und der dritte wichtige Bereich ist der innovative Bereich, wie wir Hirnschmalz einbringen mit geschicktem Lobbying im Zuge der EU-Wegekostenrichtlinien, um dort vielleicht für die Zukunft wegweisend zu agieren.

Nun zum ersten Bereich: Verkehrseindämmung. Das fassen wir zusammen unter dem Begriff "Verkehrskontrollen". Hier wurden verstärkte Kontrollen durchgeführt zur Einhaltung der Ruhe- und Fahrzeiten der Lenker, damit eben die Verkehrssicherheit verbessert wird. Aus Platzmangel können wir keine Kontrollplätze in Wien schaffen, daher haben wir verstärkt mit dem Land Niederösterreich gearbeitet, und diese Arbeit ist auch sehr positiv. Wir arbeiten an der Vereinheitlichung eines Strafenkatalogs. Die Nachrüstung mit Rußfiltern, diese so genannte PM-10-Regel, ähnlich der Kat-Nachrüstung, wird massiv forciert, und der Wiener Prüfzug wird dem Land Niederösterreich zur Verfügung gestellt. 

Zur alternativen Verlagerung von Straße auf Schiene. Hier sind zwei wichtige Dinge zu erreichen:

1. Die Schaffung der Infrastruktur, damit die Frächter diese Infrastruktur auch wahrnehmen, und

2. die Kostenreduzierung, sodass diese Verlagerung nicht teurer sein wird.

Die Infrastruktur können wir beschreiben mit der Verwirklichung des Güterterminals in Inzersdorf für den Schienenverkehr und des Güterterminals in Freudenau. Hier wurde schon der Bau der Winterhafenbrücke als wichtige Zufahrt zu dem Hafen Freudenau massiv realisiert. Die Realisierung der Hansson-Kurve-Spange als Verbindung der A23 zur S1, Südumfahrung, planerisch eingezeichnet. Ein Initiativantrag wird derzeit vorbereitet, damit die ASFINAG das auch in ihr Straßennetz aufnimmt.

Zu den Kosten. Die Bundesregierung wird weiterhin die Finanzierung der rollenden Landstraße übernehmen müssen. Unter dem Begriff "Korridorfinanzierung" muss es eine Querfinanzierung geben. Eine Erhöhung der Autobahnmaut um 25 Prozent würde eine jährliche Einsparung von 200 Millionen EUR bringen.

Ganz schnell noch zur Korridorfinanzierung. Die ist sehr wichtig. Wir müssen in der EU geschickt verhandeln, damit wir im Korridor eine Finanzierung quer durch die verschiedenen Verkehrsträger erreichen. Andererseits ist es auch sehr wichtig, dass dort die Investitionszeit berechnet wird nicht auf die letzten 15 Jahre, sondern auf die letzten 30 Jahre, denn Wien hat in seinem Straßenverkehr sehr teure Kunstbauten und Brücken, die erreicht werden sollen. Das, was Ihnen bei der Pensionsreform gelungen ist, dass man den Durchrechnungszeitraum von 15 auf 40 Jahre erhöht hat, sollte Ihnen in der EU gelingen, dass man von 15 auf 30 Jahre kommen könnte. – Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir nun zur Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus zwei eingelangt sind. 

Die Abg Dr Mayer, Klucsarits und Sommer-Smolik haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetzes, LGBl für Wien Nr 39 aus 1987, in der geltenden Fassung eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Umwelt zu. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 3, 4, 1 und 2 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen. 

Postnummer 3 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Prostitutionsgesetz und das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz geändert wird. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte, die vorgeschlagenen Änderungen zum Wiener Prostitutionsgesetz und zum Wiener Landes-Sicherheitsgesetz zu diskutieren und zu beschließen.

Präsident Johann Römer: Danke. 

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vana.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir wenden uns heute einem sehr ernsten, einem sehr komplexen und leider auch einem sehr marginalisierten Thema zu. Deshalb wollen die Wiener GRÜNEN die Novelle des Prostitutionsgesetzes zum Anlass nehmen, um auf die Lage und die Rechte der SexarbeiterInnen, denn so heißen Prostituierte eigentlich, aufmerksam zu machen, einer Gruppe von vor allem Frauen, auch Männern, aber es ist vor allem ein Problem für Frauen, die marginalisiert sind, die in äußert prekären Verhältnissen leben. Man könnte für einige von ihnen sogar den Begriff sklaven- oder sklavinnenähnlich noch verwenden, die keinerlei Arbeits- oder Sozialrechte haben, die von dem Gesetz und auch von der Gesellschaft und von der öffentlichen Meinung nicht geschützt werden. 

Der Problemdruck wächst, nicht nur wegen einer Sexindustrie, die zunehmend Gewinne macht auf Kosten der Frauen, sondern auch, weil, wie Sie alle wissen, das Problem von SexarbeiterInnen in Wien vor allem eines von MigrantInnen in Wien ist, denn die Zahl der legal registrierten SexarbeiterInnen ist ja wesentlich kleiner als die so genannte geschätzte Dunkelziffer von Prostituierten, die von der Bundespolizeidirektion Wien auf 5 000 bis 6 000 in Wien geschätzt wird, während die registrierten Prostituierten nur in etwa zwischen 500 und 600 an der Zahl sind, Tendenz fallend.

Wir GRÜNEN stellen uns also die Frage, wenn wir diese Novelle des Prostitutionsgesetzes begutachten: Was verbessert die Lage der Frauen, der SexarbeiterInnen, und wie wirkt sich die Novelle auf ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen aus? Und da sind wir zu dem Schluss gekommen – und ich möchte betonen, dass wir uns die Entscheidung nicht einfach gemacht haben –, wir sind zu dem Schluss gekommen, diese Novelle ablehnen zu müssen, aus mehreren Gründen. Die Gründe sind: Die Novelle führt zu einer Verschlechterung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der SexarbeiterInnen in Wien. Wesentliche frauenpolitische Forderungen, die die GRÜNEN und auch die betroffenen Vereine erhoben haben, wie LEFÖ, SILA, Verein A.U.S., Vereine, die schon lange Jahre sehr unterfinanziert, mit viel, viel Engagement, trotzdem sehr marginalisiert in Wien, sich für die Rechte der SexarbeiterInnen eingesetzt haben und die sehr negative Stellungnahmen zu dieser Novelle abgegeben haben, wurden auch aus Sicht der Wiener GRÜNEN völlig unzureichend in die Novellierung eingebunden. Wir haben wiederholt gebeten, sowohl in den gemeinsamen Parteiengesprächen als auch öffentlich, einen Runden Tisch gemeinsam mit den NGOs, den Experten und Expertinnen, auch internationalen ExpertInnen, stattfinden zu lassen, um hier vielleicht noch zu besseren Lösungen zu kommen, die für alle Beteiligten akzeptabel wären. Wir GRÜNEN haben nun nach dieser Begutachtung für uns befunden, wir können mit dieser Novelle nicht mit und werden Sie daher ablehnen. Auch deshalb, ich betone das, weil zwischen jenem Zeitpunkt, wo die Parteiengespräche stattgefunden haben, und dem jetzt vorgelegten und zur Beschlussfassung anstehenden Entwurf unserer Meinung nach sich noch wesentliche Verschärfungen, die die Lage der SexarbeiterInnen noch weiter verschlechtern, "eingeschlichen haben" – unter Anführungszeichen – in den Entwurf.

Das sind zum Beispiel – ich habe es im Ausschuss gestern schon erwähnt – die Neudefinition der so genannten aufdringlichen Anbahnung, die jetzt so geregelt ist, dass eigentlich jede Form der Anbahnung schon als aufdringlich gewertet werden muss und das insbesondere zu einer Verschärfung der Lage der SexarbeiterInnen führt, weil es eigentlich eine De-facto-Abschaffung der Straßenprostitution, der so genannten Straßenprostitution, ist. Ein Verbot der Straßenprostitution, ein Werbeverbot für SexarbeiterInnen, trifft genau die falsche Zielgruppe, nämlich die legal registrierten, nicht die illegalen, und stellt diese so genannte aufdringliche Anbahnung unter eine Strafe von 1 000 EUR beziehungsweise acht Tagen Kerker. Wir halten das nicht nur für unverhältnismäßig, sondern für den völlig falschen Weg, weil man, wie internationale Entwicklungen und Beispiele zeigen, mit Strafen und weiteren Verboten, mit Illegalisierungen, hier nicht weiterkommt. Das verlagert und verschiebt das Problem nur zunehmend in den Untergrund. Wir treten ein, wie es zum Beispiel auch in den Niederlanden, in Deutschland und in vielen anderen Ländern geschieht, für eine Entkriminalisierung und eine Enttabuisierung des Themas für mehr Rechte und vor allem für die Anerkennung von SexarbeiterInnen. Und hier ist diese Form der aufdringlichen Anbahnung, die die Straßenprostitution de facto völlig verbietet, der völlig falsche Weg und trifft vor allem die Legalen, wo wir eh schon das Problem haben, dass sich viele gar nicht melden wollen, weil die Hürden für eine Meldung so groß sind, weil immer mehr Strafen bei Zuwiderhandeln in das Gesetz aufgenommen werden.

Der zweite Punkt, mit dem die GRÜNEN massive Probleme haben, das wird Sie nicht wundern, ist die Einführung des Betretungsrechtes der Polizei. Das war bisher im Prostitutionsgesetz nicht geregelt. Die Polizei hat jetzt das Recht, bei begründetem Verdacht Gebäude, Gebäudeteile, jetzt auch noch neu hinzugenommen Fahrzeuge et cetera zu betreten. Also ich sag es Ihnen ehrlich, ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber ich fühl mich nicht dadurch sicherer. Weil Sie immer mit der Sicherheit argumentieren, mit dem Sicherheits-, Schutzbedürfnis der Bevölkerung. Ich fühle mich dadurch nicht sicherer, dass die Polizei mein Fahrzeug, wenn ich auf einem Parkplatz stehe, betreten kann, einfach so, weil wie sich diese Novelle auswirken wird, wie sich das Betretungsrecht auswirken wird und zu welchem Schutz und in welchem Interesse hier die Polizei handelt, ist für uns fragwürdig. 

Der dritte Punkt, und den haben wir auch erst durch nähere Begutachtung in der ganzen Tragweite erkannt, ist jener, dass es unserer Meinung nach – Sie können mich sehr, sehr gerne korrigieren, wenn es nicht stimmt – sogar zu einer Doppelbestrafung kommt durch dieses Gesetz, weil es bisher so geregelt war: Wenn SexarbeiterInnen die so genannte Zwangsuntersuchung – wir nennen es Zwangsuntersuchung, es ist für uns eine reine Schikane –, die einmal in der Woche vorzunehmende Zwangsuntersuchung beim Amtsarzt nicht vornehmen, laut Geschlechtskrankheitengesetz des Bundes, das ist eine Bundesregelung, da kann Wien nicht viel tun, wenn also SexarbeiterInnen diese Untersuchung versäumen, war das bisher nur auf Grund der Bundesregelung strafbar mit maximal 70 EUR. Jetzt, neu hinzugenommen, ist auch eine Strafbestimmung im Wiener Prostitutionsgesetz, wo zusätzlich zur Bundesstrafe SexarbeiterInnen, die nicht einmal pro Woche ins STD-Am-bulatorium der MA 15 gehen – es gibt in ganz Wien leider nur eine einzige Stelle, wo SexarbeiterInnen diese monatliche Untersuchung vornehmen können –, wenn sie das verabsäumen, aus welchen Gründen auch immer, jetzt nach dem neuen Gesetz bis zu 1 000 EUR Strafe beziehungsweise acht Tage Kerker drohen. Das halte ich für absolut absurd. Vor allem, weil gerade Sie, meine Damen und Herren der sozialdemokratischen Fraktion, auch immer für die Entkriminalisierung der SexarbeiterInnen eintreten, auftreten, frage ich mich, warum Sie wirklich diese völlige Härtebestimmung neu ins Prostitutionsgesetz aufgenommen haben. 

Es gibt auch positive Elemente. Ich stehe nicht an, das auch zu würdigen. Wir haben das öffentlich immer vertreten, dass es auch zu Verbesserungen der Lage der Frauen in einigen Bereichen kommt. Das ist die Verminderung der Strafgelder an sich, das ist die Einführung von Milderungsgründen bei Strafen. Das sind auch einige andere Punkte, wie der Wegfall der Freierbestrafung, den wir sehr begrüßen. Da bin ich froh, dass die SPÖ auf den Druck internationaler ExpertInnen gehört hat und hier auch zu dem Schluss gekommen ist, dass der schwedische Weg, die Freier zu bestrafen, sehr kontraproduktiv ist, insbesondere für die Lage der SexarbeiterInnen, und eigentlich nicht exekutierbar. Also hier stehen wir nicht an zu würdigen, dass Sie das herausgenommen haben, und die Straflosigkeit bei Nichtmeldung der Unterbrechung der Sexarbeit ist sicher auch ein Schritt in die richtige Richtung und ist positiv.

Wir GRÜNEN sehen aber insgesamt mit dieser Novelle die wesentlichen Ziele der Entkriminalisierung, der Enttabuisierung und der Entmarginalisierung von SexarbeiterInnen als nicht verwirklicht an und lehnen daher diese Novelle ab, weil keinerlei Bedenken der Beratungs- und Betreuungsvereine, der betroffenen Vereine, die auch die Stadt Wien selber unterstützt und finanziert, was ich sehr positiv finde, in die Begutachtung eingeflossen sind beziehungsweise zu keiner Änderung des Gesetzes im Sinne der Betroffenen geführt haben. Das finde ich schade. 

Wir bringen eben zu dieser Causa einige Anträge ein, die Sie auch nicht überraschen dürften, weil es Forderungen sind, die die Wiener GRÜNEN seit Jahren stellen; auch gemeinsam mit der Plattform für mehr Rechte von Frauen und Männern in der Sexarbeit. Das sind Anträge, die die Lage der SexarbeiterInnen und ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen verbessern, und das ist das, worum es den GRÜNEN in dieser Frage zentral geht, das ist das, wo man ansetzen muss, denn ohne Rechte für SexarbeiterInnen, ohne Rechte für Prostituierte werde ich sie auch nicht aus der Illegalität herausholen können und werde ich gerade das, was Sie immer bekämpfen wollen, nämlich die Illegalität, sicher nicht bekämpfen, wie auch internationale Beispiele zeigen. 

Der erste Antrag, den wir stellen, betrifft die Abschaffung der polizeilichen Meldepflicht für SexarbeiterInnen. Ich halte es für ungeheuerlich, nach wie vor, nichts Neues, dass sich SexarbeiterInnen bei der Polizei melden müssen, als einzige "Berufs"gruppe, "Beruf" unter Anführungszeichen, weil leider ist ja Sexarbeit immer noch nicht als Beruf, weder als Gewerbe noch als Arbeit, anerkannt, dass sie sich also bei der Polizei melden müssen, obwohl die Verantwortung eigentlich im Bereich des Wiener Magistrats liegt. Nur, Sie machen es sich einfach, Sie haben die Verantwortung auf die Bundespolizei Wien übertragen. Wir sind da dagegen, so wie auch die betroffenen SexarbeiterInnen, weil es eine Schikane ist, weil es unzumutbar ist für SexarbeiterInnen, sich bei der Polizei melden zu müssen und dadurch von vornherein kriminalisiert zu werden, von vornherein als SexarbeiterInnen in die Nähe von Kriminalität gerückt zu werden. Es ist, glaube ich, auch nicht lustig, sich melden zu müssen bei einem uniformierten Polizisten oder einer, zahlenmäßig weniger, aber doch vorhandenen, uniformierten Polizistin. 

Wir stellen daher den Beschlussantrag: 

"Der Landtag wolle beschließen: 

Die Wiener Landesregierung wird aufgefordert, die Verordnung der Wiener Landesregierung vom 16. April 1968, mit der die Besorgung der Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei und der Sittlichkeitspolizei auf die Bundespolizeidirektion Wien übertragen wird, dahin gehend zu ändern, dass die Meldung gemäß des § 6 des Wiener Prostitutionsgesetzes nicht mehr der Bundespolizeidirektion, sondern dem Wiener Magistrat zu erstatten ist." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags.

Das Zweite ist ein Abänderungsantrag, der eine Klarstellung beinhaltet auch im Sinn der schon erwähnten betroffenen Vereine und Beratungsvereine, die unter sehr schlechten Bedingungen, sehr schlecht auch finanziell abgesichert, arbeiten müssen. Es wird sehr wenig Geld von der Stadt, vom Bund sowieso, für Beratung von Prostituierten oder ausgeschiedenen Prostituierten zur Verfügung gestellt. Dieser Abänderungsantrag betrifft die Zweckbindung der Strafgelder im Prostitutionsgesetz. Wir begrüßen es, dass in die Novelle diese Zweckbindung von Strafgeldern aufgenommen wird, weil wir doch hoffen, dass dadurch mehr Geld der Beratung und Betreuung von Prostituierten zufließt und ihnen einen Ausstieg ermöglicht, wenn sie das wollen, aber eben zusätzlich. Ich denke, dieser Passus fehlt, denn wenn man das Gesetz so liest, könnte man meinen, dass die Strafgelder auch zu einem Ersatz der bisherigen Gelder führen könnten, das heißt eigentlich keine positiven Effekte oder keine Besserstellung bewirken. Das heißt, wir wollen hier eine Klarstellung, und die müsste eigentlich auch in Ihrem Sinn sein, dass die Gelder für zusätzliche Maßnahmen und nicht nur für Maßnahmen für Prostituierte, sondern auch für Maßnahmen für Personen, die aus der Prostitution ausgestiegen sind und einer Beratung und Hilfe beim Wiedereinstieg am Arbeitsmarkt zum Beispiel bedürfen, verwendet werden können. Wir wollen, dass auch dies geregelt ist. Das ist für uns noch eine Lücke.

Und deshalb ein Abänderungsantrag, der lautet: 

"Der Wiener Landtag wolle beschließen: 

Ziffer 9 des vorliegenden Entwurfes eines Gesetzes, mit dem das Wiener Prostitutionsgesetz und das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz geändert wird, wird dahin gehend geändert, dass § 8a Abs 7 folgendermaßen lautet: 'Geldstrafen fließen der Gemeinde Wien als zusätzliche Mittel für Beratungs- und Betreuungseinrichtungen betreffend Personen zu, welche die Prostitution ausüben beziehungsweise ausgeübt haben.'" 

Ich komme dann zu zwei weiteren Anträgen, die sich nicht direkt auf die Kompetenz des Landes Wien beziehungsweise der Stadt Wien beziehen, sondern auf die Kompetenz des Bundes. Ich stehe nicht an, an dieser Stelle zu sagen, dass die wesentlichen Rahmenbedingungen, wie Lebens- und Arbeitsbedingungen von SexarbeiterInnen, und auch die wesentlichen Probleme nicht von Wien aus oder von der Wiener Landesregierung gelöst werden können, sondern die sind schon auf das Agieren und die Gesetzgebungen auf Bundesebene und der Bundesregierung zurückzuführen. Da sie aber die Lage in Wien und die Möglichkeiten in Wien, die wir in der Bekämpfung der prekären Situation von SexarbeiterInnen haben, sehr stark betreffen, möchte ich heute den dringenden Appell richten an die Bundesregierung, sich hier für eine Verbesserung der Lage der SexarbeiterInnen einzusetzen, insbesondere im Strafrecht, im Ge-schlechtskrankheitengesetz und im Fremdenrecht.

Ich möchte daher den Antrag einbringen:

"Der Landtag wolle beschließen: 

Die Wiener Landesregierung wird aufgefordert, sich bei den zuständigen Stellen auf Bundesebene einzusetzen, dass die Rechtsstellung von Personen, die Prostitution ausüben, in folgende Zielrichtung verändert wird: Keine Marginalisierung, Stigmatisierung und Kriminalisierung von Frauen und Männern in der Sexarbeit, die Anerkennung von Sexarbeit als Erwerbstätigkeit beziehungsweise Erwerbszweig, umfassende Möglichkeiten zur arbeits- und sozialrechtlichen Absicherung von SexarbeiterInnen, Überprüfung von Änderungsmöglichkeiten im Fremdenrecht zugunsten von migrierten SexarbeiterInnen und Entkoppelung von Sexarbeit und Sittenwidrigkeit auf gesetzlicher Ebene."

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung des Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal. 

Ich denke, die Zustimmung dürfte Ihnen hier nicht schwer fallen, weil das sind allesamt Forderungen, die Sie – jetzt schaue ich einmal in Richtung Sozialdemokratie – auch seit Jahren eigentlich vertreten, die wir zwar in Wien als unzureichend umgesetzt sehen, aber dennoch es hier eines Appells an die Bundesregierung bedarf. Denn es ist ja wirklich grotesk, meine Damen und Herren, dass Prostitution in Österreich zwar legal ist, aber immer noch sittenwidrig. Also das ärgert mich wirklich. Ich meine, wo sind wir da, ja? Sittenwidrig, ja, dass genau dadurch die Frauen, die das ausüben, keine Rechte haben, nur Pflichten, zwar Steuern zahlen dürfen, aber immer noch nicht als Beruf anerkannt sind, keine Sozialversicherung in Anspruch nehmen können, außer zu horrenden Preisen, nirgends angestellt werden können, weil es sittenwidrig ist. Ich denke also, diese Rechtslage bedarf dringend der Änderung, wie auch das Ge-schlechtskrankheitengesetz einer Änderung bedarf. Meine Damen und Herren, das Geschlechtskrankheitengesetz ist aus dem Jahr 1946. Diese Verpflichtung für SexarbeiterInnen, einmal, wie eine Zwangskontrolle, einmal pro Woche dieses STD-Ambulatorium zur gesundheitlichen Kontrolle aufzusuchen, wurde im Jahr 1946 geschaffen, das wissen Sie, vielleicht für Soldaten, für Kriegsheimkehrer unter vollkommen anderen sanitären und politischen Voraussetzungen und Rahmenbedingungen. Und diese Bestimmung wird heute noch als Zwangsbestimmung für SexarbeiterInnen angewandt und verhindert, und verhindert, dass sich mehr SexarbeiterInnen bei der Polizei registrieren lassen beziehungsweise legal melden, weil es diese einwöchigen Zwangskontrollen gibt. Das heißt, auch hier richten wir den dringenden Appell an die Bundesregierung, das zu ändern. 

Der Beschlussantrag lautet: 

"Das zuständige Mitglied der Landesregierung möge sich bei den zuständigen BundesministerInnen dafür einsetzen, dass der Abstand der verpflichtenden Untersuchung der Personen, welche Prostitution ausüben, von wöchentlich auf monatlich geändert wird." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an das zuständige Mitglied der Landesregierung.

Wie ich überhaupt an dieser Stelle sagen will, dass die gesamte Novelle wie auch das gesamte Prostitutionsgesetz dem präventiven Charakter und dem Charakter von Freiwilligkeit bei der Gesundenuntersuchung, die wir ja eigentlich wollen, nicht entspricht. Wir wollen keinen Zwang. Wir sehen Zwang prinzipiell als kontraproduktiv, und auch andere Länder gehen weg vom Zwang. Deutschland, Finnland, Schweden, Schweiz haben keinerlei verpflichtende Zwangsuntersuchungen für Prostituierte, da ist Österreich eines der wenigen Länder. Und ich denke, einmal in der Woche ist wirklich zu hart.

Auf die Anträge der SPÖ, der ÖVP und der FPÖ, die heute noch im Laufe dieser Sitzung gestellt werden, möchte ich nur kurz eingehen. 

Ich glaube, es wird Sie wahrscheinlich nicht wundern, dass wir die Anträge der SPÖ und der FPÖ auf Aufstockung des Personalstandes der Wiener Polizei zur Bekämpfung der Prostitution ablehnen. (Abg Godwin Schuster: Das ist doch nicht zur Bekämpfung der Prostitution!) Wir kritisieren das Prostitutionsgesetz. Sie schreiben: "Zur effizienten Umsetzung des Prostitutionsgesetzes ist es notwendig, den Personalstand ..." (Abg Godwin Schuster: Das ist ja etwas anderes! Da geht es ja um den Schutz der Personen!) Wir wollen die Koppelung von Prostitution und Kriminalisierung und Polizei in diesem Landtag nicht haben. Es ist ganz typisch, dass Sie auch heute wieder – ja, jetzt schaue ich wieder Sie an, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie – keine Anträge bringen zur Verbesserung der Lage der SexarbeiterInnen, sondern wieder das Thema in Richtung Kriminalisierung, in Richtung des vermeintlichen Sicherheitsbedürfnisses der Bevölkerung geht, die man angeblich schützen muss vor den bösen illegalen Prostituierten. Ich halte das für unverantwortlich, deshalb stimmen wir dem Antrag nicht zu. (Beifall bei den GRÜNEN.) Wohl betonend, dass sich die GRÜNEN natürlich nicht gegen ausreichenden Personalstand bei der Polizei, nicht gegen verbesserte Arbeitsbedingungen und nicht gegen eine ausreichende adäquate Ausstattung der Polizei aussprechen. Das muss an dieser Stelle gesagt sein.

Zum Antrag der FPÖ, vom Kollegen Barnet. Es ist Ihnen wohl klar, dass wir auch diesem Antrag nicht zustimmen können, weil er wieder eine Erhöhung der Strafen auf 1 400 EUR fordert. Haben Sie sich eigentlich wirklich überlegt, Kollege Barnet, was Sie da beantragen? Ich halte den Antrag für ziemlich absurd. Sie beantragen nämlich, wenn man die Schutzzonen nicht einhält, soll man ab jetzt 1 400 EUR Strafe bezahlen. Sie beantragen aber nicht insgesamt die Strafgelderhöhung. Das heißt, wenn man illegale Prostitution ausübt, zahlt man "nur" – unter Anführungszeichen – 1 000 EUR, nur weil man am falschen Ort steht, zahlt man 1 400 EUR? Das halte ich für ziemlich absurd. Aber das werden Sie mir dann sicher erklären und geht natürlich genau in die Richtung, die die FPÖ will, nämlich Verbot der Prostitution, Kriminalisierung von Prostituierten. Und das ist das, was wir keinesfalls wollen. (Abg Barbara Schöfnagel: Das ist eine Unterstellung!)
Zum Antrag der ÖVP, vom Kollegen Ulm. Diesem Antrag werden wir zustimmen. Aber ich muss Ihnen schon sagen, ich halte ihn für ziemlich populistisch, und ich halte es eigentlich an dieser Stelle für eine Trittbrettfahrerei, die Sie da machen. Das Anliegen, wie ich es vorher ausgeführt habe, nämlich dass SexarbeiterInnen die Untersuchungen in Hinkunft nicht nur bei Amtsärzten oder Amtsärztinnen vornehmen müssen, sondern auch bei niedergelassenen Ärzten und Ärztinnen vornehmen lassen können, dieses Anliegen teilen wir, deshalb stimmen wir auch zu. Aber ich sage Ihnen ehrlich: Wenn Sie das Anliegen an die Bundesregierung richten, dann denke ich mir, da haben Sie einen kürzeren Draht. Sagen Sie es bitte dem eigenen Mitglied in der Bundesregierung. Ich habe auch bisher von Ihnen in die Richtung nicht sehr viel gehört. Das heißt, ich halte es für populistisch, aber wir werden aus inhaltlichen, sachlichen Argumenten dem zustimmen. – Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wir werden dieser Novelle zustimmen, weil sie mehr Sicherheit für die Wiener Bevölkerung und mehr Sicherheit für die Anrainer mit sich bringt. Die Novelle sieht einen besonderen neuen Verwaltungsstraftatbestand vor, nämlich den der besonderen Anstandsverletzung. Den gesundheitspolizeilichen Untersuchungen wird mehr Bedeutung geschenkt. Die 150-Meter-Schutzzone wird auf Kindertagesheime ausgeweitet. Eigentümer, Verwalter und Verfügungsberechtigte werden mehr als bisher an ihre Verantwortung erinnert. Es gibt sinnvollerweise ein Betretungsrecht für die Exekutive, um dieses Gesetz auch effizient vollziehen zu können. Dazu kommt auch ein Mehr an Rechtssicherheit, indem es nun eine Definition für die aufdringliche Anbahnung der Prostitution im Gesetz gibt.

Aber lassen Sie mich nun zu den Punkten des Gesetzes im Einzelnen kommen. 

Im Stuwerviertel hat es größere Probleme gegeben mit Personen, die unbeteiligte Dritte angesprochen haben und mit diesem Ansprechen belästigt haben. Es gibt nun im Landes-Sicherheitsgesetz einen neuen Verwaltungsstraftatbestand bei der Anstandsverletzung. Da ist nunmehr vorgesehen, dass jedermann strafbar ist, der eine dritte Person an einem öffentlichen Ort anspricht und zu einer sexuellen Handlung oder Duldung auffordert und dieses Ansprechen unerwünscht ist. Ich glaube, es passt auch von der Thematik her in das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz tatsächlich besser als in das Prostitutionsgesetz. 

Ich meine, dass es auch wichtig ist, die gesundheitspolizeilichen Voraussetzungen stärker im Gesetz zu verankern und im § 3 des Prostitutionsgesetzes klar festzulegen, dass die Prostitution dann nicht ausgeübt werden darf, wenn die gesundheitspolizeilichen Voraussetzungen nicht erfüllt sind.

Bei der 150-Meter-Schutzzone auch Kindertagesheime vorzusehen, ist sicherlich sinnvoll, auch das Einbeziehen von Friedhöfen, wiewohl ich meine, dass es da nur eine Klarstellung jetzt im Gesetz gibt, weil schon bisher Gebäude und Gebäudeteile, die religiösen Zwecken gewidmet waren, in diese Schutz-, Verbotszonenregelung gefallen sind. 

Ich glaube auch, dass es wichtig ist, dass Verwalter, Verfügungsberechtigte und Eigentümer stärker in die Pflicht genommen werden. Es ist nunmehr vorgesehen, wenn die Untersagung der Prostitution mit Bescheid ausgesprochen wird, dass so ein Untersagungsbescheid auch diesen Personen von der Behörde zuzustellen ist. Die haben dann natürlich die Möglichkeit, dagegen Rechtsmittel zu ergreifen. Wenn der Bescheid aber rechtskräftig wird, dann haben sie selbst für die Einstellung der Prostitution in diesen Gebäuden zu sorgen.

Wichtig ist auch die klare Feststellung, dass es ein Betretungsrecht der Exekutive gibt. Das ist im Wesentlichen schon bisher so wahrgenommen worden. Jetzt steht es auch ganz deutlich im Gesetz drinnen. Dieses Betretungsrecht gibt es nicht nur für Grundstücke und Gebäude, sondern auch für Container und Fahrzeuge. Angetroffene Personen haben ihre Identität nachzuweisen und haben Auskunft zu erteilen. Wobei ich an der Stelle anmerken möchte, dass ich es unter dem rechtsstaatlichen Gesichtspunkt schon ein bisschen problematisch empfinde, die Auskunftsverweigerung hier auszuschließen entgegen den Regelungen im AVG, dass es also nicht möglich ist, sich der Aussage zu entschlagen mit dem Hinweis darauf, dass die Aussage einem selbst zum Nachteil oder zur Schande gereichen könnte.

Es kann nun unmittelbare Befehls- und Zwangsgewalt ausgeübt werden, und im Sinne des Rechtsschutzes ist es sicher, wenn binnen 24 Stunden darüber auch eine Bescheinigung über die Vornahme der Amtshandlung auszustellen ist. Das ist wichtig für den Fall, dass es zu einer Überschreitung kommen sollte und eine Beschwerde an den Unabhängigen Verwaltungssenat gerichtet werden soll.

Sicherlich ist es auch sinnvoll, positiv, motivierend zu wirken auf Prostituierte, wenn man die amtsärztlichen Untersuchungen ausdrücklich als Milderungsgrund in das Gesetz aufnimmt.

Ich glaube, dass dieses Gesetz durchaus ein Schritt in die richtige Richtung ist, dass man aber die großen Probleme in dem Bereich damit alleine nicht bewältigen wird können. Da teile ich viele der Argumente meiner Vorrednerin, dass man nämlich einfach versuchen müsste, mit effizienteren Methoden Prostituierte aus der Illegalität herauszuholen. Wir haben im Augenblick viel zu viele illegale Prostituierte und eine Zunahme von Geschlechtskrankheiten, wobei das eine das andere bedingt. Eine illegale Prostituierte muss sich nicht regelmäßig untersuchen lassen, und wer sich nicht regelmäßig untersuchen lässt, ist ex definitionem illegal. Das ist kein befriedigender Zustand, und nur mit Verboten alleine werden wir den auch nicht beheben können. In der Tat werden diese Kontrolluntersuchungen beim Amtsarzt von vielen Prostituierten als schikanös empfunden, und es wäre daher sinnvoll, hier Motivation zu geben, damit diese gesundheitlichen Untersuchungen erfolgen. Dazu kann beitragen, so wie meine Vorrednerin angeregt hat, einen größeren Abstand dieser Kontrolluntersuchungen vorzusehen, dazu kann aber auch beitragen, dieses Erfordernis auch durch einen Facharzt erfüllen zu lassen und den Weg zum Amtsarzt den Prostituierten zu ersparen. Meine Vorrednerin hat es schon angesprochen. 

Wir stellen in diesem Zusammenhang einen Beschlussantrag mit folgendem Wortlaut:

"Das zuständige Mitglied der Landesregierung möge sich bei den zuständigen Mitgliedern der Bundesregierung dafür einsetzen, dass die Untersuchung von Prostituierten auf das Freisein von Geschlechtskrankheiten nicht nur amtsärztlich, sondern auch durch einen Facharzt des Vertrauens erfolgen kann." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Darüber hinaus habe ich für Sie, sehr geehrte Frau Kollegin, auch die positive Mitteilung, dass wir Ihren Anträgen zustimmen werden, und ich möchte das also mit keinem weiteren Apercu versetzen, sondern ich freue mich, wenn wir einmal in einer Angelegenheit eine übereinstimmende Meinung haben.

Festgehalten sei, dass wir nicht zustimmen werden den Anträgen der FPÖ und der SPÖ, die in populistischer Art die berühmten 1 000 Polizisten wieder verlangt. (Abg Godwin Schuster: Bessere Arbeitsbedingungen für Prostituierte und mehr Polizisten zu verlangen ist populistisch?) Der Herr Kollege Schuster fühlt sich angesprochen. Es ist eine alte, immer wiederkehrende Forderung. Sie wären gut beraten, vor der eigenen Tür zu kehren. Sie wären gut beraten, die Hausaufgaben zu machen. Schauen Sie einmal, dass die ortspolizeilichen Verordnungen, für die nur die Gemeinde Wien zuständig ist, einmal vollzogen werden. Noch nie ist Kriminalität so effizient bekämpft worden wie im Augenblick. Wir haben mehr Polizisten als in den Jahren davor. Während wir im Jahr 1995 nur 4 112 Polizisten auf der Straße hatten, waren es im Jahr 2000 4 196, im vergangenen Jahr 2003 waren es immerhin 4 271, im Jahr 2004 bekommen wir 2 340 bundesweit neu dazu. Diese Zahl setzt sich zusammen aus 540 in Ausbildung befindlichen Polizisten, 770 Neuaufnahmen und 1 030 Zollwachebeamten. (Abg Godwin Schuster: Wie viele kommen nach Wien?) Wieder die alte Frage vom Herrn Kollegen Schuster: Wie viele davon kommen nach Wien? Hoffentlich möglichst viele. Die Gespräche sind noch im Gange. Und Sie sind eingeladen, auch Ihren Beitrag dazu zu leisten, dass es möglichst viele sind, die nach Wien kommen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Im Dezember ist das Sicherheitspaket beschlossen worden. 36 Millionen EUR zusätzlich für innere Sicherheit. 150 Planstellen zusätzlich. Einziges Ministerium von allen Bundesministerien. Ein Mehr an Budget und ein Mehr an Personal, weil Sicherheit für uns einfach Vorrang hat. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Wie viele nach Wien? 25?) 
Abschließend lassen Sie mich noch zum Thema Prostitution sagen: Nur Verbote alleine werden auf die Dauer sicherlich zu wenig sein. Damit erreicht man nur, dass dieser Bereich in den Untergrund abgedrängt wird und dass eine Subkultur entsteht, eine Intransparenz, die natürlich nicht im Sinne der Politik sein kann. 

Zu mehr Legalität könnte auch ein Bordellgesetz beitragen, so wie es andere Bundesländer bereits vorsehen. Ich glaube, dass das auch mittelfristig in Wien eingeführt werden sollte, und rege an, dass man die Gespräche, die jetzt in diesem Zusammenhang beim Prostitutionsgesetz geführt worden sind, im Hinblick auf ein Bordellgesetz weiterführt.

Ich meine, dass dieses Prostitutionsgesetz ein Schritt in die richtige Richtung ist, hoffe aber, dass alle Fraktionen und Verantwortlichen in der Stadtregierung auch erkennen, dass es noch einen erklecklichen Reformbedarf gibt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist zu Wort gemeldet Herr Abg Barnet. Ich erteile es ihm.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich heute versuchen, dieses Gesetz in Ruhe und Sachlichkeit so weiter zu diskutieren, wie wir es begonnen haben, auch im Ausschuss. Es gäbe natürlich die Möglichkeit, den einen oder anderen persönlichen Zugang herzustellen, zu sagen, wie man dazu steht. 

Vor allem, Kollegin Vana, weil du in deiner Aussage so getan hast, als ob ich oder die FPÖ gegen Prostitution als solche seien. Also das weise ich einmal zurück. Das ist falsch. Du weißt das auch. Wir haben das ganz anders diskutiert in den Ausschüssen, in den Vorbesprechungen. Das ist eigentlich nicht sehr fair. Aber ich werde dennoch versuchen, sachlich zu bleiben und es zu erläutern. 

Wir stimmen, und das eingangs, diesem Gesetz, weil es eine gute, aber ernste Sache ist, nicht freudig, sondern aus Einsicht mit der nötigen Bedachtsamkeit zu, und ich werde dies auch erläutern. Ich werde dies deshalb erläutern, weil wir eine sehr lange Diskussion haben, länger als die, die wir jetzt nur im Ausschuss geführt haben im letzten Jahr, sondern die viele Jahre zurückgeht – ich war daran noch nicht beteiligt, eben nur im letzten Jahr –, mit Enqueten, mit Befragungen, mit allen möglichen Stellungnahmen. Auch das Gesetzgebungsverfahren war sehr in Ordnung. Bevor der erste Entwurf hinausgegangen ist in die Begutachtung, hat es eine ausführliche Runde gegeben. Die Frau Stadträtin hat es sicher eingeräumt, bevor sie es hinausgegeben hat. Wir haben das alles sorgfältig diskutiert. Man kann hier nicht so tun, als ob darüber nicht gesprochen worden wäre und als ob die Argumente nicht abgewogen worden wären. Dem war anders.

Man kann natürlich in diesem Gesetz nicht alle persönlichen Vorstellungen, ob es die ethischen sind, moralische Wertvorstellungen, was auch immer, politische, erfüllt sehen. Das wäre unmöglich. Da müsste jeder von uns sein eigenes Gesetz machen. Aber man kann am Schluss sagen: Es ist ein Schritt in die richtige Richtung. Und wenn ich da ja sage, dann muss ich auch dem Gesetz zustimmen. Ich kann meine eigene Meinung noch haben und einbringen in Form von Abänderungsanträgen, Beschlussanträgen oder was auch immer. Aber am Schluss bin ich als Mitglied einer gesetzgebenden Körperschaft gebunden zu sagen, ich halte es für richtig und stimme daher zu oder ich halte es für falsch und lehne es ab. Und das, was hier von den GRÜNEN gemacht wird, dass sie es ablehnen, weil sie es grundsätzlich für falsch halten, das entspricht eigentlich nicht dem, was wir diskutiert haben. Daher verstehe ich den Sinneswandel auch nicht ganz, und wir werden darüber noch diskutieren müssen. (Abg Dr Monika Vana: Wir sind gegen die Verschärfung! Sie wissen das, Herr Kollege, dass es wesentliche Verschärfungen gibt! ) Also ich sage einmal, in vielen Bereichen gibt es keine wesentliche Verschärfung, und die, die ich und meine Fraktion vorschlage, wird ja von euch unter anderem nicht getragen. Wir werden ja unseren Standpunkt noch beziehen dürfen. Aber insgesamt ist es keine Verschärfung, sondern eine Verbesserung, und ich werde das auch erläutern. (Beifall bei der FPÖ.)
Und ich muss dazusagen: Wir haben es uns auch nicht leicht gemacht. Nicht nur, dass wir lange versucht haben, den Prozess mitzugestalten und abzuwägen, haben wir es uns auch in der Fraktion selbst nicht leicht gemacht, denn es gibt natürlich den einen oder anderen Punkt, wo man darüber nachdenken kann, ob man den für richtig oder für falsch hält. Da ist aber nicht meine persönliche Einstellung gefragt, da ist nicht mein alleiniges Streben gefragt, sondern ich habe mich als Mitglied dieser gesetzgebenden Körperschaft zu fragen, ob ich durch die Novelle zu einem Gesetz einen allgemeinen Zustand herstelle oder verbessere, den die Allgemeinheit wünscht, für die ich Gesetzgeber bin, und das sind alle Formen von Betroffenen, die im Zusammenhang mit Prostitution stehen, die Prostituierten selbst, die Anrainer in den betroffenen Liegenschaften, die genutzt werden, und wer auch sonst in diesem Umfeld noch steht. An dem habe ich mich zu orientieren und zu fragen, ob ich für die Betroffenen eine Norm schaffe, die ihr Leben verbessert, erleichtert oder was auch immer, und nicht, ob ich meine persönlichen Ziele erreicht habe. Da geht es nicht um Wählermaximierung. Da geht es um gar nichts. Gerade bei solchen gesellschaftspolitisch relevanten und hochsensiblen Themen geht es rein um die Frage, ob ich eine allgemeine Norm geschaffen habe, die eine Verbesserung bringt. 

Natürlich wird es am Vollzug liegen, natürlich wird das eine oder andere nachjustierbar sein, vor allem dort, wo wir nicht Gesetzgeber sind. Über das werden wir uns auch noch unterhalten. Aber am Schluss habe ich die Frage zu stellen, ob ich eine Norm schaffe, die für die Allgemeinheit Verbesserung bringt, und davon bin ich überzeugt, und deswegen stimmen wir zu. (Beifall bei der FPÖ.) 
Um bei so einem Maximalstandpunkt zu bleiben: Zu Beginn dieser Diskussion hat es auch die Frage gegeben, ob wir eine generelle Freierbestrafung einführen, nach schwedischem Vorbild. Die Frau Stadträtin war damals der Meinung, wir alle haben darüber diskutiert, wir haben gemeinsam, muss man sagen, im Ausschuss bei den sonstigen Diskussionen die Meinung geändert, weil uns das schwedische Modell auch gezeigt hat, dass es nicht der richtige Weg ist. Andere Punkte waren ableitbar. Dieser Punkt wurde verworfen, und es wäre falsch gewesen. Er ist auch nicht mehr drinnen. Und das zeigt, dass wir in der Diskussion vorangekommen wird. 

Wir haben uns mit dieser Problematik auseinandergesetzt, weil wir den Freier nicht vollständig aus der Verantwortung entlassen können, dazu durchgerungen, jenen Punkt als quasi besondere Anstandsverletzung in den § 1 Abs 1 Z 3 des Wiener Landes-Sicherheitsge-setzes aufzunehmen, wo es darum geht, dass eben niemand gegen seinen Willen in seiner sexuellen Sphäre belästigt oder gestört werden darf und niemand zu solchen Handlungen aufgefordert werden darf. Und das ist auch richtig. Das ist richtig, denn es entspricht dem Recht sonstiger Betroffener, insbesondere der AnrainerInnen, auf den Schutz ihrer persönlichen Sphäre, und da muss sich der Freier zurücknehmen. Und wer das nicht versteht, der tut mir Leid, aber auf den muss das Gesetz angewendet werden und er muss, wenn er es nicht versteht, die entsprechende Strafe bekommen. Davon ist nicht umfasst die berühmte Frage, ob irgendjemand Zeit hätte, sondern es geht ganz klar darum, jemanden in seiner sexuellen Sphäre zu bedrängen, ihn direkt anzusprechen, und das Entscheidende ist das Nein danach. Erfolgt dieses Nein danach, dann hat der Freier seine Suche am Ort und bei dieser Person einzustellen. Denn alles andere ist eine besondere Anstandsverletzung, ist ein Eindringen in die Sphäre anderer Menschen, die mit dieser Sache nichts zu tun haben, und dem muss und wird durch dieses Gesetz ein Riegel vorgeschoben, und auch deswegen stimmen wir zu. 

Und wer glaubt, dass es das alles nicht gibt, den lade ich ein, in den entsprechenden Bezirksteilen 2. Bezirk, Stuwerviertel, 15. Bezirk, Mariahilfer Straße, Felberstraße, wo auch immer, einen Tages- oder Abendspaziergang zu machen und sich die Sache anzusehen. Da kann er mitnehmen, wen er will, aber der Punkt ist: Dort ist alles klar. Dort gibt es niemanden, von keiner Fraktion, der nicht erkennt, dass hier Handlungsbedarf ist. 

Und ich negiere nicht die Ansätze zu sagen: Gehen wir auch noch andere Wege, die wir auch im Gesetz gegangen sind, nämlich dort, wo wir die Bestrafungen verringert haben, aus vernünftigen Gründen. Dort, wo wir sagen: Diskutieren wir über die Anerkennung. Das können wir alles machen. Es war auch gescheit, den Antrag zuzuweisen und nicht abstimmen zu lassen, weil wir können über das diskutieren, auch wenn ich bei dem einen oder anderen Punkt noch nicht überzeugt bin. Aber dort, wo die Sache klar ist, wo es um die Belästigung geht, dort ist die besondere Anstandsverletzung gut. Die Strafe ist vielleicht, so wie sie jetzt im Gesetz vorgesehen ist, unangemessen. Ich hätte mir persönlich eine höhere Strafe gewünscht. Aber wir werden sehen, was der Vollzug bringt.

Und es ist richtig, dass wir den Freiern sagen, dort ist Schluss, und es war richtig, dass wir es als Landesgesetzgeber getan haben, denn wir müssen erkennen, was können wir regeln und was können wir nicht regeln. Aber dort, wo wir es können, dort wurde es getan. 

Und die Diskussion war auch deswegen wichtig, weil sie gezeigt hat, dass wir es in solchen Materien – es wird noch andere geben, die man quasi wirklich emotionslos parteiübergreifend diskutieren kann, ob das der Umweltschutz ist, ob das der Tierschutz ist; Kinderschutz ist keine Landesmaterie – schaffen, einen Konsens zustande zu bringen und daher, und zwar ohne ideologische Scheuklappen, ohne Berührungsängste, im Versuch, miteinander gemeinsam etwas zu regeln. 

Ich muss nicht um dieses Gesetz heischen. Es ist eigentlich nicht meines. Obwohl ich mich vielleicht ein bisschen beteiligt sehe. Aber verstehen tu ich die GRÜNEN nicht. Ich verstehe nicht, warum man sich so lange am Protest beteiligt hat und dann im entscheidenden Moment abspringt. Ihr tut damit am Schluss niemandem etwas Gutes. 

Und, Kollegin Vana, man kann einmal in den Schmalztopf hineingreifen und ordentlich austeilen. Ich habe für das alles Verständnis. Ich kann das verstehen. Aber zu sagen, das ist ein Kniefall vor der FPÖ. Jetzt könnte ich mich darüber freuen und die Fahnen hochziehen und überall jubelnd singen und um imaginäre Feuer tanzen und jeden anagitieren und sagen: Also wir sind die Starken, wir haben uns durchgesetzt. Aber das ist eigentlich unangemessen bei der Materie. Daher ist auch die Ausdrucksweise des Kniefalls unangemessen. Es würde ja heißen, dass zum Beispiel die Sonja Wehsely, die das mit hauptverhandelt hat, oder die Frau Stadträtin in konkreter Form vor mir einen Kniefall tun, und das glaubt ja niemand ernsthaft. Also das glaubt niemand ernsthaft. Es ist jedem klar, dass wir uns auch ordentlich einschenken können, und es glaubt auch niemand das Gegenteil davon, nämlich dass da irgendwer vor irgendjemandem einen Kniefall gemacht hat. Das ist keine Frage des Durchsetzens, das ist keine Frage des ideologischen Standpunktes oder sonst was, sondern da geht es um die reine Vernunft. Da geht es um die Frage: Habe ich einen besseren Zustand geschaffen – ja oder nein? Und wenn ich dafür bin, dann muss ich mit Ja stimmen. Und wer mit Nein stimmt, der muss sich die Frage stellen lassen, warum er mit Nein gestimmt hat. Ich werde hier nicht auf eure persönlichen Dinge eingehen, aber das ist aus meiner Sicht so zu hinterfragen. (Abg Dr Monika Vana: Unsere Forderungen sind nicht erfüllt worden!)
Und es ist auch deswegen zu hinterfragen, weil es natürlich eine Vielzahl von betroffenen Gruppen gibt. Und da kann sich natürlich der eine oder andere für die eine Gruppe mehr oder weniger zuständig fühlen. Wie auch immer. Ich will das jetzt gar nicht zuordnen oder bewerten. Man könnte das. Ich sage nur, es ist falsch. 

Ich habe meine persönlichen Erfahrungen, weil wenn man im 2. Bezirk aufwächst und auf dem Weg zur Schule zumindest an drei Lokalen vorbeigeht und an den entsprechenden Damen, die ich, wenn ich meine Tante besuche, sehe, so ist es das Bedauerliche, dass nicht nur ich weiter gealtert bin, sondern die auch und die noch immer demselben Beruf nachgehen. Dann muss ich aber sagen: Ich muss das von meinen Dingen abstrahieren. Ich kann das zwar im Hinterkopf haben, aber ich darf nicht versuchen, die eine oder andere Gruppe zu vertreten. Ich habe den Eindruck, Sie tun das. Sie vertreten eine Gruppe besonders, wobei ich glaube, dass Sie ihr gar nicht etwas wirklich Gutes tun mit dem, was Sie tun. Aber das Gesetz wird ja beschlossen. (Abg Dr Monika Vana: Sie haben die Stellungnahmen von den Betroffenen nicht gelesen!) Ich habe das schon gelesen, aber ich kann mir auch manchmal selbst meine Meinung bilden und muss nicht immer das nachsagen, was andere sagen, sondern ich versuche es in einen allgemeinen Kontext zu stellen, und das ist halt bei einem Gesetz manchmal notwendig, denn wir müssen den Zweck der Norm vor Augen haben, nicht technokratisch, aber eher das leitende Prinzip. Und die leitenden Prinzipien dieses Gesetzes sind vernünftig. Sie sind ordnungspolitisch vernünftig, sie sind gesundheitspolitisch vernünftig und sie entsprechen einer vernünftigen Geschlechterpolitik, denn um das geht es auch. Sie verbessern die Situation aller Frauen, ob sie ausübend sind oder Anrainerinnen. Und ich werde versuchen, das auch an dem einen oder anderen Beispiel noch darzulegen. 

Es ist deswegen auch schwierig, darüber in Ruhe zu sprechen, und daher bin ich froh, dass wir heute quasi so eine Zwei-Zwei-Stellung haben. Es sprechen zwei Männer, zwei Frauen. Es wäre ja einfach gewesen, oder es war am Anfang auch noch so, dass sich die Frauen an der Diskussion beteiligt haben, und deswegen bin ich froh, dass sich die Männer daran beteiligt haben, weil sie sind auch Betroffene oder Mitwirkende. 

Beim Kollegen Ulm muss ich sagen: Im Ausschuss oder auch in den Vorbesprechungen habe ich Ihre echte Mitwirkung irgendwie nicht so recht wahrnehmen können. Dass Sie sich heute melden ist gut, aber in der Diskussion sind Sie mir eigentlich abgegangen, weil vielleicht hätten wir das eine oder andere noch ausdiskutieren können. Aber wir schaffen es auch hier von diesem Punkt. 

Ich muss auch sagen: Die Diskussion ist so gut und so ruhig verlaufen, weil sich jeder bemüht hat. Ich danke dem Vorsitzenden und der Frau Stadträtin, die ein solches Klima geschaffen haben, und allen sonstigen Beteiligten, der Frau Dr Bachofner von der MA 62, die uns in – wie soll ich sagen – charmanter Reschheit oder umgekehrt rescher Charmantheit immer wieder in der Diskussion auf den Punkt gebracht hat, um den es eigentlich geht, und nicht um persönliche Geschichten und Erzählungen. 

Lassen Sie mich noch zu einigen Punkten kommen, die den Vollzug betreffen. Das ist der Standpunkt der FPÖ. Wir glauben, dass vor allem in den besonderen Verbotszonen mehr Augenmerk darauf gelegt werden müsste. Es gibt sie ja. Sie sind aus Gründen ausgesprochen, die nicht banal sind. Man will dort den besonderen Schutz der Anrainer, und aus diesem Grund bringen wir auch einen entsprechenden Abänderungsantrag ein, der sich mit der Frage auseinander setzt, dass Verstöße in den Verbotszonen höher bestraft werden, und zwar mit dem doppelten Strafausmaß, weil wir der Meinung sind, dass der Vollzug rigoroser sein soll, aber die Bestimmungen liberaler. Man kann durchaus bei den sonstigen Bestimmungen liberaler sein. Das zur Erklärung für die Frage, warum wir so vorgehen. Aber dann muss ich erkennen, dass es sich im Wesentlichen um Bestimmungen handeln würde, und daher ist es richtig, sich an den Bundesgesetzgeber zu wenden, der nicht in unserem Vollzug liegt und auch nicht in unserer Gesetzgebung. Wir können das diskutieren, da sind wir auch bereit, darüber nachzudenken, aber wir müssen klar sagen, wer der Zuständige ist, und das ist der Bundesgesetzgeber. 

Was haben wir gut geregelt? Das ist das Mitwirkungsrecht der Hauseigentümer oder deren Vertreter, im Sinne einer Pflicht Vorsorge dafür zu tragen, dass in der Lokalität, die er vermietet, nicht illegal Prostitution ausgeübt wird in dem Sinn, dass es eine nicht genehmigte Liegenschaft ist. Das ist aus mehreren Gründen logisch. 

Erstens: Wer die Straßenprostitution eindämmt, und das wird sie ja ein wenig durch das Gesetz, verschiebt sie natürlich in die Wohnungen, und das kann ich dann nicht unbeobachtet lassen und ungeregelt. Es gibt zweitens ein Recht der anderen Bewohner in den Häusern auf Schutz ihrer Intimsphäre.

Daher können nur bestimmte Wohnungen und Lokale genehmigt werden und es kann nicht in jeder Wohnung wild illegal der Prostitution nachgegangen werden. Und es kann auch nicht sein, dass wir nur nach der Polizei rufen. Wir brauchen natürlich mehr Polizei zum Vollzug, aber wir können nicht nur nach der Polizei rufen, sondern wir müssen die Bürger in jeder Hinsicht in das Gesetz einbinden. 

Die Beispiele in diesem Zusammenhang sind einfach: Wie wäre die Mitwirkung des mündigen Bürgers im Fall der illegalen Prostitution in einer Wohnung, die nicht genehmigt ist? Die Beschwerde beim Hauseigentümer und die Nachsicht des Hauseigentümers oder seines Vertreters in der jeweiligen Wohnung zur Feststellung, ob dort überhaupt derjenige oder diejenige wohnt, mit dem er den Mietvertrag hat und wenn nicht, dann Abstellung dieses Zustands. Da ist jetzt noch überhaupt keine Strafe nach dem Prostitutionsgesetz eingetreten, sondern da geht es allein darum, dass der Hauseigentümer oder sein Vertreter das Hausrecht wahr nimmt und seinen Pflichten nachkommt, dem Mietrecht nachkommt und Zustände abstellt, die für andere Mieter nicht akzeptabel sind. Daher wendet sich diese Bestimmung in Wahrheit an die Bürgergesellschaft und nicht an die Vollziehung im Sinne hoheitlicher Organe. Sie trägt deshalb dazu bei, dass wir alle uns an diesem Prozess beteiligen, ihn steuern und nicht nur den anderen überlassen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es soll ja auch - und deswegen ist die Bestimmung ganz sinnvoll - Zuhälter geben, die Hauseigentümer sind. Zuhälterei dürfte es nicht geben, aber es gibt sie. Wir wissen das, wir dürfen nicht an den Tatsachen vorbei sehen. Es soll auch Hauseigentümer geben, die Zuhälter sind. Daher ist diese Strafbestimmung eine, bei der kein Mitleid entsteht, denn wenn ich die bestrafe, dann habe ich eigentlich auch den einen oder anderen Richtigen erwischt.

Zum Betretungsrecht der Polizei im Besonderen: Der Kollege Ulm hat gesagt, dass das ja schon heute teilweise möglich wäre. Ja, aber nur am Rande des Gesetzes, weil wir im Verwaltungsrecht sind. Also da werden Sie schwer eine Hausdurchsuchung bekommen. Es wird überhaupt schwierig sein, in manchen Fällen eine Hausdurchsuchung im Sinne eines Befehls durchzuführen und Sie können bei einer Verwaltungsübertretung auch nicht gleich unmittelbare Zwangsgewalt ausüben. Also in diesem Fall ist es heute ein beliebtes Spiel - wir kennen das -, wenn zwei Polizisten vor der Türe stehen und der Meinung sind, dahinter finde eine illegale Handlung statt, dass der eine zum anderen den bekannten Satz sagt: „Riechst du auch Gas? Ja? Also eintreten.“ Das geht einmal, dass er sagt, er hat Gas gerochen, aber wenn sich der dritte oder vierte deswegen beim UVS oder wo immer beschwert, dann wird der dort sagen: „Also dass Sie ständig Gas riechen, das glaube ich Ihnen nicht mehr.“

Wenn wir von der Polizei wollen, dass sie dieses Gesetz vollzieht, dann müssen wir ihr auch die entsprechende Handhabe dazu geben und das haben wir mit diesem Betretungsrecht gemacht. Es sind aus dem Begutachtungsverfahren bisher keine verfassungsrechtlichen Bedenken bekannt. Wir werden sehen, ob es in der Vollziehung den einen oder anderen gibt, der glaubt, zum Verfassungsgerichtshof gehen zu müssen, weil sein persönliches Hausrecht angegriffen wird, aber vorerst ist es richtig so. 

Es ist auch deswegen richtig, weil die Polizei dann auch in anderer Hinsicht endlich tätig werden könnte. Wenn man sich heute die hinteren Seiten der Tageszeitungen durchliest, dann wird man dort Hunderte Annoncen mit Namen, Telefonnummern und vagen Andeutungen oder Aufforderungen finden. Und mir kann keiner erklären, dass die Polizei nicht in der Lage ist, zum Telefon zu greifen, eine solche Nummer anzurufen und Termin, Zeit, Ort und was auch immer zu vereinbaren und dann hin zu fahren. Wenn dann die Dame tatsächlich im Negligé öffnet und bei der Betretung durch die Polizei neben anderen Gegenständen auch sonstige eindeutige Gegenstände wie Bargeld, Drogen oder was auch immer vorgefunden werden, dann ist der Beweis vermutlich gelungen. In diesem Sinne ist das Betretungsrecht auch in Ordnung.

Und die Angst, Monika Vana, die da entsteht, da könnte jetzt die eine oder andere, die dem Gewerbe nicht nachgeht - was ja keines ist, entschuldige -, von Mitbewohnern vernadert werden oder sonst irgendwas - also davor ist man grundsätzlich nie gefeit. Es gibt kein Gesetz im Bereich des Strafrechts, wo man davor gefeit ist, so wie bei der Beleidigung, dass einer sagt, der hat mich beleidigt, obwohl das gar nicht stattgefunden hat. Der Unterschied ist nur der, dass da kein Beweis gelingen wird, denn wenn der Hauseigentümer zu der Vernaderten kommt und sagt: „Hören Sie, Sie haben dauernd Herrenbesuche,“ und sie sagt darauf: „Ja na und? Ich wohne da, ich kann da empfangen wen ich will,“ (Heiterkeit bei Abg Dr Monika Vana.) dann wird nicht gegen das Gesetz verstoßen und es passiert gar nichts.

Und wenn die Polizei kommt und sagt: „Wir haben da eine Beschwerde über Sie,“ und sie öffnet nicht im Negligé, es heißt doch... (Abg Dr Monika Vana: Ja Vernaderung!) Aber es steht doch eindeutig im Gesetz, dass es einen klaren Verdacht geben muss und ein klarer Verdacht ist keine Vernaderung! Der klare Verdacht ist die Annonce mit Telefonnummer, Zeit und Ort des Öffnens im Negligé und was sonst auch noch und erst dann dürfen sie die Türe aufmachen. Und heute machen sie das sowieso mit dem berühmten Gassatz. Davor feist du niemanden, im Gegenteil. Es ist besser geregelt, auch wenn du es nicht verstehen willst. (Aufregung bei Abg Dr Monika Vana.)

Man kann sich natürlich die Rechtsfrage stellen, ob man die Güter abzuwägen hat. Das ist auch getan worden. Es ist falsch so zu tun, als ob auch nicht wir das abgewogen hätten, denn gerade bei uns ist das liberale Prinzip des Hausrechts aus dem Staatsgrundgesetz 1867 und so weiter zu beachten. Das ist ja gar keine Frage. Aber in dem Fall trifft es einfach nicht zu und wir müssen der Polizei diese Möglichkeit einräumen, wenn wir wollen, dass sie vollzieht.

Nur wir sind uns gar nicht sicher, dass die Polizei wirklich vollziehen will und da komme ich jetzt wieder zum Kollegen Ulm. Also Kollege Ulm, wenn Sie sich die Stellungnahme des Bundesministeriums für Inneres durchgelesen haben - und davon gehe ich aus, Sie machen das immer, Sie sind ein ordentlicher Mensch -, dann müssten Sie eigentlich zu dem Eindruck kommen, dass die das Gesetz gar nicht vollziehen wollen! Sie sagen uns auf jeder dritten Seite versteckt, dass wir eigentlich Deppen sind, weil wir die Rechtsordnung nicht kennen und dass das nicht ihre Aufgabe ist. Ich hätte das zuerst gar nicht für möglich gehalten und deswegen lese ich es Ihnen vor, damit Sie es auch sicher glauben, zum Beispiel die besondere Verbotszone § 4 Abs 3, eine Verordnung, die es heute schon gibt. Ich habe sie da mit, weil es so schwer ist, sie zu bekommen. Die Bundespolizeidirektion Wien hat diese Verordnung mit den besonderen Verbotszonen schon erlassen, nur es kennt sie offensichtlich keiner oder fast keiner der Polizisten. Da sind nämlich Gebiete geregelt, wo gar keine Prostitution ausgeübt oder angebahnt werden dürfte. Dort passiert das aber täglich und ich sehe keinen Polizisten, der tätig wird! Sie kennen die Verordnung nicht! Entweder dürfen sie sie nicht kennen oder man sagt sie ihnen nicht oder man hat mit irgendwem Absprachen. Ich weiß es nicht. Es gibt diese Verordnung. Sie wird nicht vollzogen und das passt ins Bild mit dem, was uns das Bundesministerium für Inneres nahezu wortident mit der Bundespolizeidirektion Wien zurückschreibt. Sie schreiben uns nämlich im Hinblick auf diese Bestimmung der besonderen Verbotszone: "Eine Belastung der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes mit sogenannten artfremden Tätigkeiten, also mit Aufgabenstellungen, die nicht im Zusammenhang mit den Kernaufgaben der Sicherheitspolizei stehen, kann nicht in Betracht gezogen werden."

Was heißt das? Das heißt, sie wissen, es gibt ein Gesetz, sie wissen, dass sie selbst dazu eine Verordnung erlassen haben, sie wissen, dass das zu vollziehen wäre und sagen, das ist eine artfremde Tätigkeit, damit haben wir nichts zu tun. Wir sind zwar ein bissel Polizei, aber nicht dort, wo wir auch Polizei sein können, weil wir nicht wollen. Das ist ein Kasperltheater! (Aufregung bei Abg Dr Wolfgang Ulm.) Das ist inakzeptabel! Diese Vorgangsweise des Innenministeriums und der Bundespolizeidirektion Wien ist inakzeptabel! Daher wird man über die besonderen Verbotszonen nachdenken müssen. Die Bezirke werden in diesem Zusammenhang der BPD Wien klar sagen müssen, was sie an Verbotszonen haben wollen. Und es wird unsere Aufgabe sein, darauf Obacht zu geben, dass die Bundespolizeidirektion Wien vollzieht und wenn sie nicht vollzieht, uns immer wieder an den Innenminister zu wenden, so wie wir es mit unseren Anträgen tun.

Ich bringe daher noch einen Resolutionsantrag ein, der sich mit dieser Frage beschäftigt, nämlich mit der Kontrolle der bestehenden besonderen Verbotszonen und mit der Diskussion mit den Bezirken über neue, weil die Verordnung sicher überarbeitet gehört - dort sind Gebiete drinnen, wo schon lange keine Prostitution mehr angeboten wird, daher könnte man die vermutlich heraus nehmen - und auch mit der Frage, wie viel Vollzugsorgane man dazu braucht. Wer daran vorbei geht, der gibt eigentlich dem Gesetzesbruch Vorschub und das hätte ich mir von Ihnen, Kollege Ulm, nicht erwartet! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Bundespolizeidirektion geht in ihrer Stellungnahme aber auch von der Geheimprostitution aus und sagt, dass die so schwierig zu bekämpfen ist. Geheimprostitution ist ja nicht, dass in irgendwelchen kleinen Zirkeln, die man nicht genau kennt und wo man nicht weiß, wer da dabei ist, Prostitution ausgeübt wird. Die überwiegende Zahl der Geheimprostitution bedarf der Öffentlichkeit in Form von Anbietung entweder auf der Straße, weil sie illegal ist, geheim irgendwo, wo sie nicht stehen dürfte, oder meistens in den Wohnungen. In diese Wohnungen kommt man ja nicht per Zufall! Da gibt es ja nicht irgendwelche geheimen Listen, die von einem zum anderen weitergegeben werden, damit man weiß, wohin man sich zu wenden hat. Das steht alles in der Zeitung! Annonce, Telefonnummer und wenn Sie anrufen, können Sie Zeit und Ort vereinbaren! Ich meine, ich weiß schon, dass Sie das nicht müssen, ich muss das auch nicht, aber Sie könnten es und die Polizei könnte dieser Frage nachgehen und sie tut es nicht! Und sie tut es nicht, weil

1. sie zu wenig Personal hat,

2. sie offensichtlich im Sinne ihrer Vorgesetzen sagt: „Artfremde Tätigkeit, da mischen wir uns nicht ein,“ und 

3. es vielleicht die eine oder andere Absprache mit wem auch immer gibt. Wobei ich diese Absprachen vielleicht dort noch verstehe, auch wenn es am Rande der Legalität ist, wo es darum geht, den normierten Vorgang, das heißt den geregelten Vorgang dort, wo alles angemeldet ist und das Gesetz immer eingehalten wird, zu fördern und dort, wo Gesetzesverstöße sind, das noch besser ahnden zu können. Das ist an sich in Ordnung. Das mag uns von unserem Rechtsprinzip her nicht gefallen, aber das ist grundsätzlich in Ordnung, weil man das anders leider nicht in den Griff bekommt.

Daher wird die Nagelprobe sein, ob ihr als ÖVP das Gesetz eigentlich vollziehen wollt oder nicht oder ob ihr euch dieser Stellungnahme der Bundespolizeidirektion einfach anschließt und sagt: „Artfremde Tätigkeit - brauchen wir nicht, vollziehen wir nicht, kennen wir nicht.“ Also das wird es ja wohl nicht sein können! (Aufregung bei der ÖVP.)

Dann gibt uns die Bundespolizeidirektion noch ein paar Stichworte: AsylwerberInnen und Fremde quasi in Wien zulässig. Gut, das kann einem nicht besonders gefallen, mag sein, aber das Faktum ist, es ist ja so und es geht auch gar nicht anders. Und da gibt es keine romantischen Vorstellungen von den Schönen der Nacht oder was auch immer. Das ist alles absurd und von der Hand zu weisen. Die Frauen werden dazu gezwungen, das wissen wir. Die jüngsten Fälle haben das alles deutlich gezeigt. Und diese Art der Prostitution, um die es da geht und die auch dieses Gesetz versucht hintan zu halten, steht immer im Zusammenhang mit organisierter Kriminalität, Menschenhandel, Drogen, Gewalt gegen Frauen und was auch immer. Und da zu sagen, das vollziehen wir nicht, das ist artfremde Tätigkeit, das ist Gewaltausübung, nein, Gewaltausübung kann man nicht sagen, Zwang gegen Prostituierte - also da ist derjenige, gegen den es sich richtet, nicht die Prostituierte, sondern das ist die dahinter steckende Bande, die den Menschenhandel betreibt, die die Frauen dazu zwingt, die sie schlägt und ich weiß nicht was alles macht. Das ist der Gegner und um den geht es natürlich und da muss ich natürlich Vollzugsorgane mit entsprechenden Gesetzen haben! Und...(Abg Dr Monika Vana: Das ist doch praxisfremd!)
Also mir... Also ich habe gesagt, ich werde in diesem Zusammenhang meine persönlichen Empfindungen nicht darlegen und ich tue es auch nicht, aber mir zu sagen, das ist praxisfremd - ich erlaube mir, dir außerhalb dieses Landtags zu sagen, was mein persönlicher Bezug dazu ist, weil dort gehört das hin. Aber mir zu sagen, das ist praxisfremd, das ist lachhaft! Ich sage nur ein Wort: Meine Mutter war eine der ersten weiblichen Kriminalbeamten in dieser Stadt, die dieses Gesetz vollzogen hat. Ich bin von Kindheit an damit aufgewachsen und mir kann keiner erzählen, was da praxisfremd ist. Ich wüsste alles, ich lege es hier nur nicht dar, weil es hier keinen Platz hat. Ich kann es dir nachher erzählen, wenn du wirklich Wert darauf legst. Aber mir zu sagen, das ist praxisfremd, das ist einfach falsch! (Abg Franz Ekkamp zeigt auf die Uhr.)
Du zeigst auf die Uhr. Im Landtag habe ich viel Zeit und wenn du mich motivierst, spreche ich noch länger. Daher ist unser Standpunkt gut überlegt. Es geht darum, dort vernünftig zu strafen wo es notwendig und zweckmäßig ist, aber nicht - und das ist auch im Sinne des Gesetzes gut - dort, wo ich jemanden, insbesondere die Prostituierte, durch die hohe Strafe mehr einschränke und sie sogar noch dazu zwinge, ihrer Tätigkeit später weiter nachzugehen, denn damit verschärfe ich das Abhängigkeitsverhältnis. Daher sind alle im Gesetz getroffenen Maßnahmen, die sie dort von Strafe befreien oder einen Milderungsgrund abgeben oder die Strafen herabsetzen, in Ordnung und in den anderen Punkten eben nicht. Deswegen wissen wir, weshalb wir zustimmen. 

Und um diesen einen Punkt noch anzusprechen: Die Milderungsgründe und Strafversetzungsgründe sind auch deswegen notwendig, weil - wie das jüngste Beispiel gezeigt hat - man die Mädchen braucht. Man braucht sie als Zundgeber. Die Polizei braucht sie, weil sie sonst nicht gegen diejenigen agieren kann, die tatsächlich dahinter stehen. Das sind die Banden, und wenn diese organisierte Kriminalität ausgehoben wird, dann ist der Zweck des Gesetzes wirklich erfüllt. In diesem Zusammenhang haben wir auch das Richtige in diesen Gesetzen beschlossen oder werden beschließen.

Nun zu einem Abänderungsantrag der ÖVP, Kollege Ulm: Die Frage des Arztes. Also ich habe mit den Fachärzten kein Problem, aber ich glaube nur, Kollege Ulm, dass der Amtsarzt aus anderen Gründen besser geeignet ist. Ich bringe ein kurzes Beispiel: Wenn eine Prostituierte mitten im November, wenn sich der Nebel bis mittags über die Stadt legt, beim Amtsarzt mit einer Sonnenbrille, die so groß ist wie die vom Elton John, erscheint, dann wird der Amtsarzt nicht nur der Frage nachgehen, ob sie sich im Sinne des Gesetzes und der einschlägigen Verordnungen mit einer Geschlechtskrankheit angesteckt hat, sondern er wird seine Fürsorgepflicht walten lassen und sagen: „Madl, nimm einmal die Brille runter.“ Dann wird sie vielleicht nach der zweiten Aufforderung die Brille herunter nehmen und zu sehen wird man ein großes blaues Auge bekommen. Nach mehrfacher höflicher Befragung wird sie zwar nicht sagen, wer der Täter ist und deswegen können wir seiner leider nicht habhaft werden, aber es wird klar sein, dass sie das Opfer von körperlicher Gewalt war. Und dann wird der Amtsarzt - vielleicht im Gegensatz zu einem anderen Arzt - mit hoher Wahrscheinlichkeit zum Telefon greifen, die Kollegen der einschlägigen Kriminaldirektion anrufen und sagen: „Ich weiß nicht wer es war. Sie sagt es auch nicht, aber sie heißt so und so und ihr wisst eh.“ Und dann werden sich die auch so ein bisschen am Rande des Gesetzes bewegen und sich den Nasenpeter oder wer das auch immer sein mag einmal holen und ihm sagen, dass sie schon wissen, dass er kein Zuhälter ist, weil das ja verboten ist, aber dass das Beschützen der eigenen Freundin nicht darin besteht, sie zu schlagen. Wir werden es nicht beweisen können, weil sie nicht sagen wird, dass er es war und er wird hoffentlich die Strafe beim ersten Mal verstehen, denn beim zweiten Mal wird das Gesetzesorgan vielleicht das eine oder andere Mittel finden, dem Nasenpeter deutlich zu erklären, was erlaubt ist und was nicht. Das mag nicht schön sein, das mag alles nicht so ganz legal sein, aber das ist die Realität im Sinne dessen, was den Zuruf hinsichtlich des Nichtkennens der Realität betrifft. Daher ist der Amtsarzt das besser geeignete Organ, weil er in direkter Verbindung mit den sonstigen Vollzugsorganen, sprich der Bundespolizeidirektion Wien, steht und die Möglichkeit hat, dort zu helfen, wo man auch helfen muss, selbst wenn man sich damit mit einem Fuß rechts oder links des Grats befindet, denn dieses Gesetz muss auch Hilfecharakter haben. 

Zu den anderen Anträgen, die zugewiesen werden: Ich habe das schon gesagt, wir werden darüber diskutieren, hinsichtlich der Frage der Verkürzung der ärztlichen Pflicht, also auch des Erscheinens beim Arzt aus den bekannten Gründen halte ich es nicht für zweckmäßig, sie nur einmal im Monat zu visitieren, sondern einmal in der Woche. Das ist sicher sinnvoller. Da ist das Gesetz richtig und gut. 

Zusammenfassend und um dem Kollegen Ekkamp die Freude zu machen, ihm nicht noch mehr Zeit seines Nachmittags zu stehlen, aber bei 3000 EUR Schmerzensgeld wirst du das aushalten, wenn ich dich noch ein bisschen quäle (Abg Franz Ekkamp: Ich habe Zeit! Zeit! Zeit!), sage ich: Es ist aus meiner Sicht ein gutes Gesetz, auch wenn ich das eine oder andere oder wir das eine oder andere bei dem einen oder anderen Punkt gerne noch anders geregelt hätten. Es nimmt Rücksicht auf die Betroffenen und es gibt ihnen in vielschichtiger Sicht eine Verbesserung. Es ist auch die Reaktion auf Zustände, die wir nicht wollen, aber es wird, wie schon ausgeführt, des besonderen Vollzugs bedürfen. 

Wir werden, wenn wir sehen, dass der Vollzug nicht funktioniert, uns immer wieder an den Vollziehenden, den Innenminister, wenden müssen oder wir werden da oder dort das Gesetz noch einmal novellieren, vermutlich nicht mehr in dieser Gesetzgebungsperiode, vielleicht aber doch.

Wenn ich im nächsten Landtag nicht mehr da bin, weil es mich als Soldat wieder einmal ins Ausland zieht und ich spüre das schon in den Knochen, dann bin ich gerne bereit, den einen oder anderen Hinweis darauf zu geben, wo man in diesem Gesetz noch etwas verändern kann, aber für heute ist das der richtige Punkt. Und es war auch der Prozess richtig, er war annähernd, er war quasi kameradschaftlich und er war dementsprechend, was man von uns als Gesetzgeber erwartet, dass wir von unseren persönlichen Vorlieben Abstand nehmen und im Sinne der Gemeinschaft eine gute Novelle machen. 

Nur wenn der Innenminister nicht vollziehen wird, weil die ÖVP es nicht will, dann werden wir dort weiter darauf drücken müssen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Wehsely.

Abg Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Der heutigen Gesetzesvorlage dieser zwei Gesetze, nämlich dem Wiener Prostitutionsgesetz und der Novelle zum Landes-Sicherheitsgesetz, ist eine sehr lange Diskussion vorausgegangen, nicht nur heute, sondern schon viele, viele Jahre. Ich erinnere daran, dass wir im Jahr 1998 begonnen haben, uns darüber zu unterhalten, wie das derzeit noch in Geltung befindliche Prostitutionsgesetz abgeändert werden könnte. Bereits im Jahr 1999 haben wir mit allen Betroffenen und Expertinnen und Experten internationaler und nationaler Natur eine Enquete gemacht und auch jetzt in der derzeit laufenden Legislaturperiode - es ist schon gesagt worden - haben wir sehr, sehr viele Diskussionsrunden gehabt. Darum, glaube ich, bin ich auch froh, dass dieses Ergebnis heute hier vorliegt und glaube auch, dass es im Bereich des Machbaren, nämlich danach, wofür wir hier in Wien zuständig sind und was wir hier einfach auf Grund unserer Kompetenzen tun können, ein guter Vorschlag ist. 

Zusammenfassend kann man sagen, dass die Novelle des Prostitutionsgesetzes und des Landes-Sicher-heitsgesetzes drei wichtige Aspekte umfasst: Das ist der frauenpolitische Aspekt, der sicherheitspolitische Aspekt und der gesundheitspolitische Aspekt. Und wenn man sagen möchte, was sich hier jetzt geändert hat, dann kann man es am besten auf den Punkt bringen, indem man sagt, dass diese Novelle des Prostitutionsgesetzes und des Landes-Sicherheitsgesetzes Verbesserungen für Frauen bringt, die in dieser Stadt arbeiten und für Frauen, die in dieser Stadt leben. Auf der einen Seite für die Prostituierten, wo wir vorgesehen haben, dass die Strafen für Delikte nach dem Wiener Prostitutionsgesetz mehr als gedrittelt wurden. Das heißt, früher waren die Strafen bis zu 3 500 EUR hoch. Jetzt haben wir die Strafen für Prostituierte auf maximal 1 000 EUR gesenkt. Das heißt nicht, dass diese 1 000 EUR auch verhängt werden müssen, denn das ist die Obergrenze, sondern sie sind von 0 bis 1 000 EUR. 

Nach dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes, das wird in rund acht Wochen der Fall sein, haben auch die Anrainerinnen erstfalls die Möglichkeit, sich gegen Belästigungen zur Wehr zu setzen, sich konkret zur Wehr zu setzen. Das macht die Novelle des Landes-Sicherheits-gesetzes möglich, wo nun vorgesehen ist, dass eine Person, die an einem öffentlichen Ort eine andere Person zu einer Handlung oder zu einer Duldung auffordert, die deren sexuelle Sphäre betrifft und die von dieser anderen Person unerwünscht ist, eine Verwaltungsübertretung begeht und mit einer Geldstrafe von bis zu 700 EUR zu bestrafen ist. Ich glaube, dass das gut und wichtig und richtig so ist, weil meine Erfahrung ist - und wie Sie alle wissen, bin ich ja Abgeordnete der Leopoldstadt -, dass das Problem der Leopoldstädterinnen und Leopoldstädter, die in Bereichen wohnen, wo es Prostitution gibt, eigentlich weniger die Prostituierte ist, sondern in erster Linie die Männer sind, die auf die Suche nach Prostituierten gehen und dort alle Frauen ansprechen, die auch nicht der Prostitution nachgehen. Ich glaube, dass es ein guter und richtiger Schritt ist, hier den Anrainerinnen die Möglichkeit zu geben, sich auch zu wehren. 

Eine weitere Verbesserung für die Frauen ist auch die Zweckwidmung der Strafgelder, die durch den Vollzug des Wiener Prostitutionsgesetzes eingehoben werden. Wir werden auch dem Antrag, der von der Kollegin Vana eingebracht wurde, zustimmen, der vorsieht, dass diese Mittel zusätzlich zur Verfügung stehen. Ich muss aber schon sagen, dass ich über diesen Antrag etwas verwundert bin, denn es wurde heute auch schon von anderer Seite gesagt, ich glaube, dass wir bei der Entstehung dieses Gesetzes sehr, sehr viele und aus meiner Sicht auch sehr, sehr offene und sehr gute Diskussionen hatten, wo immer vollkommen außer Frage gestellt war, dass diese Mittel, die hier eingehoben werden, von denen wir alle wissen, dass es sich nicht um sehr, sehr viel Geld handeln wird, zusätzlich zur Verfügung stellen werden. Wir werden den Antrag annehmen. Ich sage nur, der Antrag ist keineswegs eine Neuerung und die Frage hier ist, was da der Hintergrund ist. 

Wenn man so einen Antrag einbringt, dann ist es offenbar so, dass man sich zwar konstruktiv in Diskussionen einbringt und beteiligt, aber die Konstruktivität den anderen Diskussionsteilnehmern offenbar nicht abnimmt. Ich nehme das zur Kenntnis. Für mich aber ist es auch eine Lehre für die weitere Zusammenarbeit. 

Der zweite wichtige Bereich ist der sicherheitspolitische Bereich. Ich werde jetzt nicht auf alle Dinge eingehen, weil heute schon sehr viele Details genannt worden sind, aber zwei Punkte sind mir wichtig und zwar das Betretungsrecht der Polizei, das unter sehr, sehr restriktiven Kriterien steht und wo natürlich die größtmögliche Schonung des Eigentums auch notwendig ist. Ich denke nur, dass es ein richtiger Schritt ist, weil wir von der Polizei wissen, und das wissen alle, die hier auch in einem Dialog sind, dass man oft ganz genau weiß, wogegen im Prostitutionsgesetz verstoßen wird, man aber bisher eigentlich nicht einschreiten konnte. Diese Möglichkeit wird jetzt hier - und ich wiederhole es - unter sehr, sehr strengen Kriterien der Polizei auch gegeben. 

Die Verantwortlichkeit der Hauseigentümer beziehungsweise der verfügungsberechtigten Verwalter wurde auch schon erwähnt. Ich denke, dass das auch ein richtiger und wichtiger Schritt ist, um hier die Verantwortung auch im Bereich dessen zu haben, was wir im Prostitutionsgesetz überhaupt machen können und wo auch oft sehr viel Geld fließt. In der Regel sind es Männer, die sehr viel Geld damit machen, dass Frauen illegal der Prostitution nachgehen. Ich glaube, dass es gut und richtig ist, dass wir jetzt hier mehr Möglichkeiten haben. 

Der dritte Bereich ist der gesundheitspolitische. Hier wurde heute auch schon viel diskutiert. Es wurde im Wiener Prostitutionsgesetz jetzt auch die Gesundheitsuntersuchung mit der Ergänzung eines AIDS-Tests festgelegt. Die Frage, in welchem Abstand die Untersuchungen stattfinden sollen, halte ich für eine durchaus diskussionswürdige. Wir werden daher der Zuweisung in den zuständigen Ausschuss auch zustimmen. 

Den Antrag der ÖVP finde ich einmal vom Inhaltlichen her durchaus problematisch, da ich schon ein höheres Vertrauen, nämlich ein ganz hohes Vertrauen in die Amtsärzte habe und mir auch sicher bin, dass ein Amtsarzt niemals ein Gefälligkeitsgutachten machen würde. Auf der anderen Seite: Wenn Ihnen das ein wichtiges Anliegen ist, dann brauchen Sie eigentlich nicht ein Wiener Stadtregierungsmitglied aufzufordern, mit dem Bund Verhandlungen aufzunehmen, sondern dann würde ich bitten, dass Sie das einfach mit Ihrer Bundespartei besprechen, dass dort eine entsprechende Änderung im Geschlechtskrankheitengesetz vorgenommen wird. 

Ich möchte zur Frage der Aufdringlichkeit, Kollegin Vana, weil du das erwähnt hast, sagen, das dürfte schon ein bisschen ein Missverständnis sein, weil das hier als Verschärfung dargestellt wird. Das Verbot der aufdringlichen Prostitution war auch schon im derzeit geltenden Prostitutionsgesetz. Es handelt sich um eine Konkretisierung und um eine Definition dessen, was aufdringlich ist. Ich habe das auch schon im Ausschuss dargelegt: Das ist keine Idee, die jetzt sozusagen spontan die zuständige Magistratsabteilung oder die Frau Stadträtin oder ich oder sonst wer hatte, sondern das ist die geltende Judikatur zu diesem Bereich. Ich würde vielmehr sagen, dass es dann zukünftig in der Judikatur und auch im Vollzug dieses Gesetzes zu keinen Auslegungsproblemen mehr kommen kann. Daher ist es keine Konkretisierung und keinesfalls eine Verschärfung. 

Es tut mir Leid, dass die GRÜNEN diesen beiden Gesetzen jetzt nicht zustimmen, obwohl ich eben auch zur Kenntnis nehme, dass sehr viel, wie du auch gesagt hast, aus eurer Sicht oder deiner Sicht in die richtige Richtung geht. Es tut mir deswegen Leid, weil ich den Unterschied zwischen unseren letzten Gesprächen vor dem Sommer, bevor das alles in die Begutachtung gegangen ist und dem, was jetzt vorliegt, wo halt auch die eine oder andere aber durchaus marginale Änderung vorgenommen wurde, nicht sehe. Ich würde sagen, die besteht nicht. Ich glaube, dass auch - und das war ja aus deiner Rede ganz klar zu hören - sehr viele Schritte in die richtige Richtung gehen. Dass ihr nicht zustimmen könnt, nehme ich zur Kenntnis.

Damit bin ich auch in meiner Rede zu diesen heutigen zwei Gesetzesnovellen schon beim letzten Bereich, wo es aber, glaube ich, schon sehr wichtig ist, ihn hier auch offen darzulegen, nämlich dass natürlich der Handlungsspielraum, den wir als Landesgesetzgeber die Prostitution und das Problem der Prostitution betreffend haben - darauf komme ich später noch zu sprechen -, natürlich ein sehr geringer ist. Das muss man auch zur Kenntnis nehmen und das muss man auch ehrlich sagen. 

Wenn wir wissen, dass von den rund 6 000 bis 7 000 Prostituierten in Wien rund 500 legal im Sinne dessen sind, dass sie gemeldet sind, dann sehen wir, dass das ein ziemlich kleiner Teil ist, der hier auch wirklich seiner oder ihrer Arbeit nach dem Wiener Prostitutionsgesetz nachgeht. Man muss auch ganz klar sagen, dass ein sehr großer Teil der Frauen, die der Prostitution nachgehen, das ja nicht als freiwillig gewählten Beruf machen. Und da bin ich, Monika Vana, schon der Meinung, und diese Position haben wir immer vertreten, dass es uns am sinnvollsten erschiene, diese ganze moralinsaure Sittenwidrigkeit sein zu lassen, um die Möglichkeit zu geben, dass Prostitution ein Anmeldegewerbe nach der Gewerbeordnung wird.

Ich glaube, man darf sich da auch nicht selbst anlügen. Ich denke, man muss die dramatischen Zahlen zur Kenntnis nehmen, die zum Beispiel auch dem “Falter“ von dieser Woche zu entnehmen sind, dass der Großteil der Frauen, die der Prostitution nachgehen, zur Prostitution gezwungen werden. Daher muss man hier auch sehr klar zwischen diesen und jenen wenigen, die sich die Prostitution als Beruf gewählt haben, unterscheiden. Da sage ich auch, dass ich persönlich relativ skeptisch bin. Ich habe jetzt viele Mädchen getroffen, die Ärztin oder Lehrerin oder Verkäuferin oder Tischlerin werden wollen, aber ich habe noch nie ein Mädchen getroffen, das gesagt hat, es möchte gerne Prostituierte werden. Aber das zeigt, dass jeder den Beruf wählen soll, den er will und für den muss man auch legale Möglichkeiten finden, wo auch die soziale Absicherung da ist. Damit können wir aber keineswegs den vielen Frauen helfen, die durch Menschenhandel hierher kommen, die wegen eines ganz schweren Verbrechens anderer hier sind, sondern da braucht es wirklich Österreich weite, aber noch vielmehr Europa weite Handlungen gegen Menschenhandel. Was hier wirklich die Lösung ist, das ist, glaube ich, noch niemandem eingefallen. 

Da muss man auch sagen, dass es sehr, sehr unterschiedliche Überlegungen gibt, wie man das Problem des Menschenhandels und vor allem des Frauenhandels lösen kann. Zum Beispiel sind die skandinavischen Länder, allen voran Schweden, überhaupt der Meinung, dass man Prostitution generell verbieten sollte, also jetzt nicht nur im Landesbereich, sondern überhaupt. Ob das die Lösung ist, weiß ich nicht. Tatsache ist, ich habe eine Studie des Europarats gelesen, aus der hervor geht, dass mit Menschenhandel, insbesondere mit Frauenhandel, schon mehr Geld gemacht wird als mit Drogenhandel. Das, glaube ich, sollte uns alle betroffen machen und da muss es eine Lösung geben. Die Lösung wird sicher nicht das Wiener Prostitutionsgesetz sein.

Ich möchte abschließend schon auch noch eines zu diesem jetzt gerade politisch korrekten Begriff der „SexarbeiterInnen“ sagen. Da denke ich, wie gesagt, jeder soll den Beruf wählen, den er will. Ich bin der festen Überzeugung, dass die, die diesen Beruf wirklich freiwillig und aus freien Stücken wählen, nur ganz, ganz, ganz wenige sind. Grundsätzlich muss ich schon sagen - und das sage ich als Feministin und das sage ich als Sozialdemokratin -, dass die Tatsache, dass man sich Menschen kauft, etwas ist, was mir überhaupt nicht gefällt, was sehr, sehr viel mit Machtausübung zu tun hat und für mich schon die Spitze einer patriarchalen Gesellschaft ist und daher grundsätzlich nichts Gutes ist. Und zwar nicht deswegen, weil ich finde, dass Männer, die verheiratet sind, nicht fremd gehen sollen. Das ist mir abstrakt wurscht. Das sollte sich jeder daheim ausmachen wie er will. Aber ich halte als Feministin und als Sozialdemokratin das Kaufen von Frauen grundsätzlich für schlecht! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort ist niemand gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich habe den Ausführungen der Frau Gemeinderätin absolut nichts hinzuzufügen, besonders dem, was sie zum Schluss gesagt hat. - Danke schön. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage und über die entsprechenden Anträge.

Es gibt zwei Abänderungsanträge: 

Abänderungsantrag des FPÖ-Abg Günther Barnet. Er betrifft den § 8a des Wiener Prostitutionsgesetzes. 

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die FPÖ, somit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum zweiten Abänderungsantrag, eingebracht von der Abg Dr Vana. Er betrifft die Zweckbindung der Strafgelder im Prostitutionsgesetz und ebenfalls den § 8a Abs 7. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen der ÖVP mit Mehrheit angenommen.

Ich bitte nunmehr jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in der abgeänderten Form des zuvor beschlossenen Abänderungsantrags zustimmen wollen, nunmehr die Hand zu heben. – Das ist ohne die GRÜNEN und somit mit Mehrheit angenommen worden.

Meine Damen und Herren, wenn kein Widerspruch erfolgt, lasse ich auch die Zweite Lesung vornehmen und nach der Zweiten Lesung werden dann die Beschlussanträge zur Abstimmung kommen. 

Widerspruch ist keiner. 

Wer in Zweiter Lesung dem vorliegenden Gesetz die Zustimmung gibt, den bitte ich jetzt um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist SPÖ, FPÖ und ÖVP und somit ist die entsprechende Mehrheit möglich und damit ist in Zweiter Lesung das Gesetz angenommen.

Ich komme nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der erste, der zur Abstimmung kommt, ist der Antrag der Frau Abg Dr Vana betreffend Abschaffung der polizeilichen Meldepflicht für SexarbeiterInnen. 

Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN und die ÖVP, das ist die Minderheit, somit ist der Beschlussantrag abgelehnt.

Ich komme zum Beschlussantrag der Frau Abg Dr Vana betreffend Entdiskriminierung von Sexarbeit. 

Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und somit beschlossen.

Ich komme zum Antrag der Frau Abg Dr Vana betreffend Änderung des Abstands der verpflichtenden Untersuchungen für Personen, die Prostitution ausüben.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig und somit beschlossen.

Ich komme nun zum Beschlussantrag der ÖVP-Abgen Dr Ulm und Frau Mag Feldmann betreffend medizinische Untersuchung der Prostituierten durch geeignete Fachärzte. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP und die GRÜNEN, das ist die Minderheit und somit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen nun zum Beschlussantrag der FPÖ-Abgen Barnet, Strache, GÜNTHER und Frau Schöfnagel betreffend Prostitutionsgesetz. Hier ist die Aufforderung an den Bundesminister für Inneres - ich brauche das nicht zu wiederholen, was vom Antragsteller zuvor in seiner Rede angesprochen wurde.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die FPÖ und SPÖ und somit die Mehrheit und damit so beschlossen.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlossen.

Die Postnummer 4 betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Gleichbehandlungsgesetz geändert wird. Es ist die 7. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz. 

Berichterstatterin hiezu ist die Frau amtsf StRin Mag Brauner.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte diesem geänderten Vorschlag zuzustimmen.

Präsident Johann Hatzl: Es wäre hier die Verhandlung einzuleiten. Wortmeldungen gibt es nicht. 

Da es keine gibt, kommen wir somit zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren Abgeordneten, die in Erster Lesung die Zustimmung erteilen wollen, mit der Hand ein Zeichen zu geben. – Danke, das ist einstimmig.

Gibt es einen Widerspruch, gleich die Zweite Lesung vorzunehmen? – Diesen Widerspruch sehe ich nicht. 

Ich komme daher zur Abstimmung in Zweiter Lesung über die Vorlage des Gesetzes.

Wer in Zweiter Lesung zustimmen möchte, den bitte ich jetzt die Hand zu heben. – Danke, auch hier ist das einstimmig. Somit ist das Gesetz auch in Zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz betreffend die Erteilung von Unterricht in Gesellschaftstänzen, das Wiener Tanzschulgesetz 1996, geändert wird. Es ist dies die Tanzschulgesetznovelle 2003.

Berichterstatter hiezu ist der Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Ihre Zustimmung und die Annahme des vorliegenden Gesetzentwurfs.

Präsident Johann Hatzl: Es gibt auch hier keine Wortmeldungen. Somit können wir zur Abstimmung in Erster Lesung kommen.

Wer in Erster Lesung der vorgeschlagenen Gesetzesnovelle zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig.

Ich frage: Gibt es Bedenken für die Zweite Lesung? – Nein, diese Bedenken gibt es nicht. 

Ich komme daher zur Abstimmung betreffend die Zweite Lesung dieses Gesetzes.

Ich bitte daher jene Damen und Herren Abgeordneten des Wiener Landtags, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig. Somit ist das Gesetz in Zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft den Naturschutzbericht 2002 an den Wiener Landtag. 

Berichterstatterin ist die Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. Ich bitte Sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herzlichen Dank. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag!

Der Naturschutzbericht 2002 liegt vor. Ich ersuche um Kenntnisnahme dieses Berichts.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. 

Hier gibt es Wortmeldungen. 

Als erster hat sich Herr Abg Mag Maresch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zunächst möchte ich mich bei den Beamten, bei den Beamtinnen und bei all den Menschen bedanken, die diesen Bericht erstellt haben. Er ist ausgezeichnet. 

Warum wir nicht zustimmen können, werde ich dann vielleicht noch erläutern. Grundsätzlich ist dazu zu sagen, es ist ein umfassendes Werk, was den Naturschutz in Wien betrifft. 

Ein paar Kleinigkeiten wären vielleicht noch anzumerken. Es ist im Jahr 2003 angekündigt worden, das Bodenschutzgesetz fertig zu stellen. Es ist noch nicht da. Ich hoffe, es wird bald kommen. Das wäre noch lange kein Grund, dem nicht zuzustimmen. 

Eine Kleinigkeit möchte ich noch anmerken, die mir aufgefallen ist. Es ist angekündigt, dass in der Donaustadt in Breitenlee ein Naturschutzgebiet kommen soll. Darauf müssen wir wohl noch ein bisschen warten, weil sich da zumindest eine Person in der Landwirtschaftskammer massiv entgegenstellt. 

Jetzt könnte ich natürlich noch lange ausführen, was da in diesem Naturschutzbericht alles toll ist. Damit möchte ich mich gar nicht aufhalten, das wäre eher ein Grund, dem zuzustimmen. Wir haben einen Antrag darüber, dass ein Teil des Naturschutzberichts herausgenommen wird, einen Abänderungsantrag sozusagen. Ich möchte ihn zuerst verlesen, bevor ich dann genau auf dieses Detail eingehe.

Der Abänderungsantrag lautet: „Der Wiener Landtag wolle beschließen: Der Antrag zu Post 2 der heutigen Tagesordnung wird dahingehend geändert, dass er wie folgt lautet: „Der Naturschutzbericht 2002, ausgenommen dessen Kapitel 2 Zukunftsfähiges Wien - Richtungssicherheit durch Wertorientierung“ - das sind die Seiten acht bis elf -, „wird zur Kenntnis genommen.“

Ich möchte auf das ein bisschen eingehen, auf diese zwei Seiten und warum wir da nicht wirklich mitkönnen. Beim Kapitel „Zukunftsfähiges Wien - Richtungssicherheit durch Wertorientierung“ geht es im Grunde genommen eigentlich darum, dass hier ein Gesellschaftsmodell drinnen steht und erläutert wird, dem man zustimmen kann und das man ablehnen kann, aber ich möchte eigentlich nicht, dass der Landtag ein einziges Nachhaltigkeitsmodell als das nachhaltige Modell der Stadt Wien beschließt. 

Es fängt schon ein bisschen seltsam an und es geht auch noch darum, dass im Jahr 1997 das Ökosoziale Forum Wien gegründet wurde und zwar steht hier „mit dem Ziel Herausforderungen und Perspektiven für die Stadtentwicklung Wiens aufzuzeigen“. 1997 war hier im Haus eine Koalition zwischen der SPÖ und der ÖVP. Wenn man sich die Homepage des Ökosozialen Forums ansieht, sieht man auch, dass das keine überparteiliche Konstruktion ist, sondern eine Konstruktion zwischen der SPÖ und der ÖVP. Unter Präsidentin steht die Univ Prof Gerlind Weber drinnen und bei den Vizepräsidenten stehen Dr Georg Kraft-Kinz, Raiffeisenlandesbank Niederösterreich–Wien und Dr Heinz Hufnagl, Bank Austria. Jetzt denke ich mir, dass unser Umweltausschussvorsitzender Vizepräsident ist, Doktor weiß ich nicht, da bin ich mir nicht ganz sicher, ich glaube nicht, aber da steht zumindest Doktor. Faktum ist, dass das eine klassische große Koalitionskonstruktion ist und diese klassische Koalitionskonstruktion beschert uns jetzt sozusagen ein Modell, das allein gültig ist und für die Stadt Wien mehr oder weniger kopiert werden soll. 

Da sage ich, es gibt bei der Nachhaltigkeit ganz viele verschiedene Modelle, viele begrüße ich, manchen gegenüber bin ich skeptisch. Ich glaube, dass das Modell, das hier vorgestellt worden ist, durchaus diskussionswürdig ist. Nur glaube ich nicht, dass es hier das einzig Mögliche ist. Deswegen möchte ich diesen Passus heraußen haben und zwar darum, weil zum Beispiel das „ökologisch-gesellschaftliche Transformationsmodell“, das heißt ein Modell, wie die Gesellschaft funktioniert, heute und hier von Ihnen, meine Damen und Herren, abgesegnet wird. Da denke ich mir, da gibt es wahrscheinlich allein wenn man das Internet befragt noch mindestens 20 andere und ich hätte gerne eine Vielfalt anstatt dieses Einheitsbreies. Ich bin mir ganz sicher, dass ich den Biologismus von der Stadt Wien hier nicht verordnet bekommen will. Es gibt ganz viele Menschen hier herinnen, die ganz andere gesellschaftliche Entwürfe haben und deswegen „Nein“. Das ist einmal das eine. 

Das Zweite ist das: Die Frau Brigitte Ömer, eine Biologin, ist sicherlich eine verdienstvolle Person und das ÖIM ist ganz wichtig, aber es ist ein Institut, das der ÖVP sehr, sehr nahe steht. Ich wundere mich natürlich ein bissel, dass die SPÖ da ein ÖVP-nahes Nachhaltigkeitsmodell befürwortet. Na wunderbar, aber möglicherweise haben nicht alle den Text gelesen, würde ich einmal sagen. Ich habe mich ein bissel erkundigt, was im ÖIM passiert. Wenn man sich nämlich das Ökosoziale Forum Österreich anschaut, dann steht da nämlich genau das Gleiche drinnen. Ich meine, der ehemalige Vizekanzler Riegler hat zweifelsohne seine Meriten und seine Verdienste. Er ist sicher ein ehrenwerter Herr. Nur glaube ich nicht, wenn man sich das ein bissel näher anschaut, dass wir in Wien jetzt unbedingt sein gesellschaftliches Modell von der Stadtregierung und auch vom Landtag verordnet brauchen. 

Aus diesem Grund, weil ich einfach glaube, dass gerade bei der Nachhaltigkeit Vielfalt besser als ein Einwegmodell ist, sagen wir es einmal so, hätte ich gerne dem Naturschutzbericht zugestimmt, aber ohne dem Punkt 2 und deswegen möchte ich Sie auffordern, unserem Abänderungsantrag zuzustimmen. - Dankeschön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Klucsarits. 

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Naturschutzbericht ist ja immer ein sehr interessanter Gradmesser, welchen Stellenwert der Naturschutz eigentlich in der Stadtverwaltung genießt. In diesem Zusammenhang ist mir aufgefallen, dass der Bericht mancher Abteilungen, die im Naturschutz sehr relevante Aufgaben übernehmen, in diesem Naturschutzbericht relativ kurz gehalten ist. Aber Quantität, das weiß ich schon, hat ja überhaupt nichts mit Qualität zu tun. 

So habe ich die Ankündigung über die Reform der MA 22 als sehr interessant empfunden. Vor allem die Zielsetzung, wonach diese so stattfinden wird, dass es dem Dienstleistungscharakter einer Magistratsabteilung entsprechen soll, hat mir wirklich gut gefallen. Zum einen hoffe ich aber, dass sich dieser Gedanke bei der Reform der MA 22 wirklich durchsetzen wird und zum anderen sind ja auch andere Magistratsabteilungen eingeladen, sich diesen Gedanken anzuschließen. 

Erfreulich finde ich auch, dass die Kenntnis der MA 22 zu Themen in Sachen Umweltschutz zunimmt, denn gerade in den letzten Jahren wurde da im Umweltressort einiges vermisst. Wir haben da den Eindruck gewonnen, dass sehr viele der Themen des Umweltschutzes von der Stadtpolitik gar nicht oder nur mangelhaft wahrgenommen werden. Da möchte ich nur sagen die Handymasten, die Ernährungssicherheit oder andere Megathemen, auf die seitens der Stadtpolitik kaum reagiert wird, die aber in Wirklichkeit die Bürger sehr beunruhigen. 

Aber es gibt auch Themen, bei denen man das Gefühl hat, die Umweltverantwortlichen in dieser Stadt nehmen sich ihrer an. Hier meine ich das Bodenschutzgesetz, das derzeit noch immer vorbereit wird. Eine an sich sicher gute Sache, denn wir meinen, dass gerade der Boden ein schützenswertes, ökologisches Gut darstellt und schlussendlich ist es ja der Boden, in dem alle Schadstoffe landen oder zumindest dort durchgehen. 

Weniger zu begrüßen ist der Zeitplan dieses Gesetzes, denn es schaut wieder einmal danach aus, dass alles verzögert wird. Es steht ja drinnen, dass es im Naturschutzbericht 2003 bereits vorliegen wird. Wir haben aber bereits 2004 und wir haben davon noch nicht einmal einen Entwurf gesehen.

Auch der Hinweis auf die zu erwartenden Richtlinien erscheint mir wieder ein bisschen verdächtig. Wahrscheinlich werden wir wie beim Tierschutzgesetz wieder einige -zig Monate auf die EU-Richtlinien warten, bis das Bodenschutzgesetz das Licht der Welt erblickt. Allerdings ist sicher der Boden die Hinhaltetaktik. Egal. Aber der Boden muss ganz einfach geschützt werden. Der Schutz, den wir für den Boden wollen, soll sich aber nicht nur auf den Schadstoffgehalt beziehen, sondern es geht uns vor allem darum, auch die Quantität an Bodenfläche in Wien zu erhalten. Schon seit Jahren fordern wir eine Entsiegelungskampagne für Wien. Was spricht denn dagegen, um plastisch zu reden, dass wir jedes Jahr die Fläche eines Fußballplatzes entsiegeln? Das wäre nicht allzu viel, aber trotzdem wäre es ein Zeichen. Eine Großstadt wie Wien braucht ganz einfach Freiflächen. 

Zurecht zieht sich ja auch der Nationalpark wie ein roter Faden durch den Naturschutzbericht. Die Berechtigung dafür leitet sich aus der Bedeutung dieses wirklichen Jahrhundertprojekts für den Naturschutz und die Freizeitgestaltung unserer Stadt ab. Aber so sehr wir auch gesucht haben, im gesamten Naturschutzbericht habe ich so gut wie nichts über das Nationalparkcamp und auch nichts über das geplante Nationalparkhaus gelesen. Auch bei der Besucherlenkung gibt es unserer Ansicht nach viel zu wenig Initiative des Landes Wien. 

Grundsätzlich sind wir auch mit dem Nationalparkziel einverstanden, den Baumbestand des Nationalparks auf heimische Bestände zu reduzieren. Die Frage, Frau Stadträtin, ist nur: Wie werden es die Besucher registrieren, wenn dort mit Kettensägen aufmarschiert wird und die Bäume umgesägt werden? Da ersuche ich Sie, eine große Informationskampagne zu starten, dass es nicht zu solchen Überraschungen kommt wie es zum Beispiel beim Stadtpark war. 

Immer wieder bekommen wir ja im Umweltausschuss Beschlussanträge für den Ankauf von Grundflächen für den Nationalpark. Das ist sicher positiv zu sehen. Aber wir hätten uns ein Konzept vorgestellt, welche Flächen angekauft werden und was da vorhanden ist, damit wir das offensiv angehen und nicht immer nur reagieren können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Einen Punkt in diesem Zusammenhang finde ich auch noch wichtig und zwar geht es um die Sicherung der Donauschifffahrt und deren Vereinbarkeit mit den Auflagen, die ein Nationalpark zu erfüllen hat. Ich glaube, dass hier ein Konsens von allen Parteien besteht, wie wichtig gerade in Zeiten der Osterweiterung der EU die Schifffahrt sein wird. Aber uns muss auch eines klar sein, dass es vom Gesichtspunkt des Nationalparks eine diesbezügliche Verantwortlichkeit gegenüber dem Nationalparkgedanken gibt. Wir können davon ausgehen, dass hier auch die Bundesbehörde ein Projekt vorhat, das sowohl der ökologischen als auch der ökonomischen Dimension der Wasserstraße Donau gerecht werden wird. 

Neben dem Nationalpark Donauauen ist die Schaffung des Biosphärenparks das zweite wichtige Projekt des grenzüberschreitenden Grünraumschutzes, wie wir ihn ja schon seit Jahren fordern. Aber wir glauben, dass hier bei der Realisierung dieses Projekts von Seiten Wien bei den Vorarbeiten noch eine Geschwindigkeitsstufe zugelegt werden soll, denn der Jahresbericht dokumentiert, dass es keine Garantie dafür gibt, dass der Biosphärenpark demnächst wirklich kommen wird. Aber gerade für uns ist eine rasche Optimierung des Nationalparks und die Schaffung des Biosphärenparks ein Garant dafür, dass der Nutzungsdruck auf die Grünräume in und rund um Wien, der sicher auch durch die EU-Er-weiterung noch vergrößert wird, abgefedert werden könnte.

Dass Naturschutz auch Artenschutz ist, das ist auch in diesem Bericht in Erwähnung. Mich hat es eigentlich sehr, sehr betroffen gemacht, wie viele Pflanzenarten in Wien in den letzten 150 Jahren bereits ausgestorben sind. Diese recht kritische Erkenntnis, glaube ich, sollte uns alle ein bisschen nachdenklich stimmen.

Noch schwerwiegender finde ich in diesem Zusammenhang die Studie das Zurückdrängen der Lebensräume der vielen Tiere betreffend. Denn auch eine Großstadt braucht diese Artenvielfalt, die gerade Wien immer wieder ausgezeichnet hat. 

Eines habe ich auch nicht richtig gefunden: Es steht in diesem Naturschutzbericht überhaupt nichts über das Amselsterben, das uns alle in Wien sehr betroffen macht. Ich glaube, hier müsste man eine Klarstellung finden. Hier müsste man schauen, wie weit man das in den Griff bekommt und wie weit das unter Umständen auch auf Menschen übertragbar ist, weil der Verursachervirus ja noch immer nicht ganz genau festgestellt worden ist. 

Und eines geht mir auch ab und zwar irgendein Bericht über die Miniermotte. Gerade über den Kastanienbaum, einen Baum, der zu Wien gehört, der nicht nur in Wien besungen wird, sondern ganz einfach ein Wiener Baum ist, den jetzt die Miniermotte total zerstört, hätte ich mir in einem Naturschutzbericht etwas erwartet. 

Aber ich möchte da mit meinen Ausführungen keinen falschen Eindruck erwecken. Die verwaltungstechnische Arbeit der MA 22 läuft sehr gut und was ich aufgezählt habe, sind Lücken, die im Verwaltungsbereich der politischen Ressortleitung liegen, wiewohl sich gerade im Bereich des Naturschutzes der Stadträtin ein gewisser Gleichklang mit uns findet, der sich ja in den entsprechenden Antragsbeantwortungen positiv niederschlägt. So sehr es mich freut, dass es hier auf diesem Gebiet ein sehr gutes Gesprächsklima gibt, so kann ich nicht verhehlen, dass mir in diesem Bericht noch weitere politische Schwerpunkte abgehen. 

Schon lange läuft eine Diskussion über die Novellierung des Baumschutzgesetzes und es wurde ja eine sehr aussagekräftige, aufschlussreiche Studie in Auftrag gegeben. Doch über Schlussfolgerungen für das Gesetz habe ich bis jetzt noch nichts gehört. 

Wir vermissen auch Aussagen über die Überlegung zur Eindämmung der Taubenplage. Auch die Taubenplage bewegt die Wiener. 

Der Grünraumsicherung wird meiner Meinung nach viel zu wenig Raum eingeräumt. Genauso wenig finde ich in dem Bericht Überlegungen zu dem von uns angeregten Verbindungsbach zwischen Marchfeldkanal und Alter Donau, mit dem nicht nur die Alte Donau nachhaltig dotiert werden könnte, sondern auch ein wertvoller Grünzug geschaffen würde, der sicher ein zusätzlicher Erholungsraum wäre. 

Es gäbe noch einiges, was ich aufzählen könnte, aber aus Zeitgründen und um die Debatte nicht zu verlängern, werde ich mich auf das Gesagte beschränken. Für mich steht aber fest, dass dieser Bericht zwar die Aufgabenerfüllung der MA 22 eindrucksvoll bestätigt, aber doch auch durchblicken lässt, dass die politischen Vorgaben einfach nicht umfassend genug festgelegt worden sind. 

Aber nachdem wir heute in erster Linie eigentlich die Naturschutzleistung und nicht die politischen Vorgaben zur Kenntnis gebracht bekommen haben, kann meine Fraktion diesem Bericht trotzdem ihre Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Reinberger. 

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Werte Abgeordnete!

Der Naturschutzbericht, das ist schon gesagt worden, zeigt eigentlich auf sehr schlichte Art und Weise die Aktivitäten der Naturschutzbehörde und auch anderer Dienststellen der Stadt Wien auf, was sie zum Schutze der Natur tun und erläutert auch die Problemfelder im Naturschutz. Das habe ich auch schon beim letzten Mal positiv hervorgehoben, auch dass der Naturschutzbericht die versteckten Schönheiten und die versteckten und verborgenen Schätze in Wien aufzeigt, was ja leider sonst selten der Fall ist. 

Wir haben eine große Artenvielfalt in Fauna und Flora und die gilt es zu erhalten. Das heißt, es gibt noch sehr viel zum Schutze der Natur in der Großstadt zu tun, von der Legistik über die Umsetzung im Detail und die Kontrolle selbstverständlich. Die Erarbeitung des Bodenschutzgesetzes ist ein ganz wichtiger Teil, leider, wie schon angeführt, etwas in Verzug, zumindest in dem Zeitrahmen, der uns im Naturschutzbericht versprochen wurde. 

Dass die einzelnen Arten- und Biotopschutzprogram-me im Netzwerk Natur in diesem Rahmen zusammengefasst der Bevölkerung nahe gebracht werden sollen, ist meiner Meinung nach eine sehr gute Idee und ein guter Beitrag zur Umsetzung von Naturschutz, denn wenn man Naturschutz solcher Art beziehungsweise das, was es zu schützen gibt, der Bevölkerung in regionalen Projekten nahe bringen kann, dann steigt das Verständnis für die Maßnahmen, die hier zu setzen sind. Das ist etwas, von dem beide Seiten profitieren, nämlich die Natur und der Mensch.

Auch das Betreuen noch so kleiner Einzelheiten, wie man bei Naturdenkmälern oder auch bei kleinen Gstätten meinen möchte, ist ein sehr wichtiger Beitrag. Das sieht man insbesondere dann, wenn bei einem Naturdenkmal, bei einem einzelnen Baum, diese Schutzstellung aufgehoben werden oder ein Baum umgeschnitten werden soll, wie intensiv die Bevölkerung darauf reagiert, das sofort bemerkt und dagegen Maßnahmen ergreift. Das heißt, es wird anerkannt und die Bevölkerung hält auch diese kleinen Maßnahmen für sehr wichtig.

Ich beurteile daher den Naturschutzbericht auch als Dokumentation der Tätigkeit der verschiedenen Magistratsabteilungen. Diese Tätigkeit ist im Großen und Ganzen sehr positiv, was aber nicht heißt, dass wir nicht in manchen politischen Spektren eine vollkommen andere Meinung haben. Ich erinnere Sie nur zum Beispiel an unsere Ansicht über die Abfallwirtschaft in Wien, dass wir auch nicht Verbesserungsvorschläge oder Abänderungswünsche da und dort hätten. Ich erinnere Sie an die Diskussionen, die wir eben zu der Errichtung des Biosphärenreservats Wienerwald hatten. Hier haben wir eine doch sehr andere Ansicht als beispielsweise die SPÖ, denn für uns wäre die Kernzone als Nationalpark ein wichtiger Punkt gewesen. Oder einer der letzten Anträge, die wir gestellt haben, nämlich die stadteigenen Landwirtschaftsbetriebe zügig auf hundert Prozent Biolandbau umzustellen. Leider Gottes ist diesem Wunsch nicht nachgekommen worden. Die SPÖ hat das abgelehnt, obwohl der Trend der Konsumenten nach Bioprodukten ein gleichbleibend hoher, wenn nicht steigender, ist.

Wie gesagt, natürlich weist – das ist schon angeklungen – der Bericht auch auf, dass es da und dort Lücken gibt. Es gibt Probleme, die offenbar nicht in den Griff zu bekommen sind. Wir haben schon von der Taubenproblematik gehört. Es ist eine alte freiheitliche Forderung gewesen, Taubenhäuser für die sanfte Eientnahme zu errichten. Auch die GRÜNEN haben in letzter Zeit diesen Vorschlag aufgegriffen, in diese Richtung argumentiert. Was bisher geschieht, steht auch im Naturschutzbericht. Die Taubennetze sind nur ein mittelbarer Schutz. Sie schützen gewisse Innenhöfe oder gewisse Räumlichkeiten vor den Tauben, aber sie führen nicht dazu, die Taubenpopulation zu reduzieren. Sie führen eher dazu, dass sich leider dann und wann auch Fledermäuse in den Taubennetzen verheddern und mitunter, wie es in der Vergangenheit schon vorgekommen ist, unglücklich verhungern, weil sie sich nicht selbst befreien können. Die Taubenplage ist sicherlich ein Problem, das in Wien noch nicht wirklich im Griff ist.

Die Miniermotte ist ein weiteres. Es wird zwar immer wieder darüber berichtet, dass wir versuchen, sozusagen mit ökologischen Maßnahmen die Miniermotte zu bekämpfen, aber leider gelingt es nicht. 

Genauso wie bis jetzt wissenschaftlich noch keine Lösung für das Amselsterben, den Kampf gegen das Usutu-Virus, gefunden wurde. Auch das sind sicherlich Bereiche, wo die Wissenschaft und dann natürlich auch die Politik in der Umsetzung gefordert sind. 

Ich habe eingangs gesagt, ein wichtiger Beitrag für den Naturschutz, für eine gesunde Natur in Wien wäre, den biologischen Landbau auszubauen. Leider sind wir mit einem diesbezüglichen Antrag nicht durchgedrungen.

Ich möchte heute ein weiteres Anliegen der Wienerinnen und Wiener vorbringen, und zwar lehnt die überwiegende Mehrheit der Wienerinnen und Wiener die Gentechnik in der Landwirtschaft ab. Ein flächendeckendes Gentechnikverbot war bislang in Wien nicht erlassen worden, weil es als nicht EU‑konform zu Recht verworfen worden wäre. Das Bundesland Kärnten hat ein Gentechnikgesetz erlassen, das von der Europäischen Kommission akzeptiert wurde. Es sieht anstelle eines generellen Verbots Schutzzonen um Anbauflächen von Biobetrieben vor. Diese Schutzzonen betragen drei Kilometer. Das entspricht dem Bienenflug. Bei optimaler Verteilung der Biobetriebe über ein Bundesland könnte ein solches Gesetz indirekt auch ein Gentechnikverbot für ein ganzes Bundesland bedeuten.

Ich stelle daher gemeinsam mit meinen Kollegen folgenden Beschlussantrag:

"Der Wiener Landtag wolle beschließen, die zu-ständigen Stellen mögen ein Gentechnikgesetz nach Kärntner Vorbild erarbeiten. Durch ausreichend große 
gentechnikfreie Schutzzonen sollen biologisch-wirtschaf-tende Betriebe vor den Einflüssen von gentechnisch be-handeltem beziehungsweise verändertem Saatgut und ähnlichen Einträgen geschützt werden. Dadurch und durch eine hoffentlich weiter steigende Zahl an Biobetrieben könnte den Wiener Konsumentinnen und Konsumenten in Zukunft eine Versorgung mit gentechnikfreien Lebensmitteln aus Wien sichergestellt werden.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den amtsführenden Stadtrat für Umwelt beantragt." (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Schutz der Natur bedarf es natürlich auch der Kontrolle, denn noch so bemühte Bürger und Bürgerinnen machen natürlich auch Fehler oder halten sich nicht immer an alle Vorschriften. Neben diversen Behörden und Organisationen leistet hier meines Erachtens eine Institution hervorragende Arbeit. Ich erwähne sie deshalb immer wieder gerne lobend, weil die Mitarbeiter dieser Organisation ehrenamtlich tätig sind und das, denke ich, in der heutigen Zeit etwas ganz Besonderes ist. Ihr Lohn ist daher unsere Akzeptanz und unsere Anerkennung. Es ist mir deshalb ein großes Anliegen, der Wiener Naturwacht – von dieser Organisation spreche ich – das entsprechende Gehör und ein Stimmrecht im entsprechenden Gremium zu verschaffen.

Wie schon gesagt, die Wiener Naturwacht leistet einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung beziehungsweise Einhaltung des Naturschutzgesetzes. Ihre Zusammenarbeit mit der Stadt Wien, insbesondere der MA 22, erhielt eine neue Grundlage. Es werden nun konkrete Zielvereinbarungen geschlossen und diese ehrenamtlichen Naturwächter erhalten eine entsprechende Ausbildung und Schulung. Es ist daher aus Sicht der Freiheitlichen nur ein weiterer logischer Schritt, einem Vertreter der Naturwacht anstelle des bisherigen Besucherstatus Sitz und Stimme im Naturschutzbeirat einzuräumen, um auch dort aktiv für die Belange des Naturschutzes mitarbeiten zu können.

Ich stelle daher gemeinsam mit meinen Kollegen den Beschlussantrag:

"Der Wiener Landtag möge beschließen:

Der Naturschutzbeirat möge um ein von der Wiener Naturwacht entsendetes Mitglied mit Sitz und Stimmrecht erweitert werden."

Auch hier ersuche ich um Zuweisung an den Ausschuss. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich danke den Dienststellen für den Naturschutzbericht 2002 und vor allem für die Aktivitäten, die sie in diese Richtung gesetzt haben. Wir werden daher den Bericht zur Kenntnis nehmen, wie gesagt, als Dokumentation der Arbeitsleistung. Ich ersuche, unseren Anträgen positiv gegenüberzustehen und sie wohlwollend zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Hufnagl. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Landtagspräsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren des Wiener Landtags! 

Vorweg, um auf die Vorrednerin einzugehen: Ich kann mir vorstellen, dass beide Anträge einer seriösen Würdigung im Umweltausschuss zugeführt werden und empfehle daher die Zustimmung heute im Wiener Landtag, sowohl was die Aufwertung des bisherigen kooptierten Mitglieds der Naturwacht betrifft als auch die Frage, ob es gelingt, juridisch klug die Frage des Verbots der Ausbringung von gentechnisch veränderten Organismen auch im Wiener Rechtsjargon unterzubringen. Ich meine, dass das über die Brücke "Natura‑2000‑Gebiete" durchaus denkbar sein sollte.

Wien als urbane Metropole und Bundeshauptstadt wird in der öffentlichen Wahrnehmung vor allem mit Begriffen wie Kunst, Kultur, historische Schönheiten auf der einen Seite, aber auch moderne Wirtschaft, Technologien, Tourismus und vor allem ein vorbildliches Sozial- und Gesundheitswesen auf der anderen Seite assoziiert. 

Was veranlasst nun den Wiener Landtag, vor allem auch im Gesichtspunkt der ständigen Überprüfung der Effizienz unserer politischen Arbeit, sich Jahr für Jahr mit dem Naturschutzbericht auseinander zu setzen? Ist es die Vollziehung des § 34 Abs 2 des Wiener Naturschutzgesetzes, der die Befassung mit diesem jährlichen Naturschutzbericht obligatorisch vorsieht? Ist es die Anerkennung der Naturschutzbehörde, die als eigenes Referat in der MA 22 angesiedelt ist? Ist es die Tatsache, dass die Hälfte des Wiener Stadtgebiets nicht nur durch unterschiedliche Flächenwidmungen grün determiniert ist, sondern auch die Hälfte des Wiener Stadtgebiets als Grünfreiraum konkret erlebbar ist? Liegt es am erfreulichen Faktum, dass ein Drittel der 414,8 Quadratkilo-meter der Bundeshauptstadt besondere Schutzstellungen genießt, vom einfachen Naturdenkmal über ökologische Entwicklungsflächen, über Landschafts- und Naturschutzgebiete zu dem für eine Metropole wohl einmaligen Phänomen eines Nationalparks, von dem man sagen kann, dass er mitten in die Zentren der Stadt hereinreicht? Oder ist es auch die Wertschätzung gegenüber der Wiener Landwirtschaft, die einen überraschend hohen Flächenanteil von 20 Prozent des gesamten Stadtgebiets nutzt und langsam, aber doch stetig – es wurde von Vorrednern schon angesprochen – der Anteil des biologischen Landbaus in Wien steigt, wobei vor allem die Vorreiterrolle der MA 49 mit ihrem Landwirtschaftsbetrieb zu erwähnen ist?

Meine Damen und Herren, es ist von all dem sehr viel und nichts für sich allein. Es ist aber vor allem der Ausdruck des erklärten Willens der Wiener Sozialdemokratie, die natürlichen Lebensgrundlagen dieser herrlichen Stadt bestmöglich abzusichern und damit die Lebens- und Freizeitchancen aller Wienerinnen und Wiener durch eine aktive, offensive Naturschutzpolitik auch dauerhaft zu gewährleisten. Diese Gesinnung der Wiener SPÖ entspringt einer Zeit nach dem Ersten Weltkrieg, also lange bevor die Grünbewegung in das selbstgewählte Kleid einer politischen Partei gezwängt wurde, wo die Sozialdemokratie die arbeitenden Menschen aus den grauen Häuserschluchten der Zinskasernen herausgeholt hat und unter dem bekannten Motto "Licht, Luft und Sonne" Zehntausenden moderne soziale Wohnungen in kommunalen Wohnhausanlagen mit Naturbaumbestand und mit grünen Innenhöfen zur Verfügung gestellt hat. 

Daneben entstand eine befreundete Organisation, die Naturfreunde, die sich von Beginn an – das ist schon 70 Jahre zurückliegend – stets für die Erhaltung der Naturräume, für freie Begehbarkeit, das Wegerecht in den österreichischen Wäldern und für die leider immer seltener werdende Freihaltung der Seenufer eingesetzt hat. Ich denke, es ist eine glückliche Fügung für unser Land, dass sich mit dem Nationalratspräsidenten Dr Heinz Fischer ein aktiver Naturschützer um das Vertrauen des höchsten Amts in der Republik bewirbt und damit die Wählerinnen und Wähler Österreichs am 25. April die Chance haben, den Präsidenten der Naturfreunde zum Präsidenten aller Österreicherinnen und Österreicher zu machen, ein Angebot, wovon ich überzeugt bin, dass diese Republik gerne Gebrauch machen wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Was sind nun die aktuellen Informationen, die diesen schriftlichen Naturschutzbericht von seinen Vorgängerprodukten unterscheiden? 

Es ist bereits vom Kollegen Maresch sehr breit in seiner Wortmeldung thematisiert worden. Das Ökosoziale Forum Wien hat eine hochinteressante Studie in Auftrag gegeben, um die Wechselwirkungen zwischen Gesellschaft und Natur auf der einen Seite und die durchaus möglichen Synergien zwischen Wirtschaft, Umwelt, Arbeit und Soziales auf der anderen Seite zu ergründen und festzuschreiben. Der Bericht dazu, "Zukunftsfähiges Wien – Richtungssicherheit durch Werteorientierung" liegt nunmehr vor und kann als mögliche Handlungsanleitung zur Umsetzung eines umfassenden ökologischen Transformationsmodells verstanden werden. Es ist kein Zufall, dass die Existenz des Ökosozialen Forums in Wien ausschließlich durch die jährliche Subvention von 60 000 EUR der Stadt Wien die finanzielle Abdeckung findet. Die Tatsache – das wurde schon erwähnt –, dass der ehemalige ÖVP–Obmann und Vizekanzler Dr Josef Riegler nach wie vor Mentor und bestimmende Persönlichkeit des Ökosozialen Forums Österreich ist, hat darauf keinen Einfluss und die positive Einstellung der Sozialdemokratie zu dieser Institution ist absolut nicht veränderbar. Weil es um Zukunftssicherung und Nachhaltigkeit geht, kennt die Sozialdemokratie keine engen parteipolitischen Schranken, eine Haltung, die bei der derzeitigen schwarz-blauen Bundesregierung nur des Öfteren vermisst werden muss. 

Zum Abänderungsantrag der GRÜNEN, die diese Studie nicht zur Kenntnis nehmen wollen, muss ich sagen, das entbehrt eigentlich jeder sachlichen Grundlage, denn die taxative Aufzählung einer ganzen Reihe von Projekten und Grundlagenforschungen – dieser Bericht des Ökosozialen Forums ist ein solcher – ist ohne jede rechtsverbindliche Aussage für den Wiener Landtag und Gemeinderat. Es ist einfach ein Leistungsnachweis, dass im Jahr 2002 jede Menge von Projekten entriert und teilweise auch schon abgeschlossen wurden. Ich kann daher dem Abänderungsantrag der GRÜNEN nicht nähertreten und empfehle die Ablehnung. 

Dem Auftrag der StRin Dipl Ing Isabella Kossina folgend, hat die MA 22 ein modernes Bodenschutzgesetz in Vorbereitung. Diese Vorbereitung, Kollege Klucsarits, ist schon sehr weit fortgeschritten. Ich gehe davon aus, dass wir im ersten Halbjahr 2004 dieses Bodenschutzgesetz im Umweltausschuss und nachfolgend im Landtag in Gesetzeskraft bringen können. Es wird die Bereiche Recht, Bodenfunktionen, qualitativen und quantitativen Bodenschutz und ein Monitoring, auch im Zusammenwirken mit dem Bundesumweltamt, als wichtigste Eckdaten beinhalten. Ein Zwischenbericht dieses wichtigen Projekts wurde übrigens im Naturschutzbeirat vom 16. Juni 2003 mit großer Zustimmung und breiter Akzeptanz aufgenommen. 

Ein weiteres wesentliches Kapital des Naturschutzberichts ist die Novelle des Nationalparkgesetzes und darauf aufbauend die entsprechende Durchführungsbestimmung, nämlich die Novellierung der Nationalparkverordnung. In Anlehnung an die Fauna-Flora-HABITAT-Richtlinie sowie die Vogelschutzrichtlinie der Europäischen Union wurden das Nationalparkgesetz und seine Verordnung adaptiert. 

Weitere nennenswerte Erneuerungen sind die Verpflichtung Wiens, den Grundwasserkörper unter der Lobau als natürliche Großreserve für das Wiener Trinkwasser zu erhalten und die Donau als Schiffbarkeitsweg künftighin hoffentlich mit stärkerer Frequenz auch im Sinne des Masterplans Verkehr sicherzustellen.

Apropos Nationalpark, und da muss ich vorher einen Schluck Wasser nehmen (Abg Christian Oxonitsch: Das passt auch zu dem Thema!): Der Abg Maresch stellte heute in der Fragestunde des Landtags eine Anfrage an die Frau StRin Dipl Ing Kossina, die im Gedankenaufbau bereits so unseriös ist, dass ich sie nur zur Verdeutlichung kurz noch einmal vorlese: "In einer Stellungnahme der MA 22 vom November des Vorjahrs zur vorliegenden Machbarkeitsstudie für die S1, Wiener Nordostumfahrung, Abschnitt 6, Donaubrücke auf Höhe Lobau, heißt es: 'Die S1 beansprucht in Form einer Brücke und anschließend als Rampe den Nationalpark in einer Gesamtlänge von 160 Metern und 7 Metern Breite. Derartige Maßnahmen in der Naturschutzzone stellen eine wesentliche Beeinträchtigung dar, sodass eine Bewilligung nicht möglich ist.'" – Soweit das Zitat aus einer Stellungnahme der MA 22. Jetzt kommt die Frage des Kollegen Maresch: "Worin besteht für Sie der Sinn des Nationalparks Donauauen, des einzigen Nationalparks auf Wiener Stadtgebiet," – nicht rasend neu – "wenn ein derartig massiver Eingriff in seinen Bestand von Ihnen befürwortet wird und Sie dabei Umweltschutzinteressen hinter Interessen der Transitlobby stellen?" – Soweit der Text der Anfrage. 

Kollege Maresch, für die verkehrsorganisatorisch notwendige Nordostumfahrung Wiens wurde bis jetzt keine endgültige Trassenentscheidung getroffen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das sagen Sie!) Kennen Sie vielleicht eine entsprechende Entscheidung vom Infrastrukturministerium? Kennen Sie eine Finanzierungszusage von der ASFINAG? Wenn ja, dann unterscheiden Sie sich von allen anderen 99 Kollegen dieses Hauses. Also Sie gehen ganz bewusst von einer fiktiven Annahme aus. Abgesehen davon, dass sich diese Entscheidung erst treffen wird, gehen Sie nach der Methode vor, der angefragten Stadträtin eine noch gar nicht getroffene Positionierung zu unterstellen, um darauf aufbauend Ihre vorhaltende Kritik aufzusetzen, und dies alles, um die Antistraßenlobby vorsorglich zu bedienen! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Drei Monate haben Sie Zeit!)

In die Berufswirklichkeit eines Mittelschullehrers übersetzt, hieße dies anzunehmen, ein Schüler werde die nächste entscheidende Prüfung sowieso nicht schaffen, ihn daher jetzt schon auf jeden Fall durchfallen zu lassen und ihn dann noch scheinheilig zu fragen, warum er sich angeblich bei einer anderen Schule angemeldet hätte. Das ist eine sehr feine Pädagogik, Marke Prof Maresch, in Wirklichkeit ein dialektischer Blunzenzug, die Erfindung der negativen self fullfilling prophecy und in Wahrheit ein klarer Missbrauch des Fragerechts hier im Wiener Landtag. Fein ausgedrückt, Kollege Maresch, Ihre Anfragen haben Veredlungsbedarf, in aller Klarheit und Ernsthaftigkeit.

Weil das Thema "Nationalpark" der Sozialdemokratie von der ersten Stunde an so wichtig ist, in aller gebotenen Klarheit und Eindeutigkeit: 

Erstens hat die Wiener SPÖ den Nationalpark Donauauen geplant und entwickelt, als die GRÜNEN noch nicht einmal wussten, ob sie weiterhin eine basisdemokratische Protestbewegung bleiben oder in irgendeiner Form zu einer politischen Partei mutieren wollen. (Abg Günter Kenesei: Das ist gemein!) Das ist von der Zeitleiste her belegbar. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Früher habt ihr Sozialisten geheißen, jetzt seid ihr nur mehr Sozialdemokraten!) 
Zweitens wird die Nordostumfahrung Wiens, die nebenbei mit einer ganzen Reihe von Verbesserungen im öffentlichen Verkehr – Schnellbahnertüchtigung, neue Straßenbahnlinien und Autobuslinien – verbunden sein wird, keinen massiven Eingriff in den Nationalpark bedeuten. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Daheim, vor dem Fernsehapparat!) – Reden Sie sich nur aus! Ich habe genug Zeit, Kollege Maresch! 

Noch einmal: Diese Nordostumfahrung wird keinen Eingriff in den Nationalpark bedingen. Warum? Weil in Wien das Nationalparkgesetz und vor allem auch das Naturschutzgesetz als gültiges Recht strikt eingehalten wird. Dafür steht nicht nur der Herr Bürgermeister mit seiner politischen Potenz und seiner inneren Einstellung als Biologe, sondern dafür stehen auch die hinter mir sitzende Frau Stadträtin und die gesamte sozialdemokratische Fraktion. Schreiben Sie sich das in Ihr grünes Klassenbuch! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn man Ihnen Ihre scheinheilige Maske ein bisschen herunternimmt, dann werden Sie ungeduldig und versuchen, mich mit Zwischenrufen aus der Ruhe zu bringen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Haben Sie damit ein kleines Problem?) Es wird Ihnen aber nicht gelingen. (Abg Günter Kenesei: Was haben Sie heute für ein Problem?) Ich habe überhaupt kein Problem, Kollege Kenesei. Ich habe nur ein Problem damit, wenn die GRÜNEN hier Positionen vertreten, die bar jeder realen Grundlage sind und daher korrigiert gehören. Das ist das einzige, was ich damit verfolge. (Abg Günter Kenesei: Für wen halten Sie heute eine Verteidigungsrede?)
In das Jahr 2002 fiel auch die neue Wienerwalddeklaration, an der die GRÜNEN auch nicht mitgearbeitet haben, aber sei's drum. Damit sind der Schutz für neue Entwicklungsziele im Wienerwald aktuell definiert und Maßnahmen zur Sicherung sowohl von Natur- und Erholungsräumen als auch von Lebens- und Wirtschaftsräumen verankert worden. Darauf aufbauend wurde anlässlich des Wienerwald-Millenniums im Auftrag der Bundesländer Wien und Niederösterreich eine Machbarkeitsstudie erstellt, die eine klare Empfehlung für die Errichtung eines Biosphärenparks ergeben hat. 

Die GRÜNEN liegen leider, wie so oft in der Umweltpolitik, mittlerweile daneben, aber in der Frage werden sie von den Freiheitlichen übertroffen. Ich erinnere mich, dass vom Kollegen RUDOLPH angefangen über die Kollegin Reinberger und andere freiheitliche Mandatare stereotyp ein Nationalpark Wienerwald verlangt worden ist. Klingt gut, ist ein griffigerer Begriff als Biosphärenpark, nur ist es einfach nicht durchsetzbar. Ich sage Ihnen hier in aller gebotenen Klarheit noch einmal, warum und was rein fachlich gegen eine derartige Festlegung spricht: (Abg Mag Rüdiger Maresch: Haben Sie überhaupt gelesen, was wir damals gesagt haben?)

Erstens gibt es im Wienerwald keine ausreichenden Flächen, die für eine absolut bewirtschaftungsfreie Kernzone herangezogen werden können, schon gar nicht 75 Prozent, die ein Nationalpark bedingen würde. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das hat auch keiner gesagt!) Außerdem hätte ein Mosaik von vielen kleinen Nationalparks, wie es beispielsweise von den Freiheitlichen verlangt wurde, überhaupt keine Chance auf internationale Anerkennung. Die Bewirtschaftung von derartigen Kleinnationalparks wäre an und für sich in der Praxis unmöglich. Der Wienerwald ist – das ist eine bekannte Tatsache – von einer ganzen Reihe von wichtigen Verkehrsbändern durchzogen, nehmen wir die A1, die Westautobahn, die A21, die Außenringautobahn, nehmen wir die B1, die Bundesstraße, die nach Sankt Pölten, Linz, Salzburg und so weiter führt und Wien mit dem Westen verbindet, und schlussendlich die wichtigste Bahnlinie Österreichs, die Westbahn, die ebenfalls ganz schwierig in das Korsett eines Nationalparks zu bringen ist. 

Der aus Wiener Sicht wahrscheinlich entscheidendste Punkt ist (Abg Mag Rüdiger Maresch: Und was ist mit der Lobau?), der Nutzungsdruck auf den Wienerwald als umschließendes wichtiges Naherholungsgebiet für Hunderttausende Wienerinnen und Wiener ist ganz einfach nicht nationalparkkompatibel. Es kann sicherlich kein vorrangiges Ziel der Wiener Politik sein, den erholungssuchenden Wienerinnen und Wienern dramatische Einschränkungen bei der Nutzung, bei der Begehung, meinetwegen bei der Beradlung des Wienerwalds aufzuoktroyieren. Es wird geflissentlich von den GRÜNEN und Blauen verschwiegen, dass ein Nationalpark mit einer unmittelbar angrenzenden Millionenstadt in dieser Form nicht wirklich auf einen Nenner zu bringen ist. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Was wollen Sie mit der Lobau? Dort gibt es keine Stadt Wien?) 

In der Lobau gibt es nur geführte und klar definierte Routen, auf denen man sich bewegen kann. Von einem freien Begehen des gesamten Areals, möge Gott und sonst wer abhüten, ist die Lobau zum Glück verschont geblieben. Im Wienerwald ist es Usus für die Wienerinnen und Wiener und wir werden deswegen die Wiener Bevölkerung nicht umerziehen, nur weil die GRÜNEN irgendwelchen Fantastereien nachhängen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Die Fantastereien liegen ganz bei Ihnen!) Jetzt kommt der Ansatz, wo ich Sie bitte, mit an Bord zu kommen, auch Kollege Maresch. Vielmehr gilt es, 105 370 Hektar einem zeitgemäßen Schutz- und Naturmodell zuzuführen, also ein Großprojekt, das auch die internationale Anerkennung der UNESCO finden würde, in enger Partnerschaft mit dem Bundesland Niederösterreich und dem mittlerweile errichteten Biosphärenreservatmanagement. Bekennen wir uns offensiv zur realistischen Errichtung eines Biosphärenparks Wienerwald, liegen doch drei von insgesamt 21 Kernzonen auf Wiener Stadtgebiet.

Letzter Themenkreis: Ich möchte aus aktuellem meteorologischen Anlass einen ersten kurzen Zwischenbericht zur Bewältigung der winterlichen Ereignisse dem Wiener Landtag zur Kenntnis bringen. Bekanntlich ist eine Änderung der früheren Winterverordnung in eine neue Auftaumittelverordnung erfolgt, die einige klare Zielsetzung betreibt: Eine vernünftige Balance zwischen Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit zur Gewährleistung der Mobilität und der Versorgung der Stadt und auf der anderen Seite die bestmögliche Beachtung des Naturschutzes, die Staubbelastung der Luft nach Streumittelaufbringung möglichst gering zu halten – objektiverweise muss man sagen, dass es in der Vergangenheit durch die Einkehrung der Streusplitts beträchtliche Emissionen in der Luft gegeben hat –, stickstoffhältige Stoffe wie Ammoniumsulfat oder Harnstoff sollen generell verboten werden und schlussendlich gilt es, so wenig Auftaumittel wie möglich einzusetzen und unversiegelte Bodenflächen im Umkreis von 10 Metern auch von erlaubten und durchaus zulässigen Mitteln wie Natrium oder Halogenitauftaumitteln zum Schutz ... (Abg Günter Kenesei: Weiß das die MA 48 auch?) – Das werde ich Ihnen gleich sagen, Herr Kollege Kenesei, wenn Sie mir noch zwei Minuten Gehör schenken. (Abg Günter Kenesei: Ich zeige Ihnen gerne die Plätze, wo die MA 48 salzt!) 

Jedenfalls hat die MA 48 den Kolleginnen und Kollegen des Umweltausschusses einen ersten Leistungsbericht des Wintereinsatzes geliefert. Dieser schaut folgendermaßen aus: Bis zum 8. Jänner, also inklusive der massiven Schneetage 4. bis 7. Jänner, sind in Wien 
an insgesamt sieben Schneefalltagen 30 Zentimeter Schneemenge gemessen worden. Dabei wurden 7 770 Tonnen Streukiesel und 3 100 Tonnen Salz – ich wiederhole 7 770 Tonnen Kiesel, vulgo Streusplitt, und 3 174 Tonnen Salz – vor allem in der verdünnten Form von Feuchtsalz eingesetzt. Nachdem man nicht einzelne Tage, sondern sinnvollerweise nur Schneemengen vergleichen kann, gab es eine vergleichbare Situation dafür im Winter 2000 auf 2001. An neun Schneetagen sind insgesamt 22 Zentimeter Schnee gefallen. Damals wurden 12 300 Tonnen Streukiesel und 3 400 Tonnen Salz verwendet. Dies bedeutet bei mehr Schneemengen 40 Prozent weniger Streukiesel, damit eine massive Schonung der Wiener Atemluft und eine gleichzeitige, wenn auch geringfügige, Abnahme des Salzeinsatzes. Es ist daher die Polemik der Volkspartei und der GRÜNEN von Anfang Jänner, so nach dem Motto "Geschneit hat es. – Wählt Schwarz oder Grün!", die jeder sachlichen Grundlage entbehrt, mit aller Deutlichkeit zurückzuweisen! (Beifall bei der SPÖ.)
Im Übrigen haben sich im Umweltausschuss alle Fraktionen dahingehend verständigt, dass nach Ende dieser Wintersaison, wenn es also einen ganzheitlichen Überblick gibt, eine Evaluierung dieser neuen Auftaumittelverordnung in der Form erfolgen wird, dass wir die MA 22 ersuchen werden, uns ein objektives kompetentes Bild über diese neue Regelung und ihre Anwendungsmöglichkeiten zu liefern. Ich stehe nicht an, sollte noch Nachjustierungsbedarf sein, werden wir sicherlich dialogbereit sein.

Letzter Satz: Der Naturschutzbericht 2002 auf insgesamt 76 Seiten hat eine detailreiche kompetente Schilderung der Fauna und Flora Wiens und damit ein durchaus zufriedenstellendes Bild der Wiener Natur geliefert. Ich möchte den kompetenten Verfassern dieses Berichts, vor allem Herrn SR Dipl Ing Ricica, seiner Mitarbeiterin Dr Ulrike Haslinger und seinem Team für diese wirklich profunde, übersichtliche und eindrucksvolle Arbeit herzlichst danken. Ebenso gebührt Dank und Anerkennung aber auch jenen Abteilungen, die vorrangig für die Verwirklichung des Naturschutzgedankens in Wien verantwortlich sind, die MA 42 – Stadtgartenamt, die MA 45 – Wasserbau und – wie ich inoffiziell dazusage – Donauraummanagement und schlussendlich die MA 49 mit dem Forstamt und dem Landwirtschaftsbetrieb. Ich möchte aber auch all jenen Wienerinnen und Wienern – und das ist die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung dieser Stadt – für einen verantwortungsvollen, schonenden Umgang mit der Wiener Natur meinen Respekt zollen.

Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Aufmerksamkeit und bitte Sie im Sinne des Naturschutzbeirats konsensual diesen Naturschutzbericht 2002 zur Kenntnis zu nehmen. – Herzlichen Dank!

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Blind. – Bitte.

Abg Kurth–Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

So wie es der Kollege Hufnagl gemacht hat, werde ich es auch ein bisschen halten. Er hat zum Beispiel heute unter dem Naturschutzbericht einen Herrn Dr Fischer zur Wiederwahl vorgeschlagen. Das, bitte, hat mit dem Naturschutzbericht wirklich nur sehr wenig zu tun. (Abg Christian Oxonitsch: Er ist Präsident der Naturfreunde!) Und er hat versucht, alles was in dieser Stadt nicht funktioniert, der Bundesregierung umzuhängen, was aber nicht auf Dauer hingenommen werden kann. Es war das Versagen der Sozialisten, die Milliardenschulden aufgebaut haben. Es ist in diesem Staat nichts mehr außer der Schulden zu verteilen, die die roten Finanzminister angehäuft haben. (Abg Christian Oxonitsch: Darum macht ihr noch mehr?) Schauen Sie sich doch das Budget an! Wie funktioniert denn das Budget? Das hat nicht einmal ein Prozent effektiv. Wenn Sie das hätten, wären Sie glücklich. (Abg Christian Oxonitsch: Wie schaut denn die Staatsverschuldung aus? Schauen Sie sich das doch an!) Das Hereinplaudern hat gar keinen Sinn! (Beifall bei der FPÖ.)
Schauen Sie ein bisschen fern! Schauen Sie sich das Budget an! Begreifen Sie es ein bisschen! (Abg Christian Oxonitsch: Es geht nicht ums Budget! Es geht um Österreich!) Sie sind Klubobmann der Sozialdemokratie. Sie müssen es ein bisschen behirnen! Das Defizit ist unter einem Prozent. Behirnen Sie ein bisschen das, was der Karl‑Heinz Grasser im Fernsehen vorträgt, lesen Sie ein bisschen Zeitung und Sie werden auch etwas erkennen können! (Abg Godwin Schuster: Danke!) Ja, danke. Sie können hereinschreien, ich habe Zeit, kein Problem.

Sie haben auf Seite 10 des Naturschutzberichts ein Gemeinschaftsgefühl beschworen. Sie haben dieses Gemeinschaftsgefühl sogar deklariert. Kollege Maresch hat wenigstens festgestellt, dass es heute schon verschiedene Modelle der Gesellschaft in Wien gibt. An diesen verschiedenen Modellen sind Sie schuld! Durch Ihre verfehlte Einwanderungspolitik und durch die verfehlte Integrationspolitik haben Sie es zum Beispiel geschafft, dass in Ottakring bei der nächsten Gemeinderatswahl 27 Prozent ethnische Türken antreten werden. (Abg Godwin Schuster: Was?) Nicht "was"! Die Frau Bezirksvorsteherin hat das alles beantwortet. (Abg Godwin Schuster: Wir reden vom Naturschutzbericht!) Von Ottakring reden wir. (Abg Godwin Schuster: Was hat der Naturschutzbericht damit zu tun?) Soviel, wie dass Herr Dr Fischer hier zur Präsidentenwahl vorgeschlagen wird. (Abg Godwin Schuster: Das ist der Präsident der Naturfreunde!) Soviel hat es auch damit zu tun. Setzen Sie sich hinaus, dann können Sie mich besser unterbrechen.

Dieses Gemeinschaftsgefühl in der Stadt ist zerbrochen und daran sind Sie schuld! Da können Sie auf Seite 10 des Naturschutzberichts schreiben, was Sie wollen, es gibt dieses Gemeinschaftsgefühl nicht. Sie haben vergessen, bei dieser Einwanderung auch die notwendige Integrationspolitik durchzuführen. Daran ist nicht die Bundesregierung schuld oder schon die Bundesregierung, aber das war die rote Bundesregierung, nicht die jetzige Bundesregierung. Sie müssen immer dazusagen, welche.

Dann kommen wir zur Seite 11, "toxische Stoffe im Stadtboden". Das ist der Naturschutzbericht. Wo sind Ihre Gegenstrategien dazu? Ihre Gegenstrategie schaut so aus, dass der Sondermüll von ganz Österreich in Wien, in Simmering, verbrannt wird. Das ist eine schöne Gegenstrategie gegen Bodenverseuchung, dass eine dritte Müllverbrennungsanlage in Simmering gebaut wird. Es ist sicher so, dass die Luft oben nicht besser herauskommt als sie unten hineingegangen ist. Da können Sie mit dem Kopf zwinkern, wie Sie wollen, Herr Kollege Godwin Schuster! Die Luft in Simmering wird durch Ihre Maßnahme verpestet! Sie sollten sich ein besseres Konzept zurechtlegen, wie man den Müll in Wien beseitigt, sicher nicht so, dass man den ganzen Sondermüll von ganz Österreich nach Simmering bringt und dort verbrennt. Das heißt, Sie machen Simmering zum Mistkübel von Wien und von ganz Österreich! Dagegen sind wir! (Abg Christian Oxonitsch: Nicht einmal Applaus gibt es dafür mehr!)

Dann Seite 22: Da haben Sie eine Buchpräsentation: "Das schönste Tal". Wunderbar! Eine Buchpräsentation kostet dem Steuerzahler 5 627 EUR, ganz schön geschmalzen für 60 Seiten Buch. Das heißt, wenn jedes Buch in Österreich dem Steuerzahler 5 627 EUR kostet, dann wird ganz schön viel Geld verschwendet. Darauf brauchen wir nicht stolz zu sein! (Abg Christian Oxonitsch: Wir haben nicht solche Probleme wie Sie mit dem Finanzminister!)

Seite 23, "biologisch erzeugte Lebensmittel": Zuerst haben wir gesagt, wir wollen 70 Prozent der Wiener Betriebe, die schon auf Bio umgestellt sind. Wir wollen 100 Prozent dieser städtischen Betriebe umgestellt haben. Da ist uns im Ausschuss als Ausrede angeboten worden, dass es nicht so viele Abnehmer für die biologischen Produkte gibt. Dieser Bericht straft Sie lügen. Derzeit sind in den Schulen, Kindergärten, Horten und Altersheimen erst 30 Prozent der Nahrungsmittel aus biologischem Anbau. Das heißt, es gibt noch genug Betriebe, die etwas produzieren könnten. Es gibt auch noch genug Abnehmer. Das bedeutet, so glorreich, wie der Herr Kollege Hufnagl diesen Bericht dargestellt hat, so glorreich ist er nicht. Die Beamten der MA 22 haben sich zwar bemüht, aber eben unter einer sozialistischen Stadträtin. Wir haben gehört, alles haben die Sozialisten zu verantworten. Es ist nicht die Stadträtin für Umwelt, es ist keine Wiener Umweltstadträtin, sondern eine sozialistische. So glorreich ist das Ganze nicht!

Beim Taubenproblem schaut es so aus: Wir haben Abwehrnetze gegen Tauben, aber was verfängt sich darin? Es verfängt sich die eine oder andere Fledermaus darin. Das ist für die Fledermaus nicht so zum Lachen, wie Sie das sehen. Wir können uns noch gut daran erinnern, wenn man – ich habe Fotos darüber gemacht – im 1. Bezirk sitzt und dort essen will, flüchten Touristen vor den Tauben. Da können Sie die Stirn runzeln, Herr Kollege Oxonitsch, ich habe das fotografiert. (Abg Christian Oxonitsch: Bitte, machen Sie halt einen Vortrag!) Im 1. Bezirk flüchten die Touristen aus dem Schanigarten vor dieser Taubenplage. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Das ist vielleicht für Sie lustig, wenn Sie gemeinsam mit einer Taube am Tisch essen, aber einem Touristen ist das nicht angenehm. Sie können das als lächerlich hinstellen, das ist aber kein Witz, wenn Sie gemeinsam mit der Taube speisen dürfen. (Abg Christian Oxonitsch: Ich bin sehr froh, dass Ihre Rede im Internet übertragen wird! Das muss man gesehen haben!)

Ich kann mich noch gut an den Herrn Bürgermeister erinnern, als er im Oktober 1999 gesagt hat, der Tourismus wird zugrunde gehen, weil damals Blau-Schwarz an die Regierung gekommen ist. Da hat er an die Wand gemalt, was mit dem Tourismus nicht alles passieren wird. Jetzt steht in der Zeitung, in Wirklichkeit boomt der Tourismus, besser war der Tourismus noch nie als unter vier Jahren blau-schwarzer Regierung. (Abg Josefa Tomsik: Das hat aber nichts mit der blau-schwarzen Regierung zu tun!) Damals sind wir an die Regierung gekommen. Damals hat der Herr Bürgermeister verkündet, bei dieser Regierung wird der Tourismus zurückgehen, wird der Kongresstourismus zurückgehen, werden alle Leute Wien und Österreich fernbleiben und es wird ganz schrecklich werden. Ich muss sagen, der Herr Bürgermeister hat damals Angst und Schrecken verbreitet, aber in Wirklichkeit ist der Tourismus unter vier Jahren Schwarz-Blau so gut geworden, wie er in Österreich noch nie war. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Dkfm Dr Ernst Maurer: Trotz der Tauben?) 

Sehen Sie, das war der richtige Einwurf! Trotz der Tauben! Sie lachen! Sie haben es vielleicht angenehm, aber es ist eben so, dass Sie diese Problematik nicht ernst nehmen! Alles, was in Ihr Hirn nicht hineinpasst, was Ihnen nicht in den Kram passt, wird lächerlich gemacht! Das wird niedergemacht! Dieses Problem ist einfach nicht da! Das Taubenproblem ist aber ein Problem in der Stadt. Es haben die Grünalternativen durchaus gute Ansätze geboten, wie man das lösen könnte. Aber Sie sind nicht bereit, wenn die Idee nicht von Ihnen kommt, irgendwelche Ideen aufzugreifen!

Wie gesagt, der Biosphärenpark Wienerwald wurde von Pröll und Häupl vor den Wahlen immer groß propagiert. Ich kann mich gut daran erinnern, als sich Pröll und Häupl den Zeitungen gestellt und gesagt haben, sie werden einen Nationalpark machen. (Abg Heinz Hufnagl: Das ist nie gesagt worden!) Sie lesen keine Zeitung. Ich bringe sie Ihnen. Ich weiß, dass Sie Zeitungslesen nicht schätzen, aber das ist eben notwendig. Auch als Vorsitzender des Umweltausschusses sollten Sie Medien beachten. Pröll und Häupl haben den Nationalpark propagiert. Sie waren immer dafür, aber natürlich ist nichts daraus geworden, weil aus Ankündigungen des Herrn Bürgermeisters nichts wird. Egal, ob er den Tourismus totredet, egal ob er im Wienerwald einen Nationalpark ankündigt, die Versprechungen des Herrn Häupl sind null und nichtig. 

Er war auch derjenige – damit wir schnell auf den Herrn Häupl kommen –, der gesagt hat: "Ausländer im Gemeindebau? Nein! Wenn 250 000 Wiener das nicht wollen, dann kommt das nicht." Was ist mit seinen Versprechungen? Drinnen sind sie. Das heißt, die Versprechungen des Herrn Häupl sind wirklich nur Schall und Rauch. Ich bringe Ihnen auch das vom Herrn Häupl. Ich habe das ebenso in Bild und Ton. Ich bringe es Ihnen. Er hat vor der Wahl gesagt, er sei der Garant dafür, dass kein Ausländer in den Gemeindebau kommt, weil das die Wiener nicht wollen. (Abg Heinz Hufnagl: Ist das jetzt auch ein Naturschutzthema?) Ich rede über das, was der Herr Häupl alles kundtut, damit Sie es einmal wissen. Das heißt, wenn er vor der Wahl sagt, kein Ausländer kommt ihm in den Gemeindebau, schaut es nach der Wahl ganz anders aus. So ist es mit den Versprechungen des Herrn Häupl. (Abg Christian Oxonitsch: Sie wissen, dass es genau die nicht gegeben hat!) Unglaubwürdig ist der gute Mann!
Jetzt kommen wir wieder zur Seite 47 vom Naturschutzbericht, den Zieseln: Die Verbauung von ehemaligem Grüngebiet macht es nicht mehr möglich, dass sich diese Ziesel in der Stadt aufhalten. Wer macht Flächenwidmungs- und Bebauungspläne? Sie von der Sozialdemokratie setzen alles durch, nur die Natur bleibt leider bei Ihrer Politik über. 

Mauereidechse, Seite 50: Lebensraumverlust, es gibt nur mehr zwei Vorkommen. Jetzt kommen wir zum grandiosen Umweltschutzbericht. Die MA 42 verlangt das Ausschneiden einer schattigen Stiege. Das steht in diesem Bericht. Die Stadträtin dieser Umweltmusterstadt, die von Sozialisten geschaffen ist – wie der Herr Hufnagl sagen würde –, wird es doch hoffentlich schaffen, eine schattige Stiege ausschneiden zu können, sodass die Mauereidechsen ihren Lebensbereich haben. Oder ist das gar so schwer? Eine schattige Stiege? Lesen Sie nach auf Seite 50. Sie müssen heute den Bericht alle da haben. Lesen Sie nach, dann brauchen wir nicht darüber zu diskutieren. Das heißt, die arme Mauereidechse wartet auf das Versagen der Umweltstadträtin. Nicht einmal das schaffen Sie. 

Die Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit wird auf Seite 56 beschworen. In Wirklichkeit ist es, wenn man die vorher gesagten Punkte betrachtet, plumpe Parteipropaganda, was Sie da als Öffentlichkeitsarbeit verkaufen. Der Herr Hufnagl hat gesagt, es ist nicht die Stadträtin für Umwelt, nein, es sind die Sozialisten. Natürlich sind es dann die Sozialisten, die diese Versäumnisse in der Stadt zu verantworten haben. Auf Seite 56 steht, die Folder müssen in dieser Stadt schon dreisprachig gedruckt werden. Das ist ein schönes Gemeinschaftsgefühl, wenn die Leute, die hier in der Stadt arbeiten, nicht einmal die Sprache verstehen, die in dem Land üblich ist. Die Folder müssen dreisprachig gedruckt werden, damit die Schlangen von den dort beschäftigten Arbeitskräften, die der Staatssprache nicht mächtig sind, nicht erschlagen werden. Schön schaut es aus in dieser Stadt! 

Seite 57, "ganz Wien ist halb grün". Schauen Sie sich aber die Verteilung an! (Abg Christian Oxonitsch: Ich bin echt froh, dass diese Rede im Internet übertragen wird!) Wir haben eine Verteilung, die fürchterlich ist. Draußen im 13. Bezirk haben wir ein Stückchen Wienerwald, in der Lobau haben wir es grün und in der Burggasse raufen sich die Wiener mit den Türken und stoßen sich von der Parkbank und von der Hutsche, weil die Grünanlagen zu klein sind. So schaut es aus! Sie müssten einmal schauen, dass auch im innerstädtischen Bereich, dort, wo die Menschen Grünraum brauchen, Grünraum vorhanden ist. Es kann doch nicht angehen, dass sich die Kinder gegenseitig von den Hutschen und von den Sportgeräten stoßen, weil diese kleinen Grünanlagen für die Anzahl der dort Lebenden einfach viel zu klein sind. (Abg Martina LUDWIG: Da klatscht nicht einmal Ihre Fraktion!) 

Seite 63 und Seite 64: Da werden die Nützlinge gegen die Miniermotte gelobt. Aber offensichtlich werden diese Nützlinge nicht eingesetzt, weil sonst könnte es nicht passieren, dass auf der Seite 72 die Waldschäden beklagt werden. Das heißt, Sie müssen sich entschließen, ob entweder das Programm mit den Nützlingen auf Seite 63 und 64 so gut ist oder ob die Waldschäden noch immer so groß sind, weil Nützlinge loben und Waldschäden haben, wenn man die Nützlinge nicht einsetzt, das passt nicht zusammen. 

Wie armselig die Grünpolitik dieser roten Stadtregierung ist, sieht man daran, dass man sogar in einer Weltstadt wie Wien loben muss, dass man um einen morschen Baum – Seite 67 – einen Weg versetzt. Das ist es wert, in einem Naturschutzbericht einer Umweltmusterstadt erwähnt zu werden. Das ist eigentlich ein Klacks, einen Weg ein bisschen woanders hinzubauen, damit den Bürgern nicht der morsche Baum auf den Kopf fällt. Aber das wird bei uns groß herausgestrichen. 

Mauerbach, Wienfluss, Seite 69: Die Schwebstoffdynamik wird untersucht. Das kostet uns 105 000 EUR. Bitteschön, hat sich die rote Stadtverwaltung schon einmal angeschaut, warum es dort Schwebstoffe in den Retentionsbecken gibt? Weil die HL-AG dort das Tunnelwasser in diese Retentionsbecken einleitet. Wer Tunnelwasser in Retentionsbecken einleitet, braucht sich um die Schwebstoffe nicht zu kümmern, was heißt, 105 000 EUR hinausgepulvert. So lange dort von der HL-AG das Tunnelwasser eingeleitet wird, brauchen wir uns nicht zu wundern, dass es Schwebstoffe gibt. (Abg Christian Oxonitsch: Das begeistert sogar Ihre eigene Fraktion nicht!)

Wir kommen zur Seite 72: Werden Sie mir sagen, was für ein Konzept Sie gegen die Ozonbelastung haben, die Sie in Wien nicht in den Griff bekommen? Wahrscheinlich Ihre stereotype, schwachsinnige Antwort, die da immer verbreitet wird: "Der Bund ist schuld." Sie machen alle Fehler, die man in einer Stadt machen kann, loben sie, machen schöne Broschüren und sagen bei dem, was sie nicht in den Griff bekommen, der Bund ist schuld. (Abg Franz Ekkamp: Richtig!)

Seite 75 haben wir heute schon einmal erwähnt. Sie loben es, dass 600 000 Leute den Nationalpark Donauauen besuchen. Man kann es auch von der anderen Seite aus sehen. 600 000 Leute machen so einen Druck auf die Natur und auf die dort lebenden Tiere, dass man schon fragen muss, wann es Strategien von Ihnen gibt, dass dieses Kleinod auch erhalten wird. Das wird wie Disneyland vermarktet. Das ist nicht die Umweltpolitik, die ich mir vorstelle. 

Wir haben im Klub beschlossen, die Beamten haben sich sehr bemüht, trotz dieser roten Stadtregierung eine anständige Umweltpolitik in Wien zu machen und wir wollen die Arbeit dieser Beamten bedanken, werden deshalb unsere Zustimmung geben. Aber die Politik der Propaganda dieser Umweltmusterstadt ist heute entlarvt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich komme wieder zurück zum Naturschutzbericht 2002. Ich möchte mich dem Dank an die Beamtenschaft, die diesen Bericht verfasst hat, anschließen und ich hoffe um eine breite Zustimmung und Kenntnisnahme dieses Naturschutzberichts 2002.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich lasse zuerst den Abänderungsantrag der GRÜNEN abstimmen. Das ist die Herausnahme des Kapitels II. 

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur die grüne Fraktion, damit abgelehnt. (Abg Godwin Schuster: Das sind nur vier Grüne!)

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Naturschutzbericht 2002 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen der GRÜNEN angenommen.

Wir kommen nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag der FPÖ betreffend Verbot der Gentechnik in der Landwirtschaft. Hier geht es um eine Zuweisung an die Frau amtsführende Stadträtin für Umwelt. 

Wer mit dieser Zuweisung einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Beim Beschluss- und Resolutionsantrag zur Wiener Naturwacht im Naturschutzbeirat geht es ebenfalls um eine Zuweisung. 

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen der GRÜNEN angenommen. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. 

Ich wünsche einen angenehmen Nachmittag. 

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss der Sitzung um 13.48 Uhr.)

